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Die Milliardäre 
und die Macht 

Drei bekannte deutsche 
Milliardäre schieben knappe 
dreiviertel Million Euro 
auf die Konten der CDU. 
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Junckerland 
ohne Juncker? 

Zu den Ergebnissen der 
vorgezogenen Parla¬ 
mentswahlen in Luxem¬ 
burg. 
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Gewerkschaftskon¬ 

ferenz 

Bericht und Auszüge 
aus den beiden Refe¬ 
raten. 
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Die Agenda der Konzerne 


BDI-Präsident formuliert Vorgaben für Schwarz-Rot 



V ielleicht braucht man die Grü¬ 
nen ja noch einmal. Deshalb 
durften sie selbst am 16. Okto¬ 
ber das Scheitern der Koalitionsver¬ 
handlungen mit der Union verkün¬ 
den. Am Ende sei klar gewesen, dass 
Mindestlohn, höhere Hartz-IV-Sätze 
und Bürgerversicherung von der Uni¬ 
on nicht zu bekommen gewesen seien. 
Na, na. Die nahe Zukunft wird zeigen, 
ob die SPD nicht (fast) genau das be¬ 
kommt. 

Eher beiläufig bringen die Grünen 
Fast-Koalitionäre ein echtes Essential 
ihrer Politik zur Sprache: „Bei der Fra¬ 
ge der Energiewende, die für uns eine 
zentrale Herausforderung ist, haben 
wir in zwei Anläufen versucht, Kon¬ 
kreteres zu erfahren. Wir haben aber 
keine Festlegungen bekommen.“ Nur 
einen Tag später war zu erfahren wa¬ 
rum. 

Ulrich Grillo der Präsident des Bun¬ 
desverbandes der deutschen Industrie 
(BDI) spricht es im Interview mit dem 
Manager-Magazin aus. Er benennt als 
„oberste Priorität einer neuen Bun¬ 
desregierung“ eine „grundlegende 
Reform der Energiewende“. „In sei¬ 
ner jetzigen Form“ habe das Erneuer- 
bare-Energien-Gesetz (EEG) ausge¬ 
dient. In dieser Frage empfiehlt Grillo 
Frau Merkel, sich Gerhard Schröder 
zum Vorbild zu nehmen. Der habe vor 
zehn Jahren mit der Agenda 2010 auch 
gegen Widerstände „verantwortungs¬ 
bewusst gehandelt“. „Was damals die 
Sozial- und Arbeitsmarktpolitik war, 
ist heute die Energiepolitik.“ Das ist 
deutlich, zumal Grillo nachlegt. In ei¬ 
nem „Appell zu den Koalitionsver¬ 
handlungen“ widmet er dem Thema 
der Energiewende ein volles Drittel. 
Beim Strom sei man „auf einem Ni¬ 
veau angelangt, das die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit unserer Unter¬ 
nehmen ernsthaft bedroht“. 

Diese Signale zusammengenommen 
können nur Eines bedeuten: Einer 
der obersten Unternehmerfunktio¬ 
näre fordert von der neuen Bundes¬ 
regierung den Wiedereinstieg in den 
Atomstaat. Das tatsächlich hätte mit 
den Grünen nur bei Strafe ihres Un¬ 
terganges funktioniert. Den wollte von 
deren Führung niemand riskieren. 


Grillo, der in Düsseldorf ein Unterneh¬ 
men betreibt, verteilt derweil Kompli¬ 
mente an die SPD. Er habe in Nord¬ 
rhein-Westfalen gute Erfahrungen 
gemacht. Auch die SPD sei immerhin 
eine Industriepartei. Eins aber ist für 
Grillo tabu: Steuererhöhungen: „Es ist 
genug Geld da. Wir werden erneut Re¬ 
kordsteuereinnahmen haben, in die¬ 
sem Jahr an die 620 Milliarden Euro, 
und stehen kurz vor einem strukturel¬ 
len Haushaltsüberschuss. Wir müssen 
als Staat handeln wie ein Unterneh¬ 
mer: Wir müssen unsere Zukunft si¬ 
chern durch Investitionen.“ Dass das 
viele Geld von den Lohnempfängern 
genommen und den Profite(ure)n zu¬ 
geschlagen werden soll, dazu schweigt 
des Grillos Höflichkeit. Ansonsten 
lehnt er das Betreuungsgeld und die 
Autobahnmaut ab. Zu anderen Sach- 
themen äußert er sich nicht. 
Gleichwohl bedeuten Grillos Forde¬ 
rungen eine schwere Hypothek für 
die arbeitenden Menschen in Deutsch¬ 
land, für die politischen Parteien, für 


die Stabilität der bürgerlichen Demo¬ 
kratie. Wir erinnern uns. Frau Merkels 
Ansehen wäre nicht auf dem heuti¬ 
gen Niveau, wenn sie nach Fukushima 
nicht den Ausstieg aus der Kernener¬ 
gie verkündet hätte. Das zu kippen, 
bedeutete einen erneuten schweren 
Vertrauensverlust, die Zahl der Nicht¬ 
wähler lässt grüßen. Das ist das Feld, 
auf dem der Weizen des Rechtspopu¬ 
lismus blüht, vom Rest des rechten 
Sumpfes zu schweigen. 

Auf wirtschaftlichem Gebiet wäre der 
Wiedereinstieg in die Atomindustrie 
das passende Signal für die verschärfte 
Weiterführung der Umverteilung von 
unten nach oben, weiteren Sozialab¬ 
bau, den Ausbau des Überwachungs¬ 
staates, das Unterstreichen des Füh¬ 
rungsanspruches der deutschen Kon¬ 
zerne in Europa. 

Von dem Konstrukt der Großen Koali¬ 
tion gehen weitere Gefahren aus. Ihre 
Mehrheit im Bundesrat und im Bun¬ 
destag lässt ein Korrektiv des Födera¬ 
lismus wegfallen, das in der Geschich¬ 


te der Bundesrepublik manche Torheit 
der Regierenden zu Fall gebracht hat. 
Ähnliches gilt für die erdrückende 
Mehrheit im Bundestag selbst. Wenn 
die Geschäftsordnung nicht geändert 
wird, kann die vereinte Opposition aus 
Partei „Die Linke“ und Grünen nicht 
einmal aus eigener Kraft Untersu¬ 
chungsausschüsse durchsetzen. Auch 
die Redezeit der kleinen Fraktionen 
bliebe arg beschränkt, wenn es bei den 
jetzigen Gepflogenheiten im Bundes¬ 
tag bliebe. 

Die Hauptgefahr nimmt so weiter 
zu. Eine Große Koalition von Gna¬ 
den der Konzerne hat eine Tendenz 
zur Notverordnungspolitik. Der wei¬ 
ter wirkende Druck der Krise tut sein 
Übriges. Die SPD-Mitglieder wären 
gut beraten (s. auch Seite 5), wenn sie 
im kommenden Mitgliederentscheid, 
auch Rot-Rot-Grün bedächten. Von 
wegen Politikwechsel. 

Den gäbe es auch bei einer Großen 
Koalition - aber in die falsche Rich¬ 
tung. Adi Reiher 


Flagge zeigen! 

Bundeswahlversammlung der DKP beschloss Liste zu den Europawahlen 2014 


Am vergangenen Sonntag fand in 
Hannover die Bundeswahlversamm¬ 
lung der DKP statt, zu der im Vorfeld 
über die UZ breit eingeladen worden 
war. Über 80 Mitglieder der Partei 
nahmen teil, um über die Kandidaten 
der DKP zu den Europawahlen abzu¬ 
stimmen. 

Der Parteivorstand hatte auf seiner 
3. Tagung Ende Juni die Eigenkan¬ 
didatur der DKP zur Wahl des euro¬ 
päischen Parlaments im Mai 2014 mit 
großer Mehrheit beschlossen. 

„Die Hoffnungen auf die EU waren 
bei vielen groß (...) - und die Reali¬ 
tät?“, so Patrik Köbele, Vorsitzender 
der DKP, in seinem Eingangsreferat. 
„An den Grenzen der EU, die brutal 
bewacht werden, werden Menschen in 
den Tod getrieben beim Versuch in die 
EU zu fliehen. 

Die EU, die führenden imperialisti¬ 
schen Länder der EU, Deutschland, 


Frankreich, Großbritannien sind völ¬ 
kerrechtswidrig an Dutzenden militä¬ 
rischen Interventionen weltweit be¬ 
teiligt. 

In nahezu allen Krisenherden mischen 
die EU bzw. EU-Staaten mit. Begrün¬ 
dung: Freiheit, Menschenrechte, Frie¬ 
den. Die Wahrheit: Vertretung der In¬ 
teressen der Konzerne und Banken. 
Die Kluft zwischen arm und reich 
nimmt zu, auch in einem so rei¬ 
chen Land, wie der Bundesrepublik 
Deutschland.“ 

„Widerstand darf nicht aufkommen, 
dafür übt das Militär auch nach innen, 
wird die Überwachung verstärkt und 
die Polizei brutaler. 

Widerstand darf nicht aufkommen, 
deswegen muss er gespalten werden, 
dabei nutzt Nationalismus, Rassis¬ 
mus und die willigen Helfertruppen 
des Kapitals, die Rechten und Fa¬ 
schisten.“ 


In dieser Situation, in der in EU-Euro- 
pa die Entwicklung weiter nach rechts 
geht, muss die DKP bei den Europa¬ 
wahlen Flagge zeigen. Patrik Köbele 
verwies auch auf den engen Zeitrah¬ 
men, der es notwendig mache, bereits 
jetzt über die Liste für die Europa¬ 
wahlen abzustimmen. Im Januar wird 
der Parteivorstand das Programm für 
die Wahl zum Europaparlament 2014 
beschließen. Patrik Köbele forderte 
die Bezirke, Kreise und Gruppen der 
Partei auf, den Entwurf gründlich zu 
diskutieren, Veränderungsvorschläge 
einzubringen und bis zum LLL-Wo¬ 
chenende am 11./12. Januar 2014 an 
den Parteivorstand zu senden. 

Es folgte eine intensive - teilweise 
kontroverse - Debatte über das Für 
und Wider einer Kandidatur der DKP 
zu den Europawahlen im Mai 2014. 
Die Meinungen reichten dabei von 
der Forderung, die DKP solle künf¬ 


tig bei allen Wahlen antreten, über die 
Zustimmung zur Teilnahme an den 
Europawahlen auch unter dem Ge¬ 
sichtspunkt, dass in mehreren Bun¬ 
desländern gleichzeitig Komunalwah- 
len stattfinden werden, bis zur strikten 
Ablehnung. 

Danach stimmte die übergroße Mehr¬ 
heit der Anwesenden für die vorge¬ 
schlagene Liste ab, auf der Vorschläge 
des Parteivorstandes ebenso berück¬ 
sichtigt wurden wie die von Ko-Räten 
sowie aus Landes- bzw. Bezirksorga¬ 
nisationen. 

Gewählt wurden 36 Genossinnen und 
Genossen. Angeführt wird die Liste 
von der stellvertretenden Parteivor¬ 
sitzenden Nina Hager. Ihr folgen auf 
der Liste Mario Berrios Miranda, 
Landesvorsitzender der DKP Bran¬ 
denburg, Siw Mammitzsch aus Essen 
und Lucas Zeise, Frankfurt am Main. 

ws/wr 


Thema der Woche 


Wir hoffen auf 
eure Solidarität 


Auch der Hamburger Senat blockiert 
weiterhin jede gerechte Lösung für die 
Flüchtlinge. 
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„Studis gegen 
Wohnungsnot" 

Bündnis ruft zum Protest auf 

Lange Wartelisten bei den Studie¬ 
rendenwohnheimen, WG-Castings 
mit über 100 Bewerbungen und wo¬ 
chenlange Wohnungssuche: Das ist 
die Lebensrealität von vielen der 
etwa 500 000 jungen Menschen, die 
mit einem Studium anfangen. Aus die¬ 
sem Grund hat sich das studentische 
Bündnis „Studis gegen Wohnungs¬ 
not“, u.a. bestehend aus fzs (freier 
Zusammenschluss der Studierenden- 
schaften), Juso-Hochschulgruppen, 
Die Linke.SDS, GEW BASS, DGB- 
Jugend, dem Bundesverband Aus¬ 
ländischer Studierender (BAS) und 
Campusgrün, dem Bundesverband 
grün-alternativer Hochschulgruppen, 
gegründet. Das Bündnis ruft zu einer 
bundesweiten Aktionswoche vom 
4. bis 8. November gegen die Woh¬ 
nungsnot der Studierenden und für 
den Ausbau von Studierendenwohn¬ 
heimplätzen auf. Erik Marquardt vom 
fzs erklärt zur Bündnisgründung: „Um 
den schlimmsten Entwicklungen et¬ 
was entgegenzusetzen, muss ein so¬ 
fortiges Bund-Länder-Investitions- 
programm für mindestens 25 000 zu¬ 
sätzliche Wohnheimplätze aufgelegt 
werden. Von den steigenden Mieten 
in den Hochschulstädten sind neben 
vielen Menschen in prekären Lebens¬ 
verhältnissen und mit geringem Ein¬ 
kommen auch Studierende betroffen. 
Nur eine sofortige Mietpreisbremse 
könnte dieser Entwicklung entgegen¬ 
wirken. Das Thema muss einen Platz 
im Koalitionsvertrag bekommen.Wir 
denken, dass das ohne den Druck von 
unten nicht geht.“ 

Mehr: www.studis-gegen-wohnungs- 
not.de 


UZ in Aktion! 

Geänderter Themenschwerpunkt 
Aus aktuellem Anlass erscheint 
die UZ am 8.11. mit dem geänder¬ 
ten Themenschwerpunkt: 

Wege aus der 
Wohnungsnot 


inklusive Verlagsbeilage „Die neo¬ 
liberale Stadt - Spaltung, Zonie- 
rung, Widerstand“ (Marxistische 
Blätter 6-2013) 

Bestellungen für die UZ vom 8.11. 
bitte bis spätestens Montag, den 
4.11.2013 an Gustl Ballin, Telefon 
0911-8 019 991, vertrieb@unsere- 
zeit.de 


Abschieds-Ovation 
für Franz Hertel 


Püttlingen - Stehend applaudierten 
die Mitglieder des Püttlinger Stadtra¬ 
tes am Mittwoch, 16. 10., der letzten 
Rede ihres Alterspräsidenten Franz 
Hertel (DKP). Der 79-Jährige hat¬ 
te gerade angekündigt, nach ziem¬ 
lich genau 45 Jahren aus Alters- und 
Gesundheitsgründen zurückzutreten. 
Gut anderthalb Stunden hatte er zu¬ 
vor aber noch seine Ansichten über 
Stadt und Stadtpolitik vorgetragen. 
Und seine Nachfolger will er noch so 
lange wie möglich nach Kräften un¬ 
terstützen: „Damit der Ruf der DKP 
auch noch lange im Püttlinger Rat¬ 
haus zu hören ist.“ 

(nach Saarbrücker Zeitung vom 
18.10.2013 ) 




















2 Freitag, 25. Oktober 2013 


Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Ringen um Mehrheiten lässt sich nicht umgehen 

Die gewerkschaftspolitische Konferenz der DKP leistete nicht alles, aber schon eine Menge 


Die Erwartungen an die theoretische 
Konferenz zur Gewerkschaftspoli¬ 
tik der DKP am 19. Oktober 2013 in 
Hannover waren unterschiedlich. So 


kamen wohl auch nicht alle der Anwe¬ 
senden auf ihre Kosten. Die Konferenz 
leistete allerdings, die theoretischen 
Grundlagen der deutschen Kommu¬ 
nisten und die kontinuierliche Praxis 
der DKP in der Gewerkschaftspolitik 
zu verdeutlichen. 

In seiner Eröffnung ging der Vorsitzen¬ 
de Patrik Köbele auf den Anlass die¬ 
ser Beratung ein: Es gab in der DKP 
Befürchtungen, dass es nach dem 20. 
Parteitag einen Bruch mit der bishe¬ 
rigen Gewerkschaftspolitik der Partei 
geben werde. 

Köbele machte deutlich, dass kein An¬ 
lass zu dieser Besorgnis besteht. In die¬ 


sem Sinne positionierten sich auch die 
beiden Hauptreferenten Hans-Peter 
Brenner, stellvertretender Vorsitzen¬ 
der der DKP, und Olaf Harms, verant¬ 


wortlicher Sekretär für Betriebs- und 
Gewerkschaftspolitik. So führte Bren¬ 
ner zu dem Thema „alternativer Lis¬ 
ten“ zu Betriebsrats wählen aus: Der 
„Weg der Überzeugungsarbeit und des 
Ringens um die Köpfe lässt sich nicht 
abkürzen. Auch dort wo in Einzelfäl¬ 
len bei Betriebsrats- oder Personalrats¬ 
wahlen, oder auch bei innergewerk¬ 
schaftlichen Wahlen klassenversöhn¬ 
lerische und sozialpartnerschaftliche 
,Seilschaften 4 Personalentscheidun¬ 
gen durchboxen, die Kommunisten 
ausgrenzen, führt kein Weg vorbei am 
politischen Ringen um Mehrheiten. 
Die DKP hat es deshalb immer abge¬ 


lehnt, mit Spalterlisten gegen die von 
der Mehrheit der Gewerkschaftskol¬ 
legen eines Betriebs aufgestellten offi¬ 
ziellen Gewerkschaftslisten zu reagie¬ 


ren.“ Diese klare Positionierung wurde 
in einer Reihe von Diskussionsbeiträ¬ 
gen begrüßt. 

Als ein weiteres Ziel der Konferenz 
bezeichnete Patrik Köbele es, die Dis¬ 
kussion darum zu entwickeln, wie die 
DKP ihre unzureichende Verankerung 
in den Betrieben überwinden könne. 
In etlichen Diskussionsbeiträgen nach 
den beiden Hauptreferaten ( Auszüge 
finden Sie auf S. 12 dieser Ausgabe, die 
kompletten Texte auf news.dkp.de) wur¬ 
de deutlich, dass die DKP auf eine lang¬ 
jährige und kontinuierliche Betriebsar¬ 
beit verweisen kann. So erscheint bei 
VW seit 40 Jahren der „Rote Käfer“, 


die Betriebszeitung der DKP für die 
Standorte Braunschweig und Wolfs¬ 
burg. Ulrike Schmitz verwies darauf, 
dass diese Zeitungen kollektiv von der 
Betriebsgruppe vorbereitet 
werden. Sie berichtete von 
positiven Rückmeldungen, 
musste aber auch feststel¬ 
len, dass es trotz guter und 
kontinuierlicher Arbeit nur 
unzureichend gelänge, neue 
Mitglieder für die Betriebs¬ 
gruppe der DKP zu gewin¬ 
nen. 

Viel Beifall gab es für die 
Vertreter der Sozialisti¬ 
schen Deutschen Arbeiter¬ 
jugend (SDAJ). Sie stellten 
ihre Kampagne „Unsere 
Zukunft statt eure Profite! 
Ausbeuter outen - Ausbil¬ 
dung erkämpfen“ vor. Die 
Kampagne hat zum Ziel, 
Verursacher und Profiteure 
mieser Ausbildungs- und 
Arbeitsbedingungen zu 
outen und Jugendliche in 
Kämpfe um ihre Rechte zu 
führen. Zentrale Klammer 
der Kampagne ist die Forderung nach 
einer Ausbildungsgarantie. 

Breiten Raum nahm die Diskussion 
um „exklusive Solidarität“ ein, die ih¬ 
ren Ausdruck nicht nur durch Grün¬ 
dungen von Spartengewerkschaften 
findet, sondern auch in der Konzen¬ 
tration von Betriebsräten auf die Be¬ 
lange der Stammbelegschaften, wäh¬ 
rend Leih- und Werkvertragsarbeite¬ 
rinnen ausgeblendet werden. 
Zahlreiche weitere Themen und Fra¬ 
gestellungen wurden andiskutiert 
wie antifaschistische und antimilita¬ 
ristische Arbeit in Betrieb und Ge¬ 
werkschaften oder das Verhältnis der 


deutschen Arbeiterklasse zu ihrer Ge¬ 
schichte. Kontrovers diskutiert wurde 
der Stand der innergewerkschaftlichen 
Diskussion über gesamtgesellschaftli¬ 
che Fragen. Die Angst der Kollegin¬ 
nen vor Arbeitsplatzverlust ist heute 
größer denn je, auch das und der allge¬ 
meine Bewusstseinstand der Kollegin¬ 
nen fand sich in vielen Beiträgen wie¬ 
der. Folgende Konferenzen können mit 
Spannung erwartet werden. 

Werner Sarbok 



Der Redebeitrag des Kollegen Rainer 
Butenschön, Vorsitzender des Fachbe¬ 
reichs Medien, Kunst und Industrie im 
ver.di-Landesbezirk Niedersachsen/ 
Bremen, war ein Höhepunkt der 
Konferenz. Beeindruckend schilderte 
er die Situation der streikenden 
Kolleginnen des hannoverschen 
Callcenters KSC im Arbeitskampf 
gegen Niedriglöhne und für einen 
fairen Haustarifvertrag. Eine spon¬ 
tane Solidaritätssammlung im Saal 
erbrachte die stolze Summe von 500 
Euro für die Streikkasse. 



Werkverträge, Mindestlöhne, Energiewende 

Auf dem Gewerkschaftskongress der IG BCE warb die Große Koalition für Standortlogik 


U nter diesem Motto veranstaltete 
die IG BCE vom 13. bis 18. Ok¬ 
tober 2013 in Hannover ihren 5. 
Ordentlichen Gewerkschaftskongress. 
Außer den 400 Delegierten, die über 
398 Anträge zu beraten und beschlie¬ 
ßen hatten, suchte auch viel Politpro- 
minenz kurzfristige Nähe zur Gewerk¬ 
schaft. 

Wie selbstverständlich tummelte sich 
z.B. Bundeskanzlerin Angela Merkel 
auf dem IG-BCE-Kongress in Hanno¬ 
ver und hatte eine wohlklingende fro¬ 
he Botschaft für die Delegierten parat: 
„Ich bin dafür, dass jeder Mensch, der 
in Vollzeit erwerbstätig ist, von seiner 
Arbeit leben können muss“ und erhielt 
dafür großen Applaus von den Dele¬ 
gierten. Sie sehe das Problem, dass ei¬ 
nige Branchen keine vernünftigen Ent¬ 
gelte mehr zahlen würden. „Aber wir 
müssen aufpassen, dass ein allgemei¬ 
ner Mindestlohn keine Arbeitsplät¬ 
ze vernichtet“, bremste sie zeitgleich 
die Erwartungen. Merkel sprach auch 
davon, in einer künftigen Regierung 
mehr Transparenz bei Werkverträgen 
schaffen zu wollen: „Wir glauben, dass 
Betriebsräte zumindest darüber infor¬ 
miert werden müssen, was in ihrem 
Unternehmen los ist.“ 

Ihre Haltung zur Energiewende be¬ 
schrieb sie ebenso kryptisch: „Ich will, 
dass die Energiewende gelingt. Dabei 
darf der Industriestandort Deutschland 
aber nicht in Gefahr geraten“. Energie 
müsse sauber, sicher und zugleich be¬ 
zahlbar sein. Dies erfordere Investi¬ 
tionen, vor allem in den Netzausbau. 
Doch gerade hier gäbe es ein „Akzep¬ 
tanzproblem“ in der Bevölkerung. 

Die Ausnahmen der Industrie bei der 
Umlage des Erneuerbaren-Energie- 
Gesetzes möchte die Kanzlerin künf¬ 
tig auf „diejenigen Unternehmen be¬ 
grenzen, die im internationalen Wett¬ 
bewerb stehen“. Interessant und für sie 
relativ konkret wurde Merkel in Bezug 
auf die Rente mit 67. Sie sei für flexi¬ 
ble Übergänge vom Erwerbsleben in 
den Ruhestand und lobte dabei die 


Demografie-Tarifverträge, die die IG 
BCE für die Beschäftigten in der Che¬ 
mischen Industrie abgeschlossen hat. 
Mit großem Applaus wurde auch der 
SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel von 
den Delegierten empfangen. „Ich bin 
ja auf Eurem Kongress sozusagen das 
Dessert, ich komme zum Schluss. Und 
dass ich solchen Speisen nicht abge¬ 
neigt bin, das sieht man mir ja an“, sag¬ 
te Gabriel und hatte gleich die Lacher 
auf seiner Seite. Doch er war nicht nur 
zum Scherzen da, sondern wurde als¬ 
bald politisch: „Wir können nicht zugu¬ 
cken, dass Millionen Menschen einen 
Lohn unter 8,50 Euro haben.“ Auch für 
die Jugend müsse mehr getan werden: 
„Wenn junge Menschen nach der Aus¬ 
bildung oder dem Studium keinen fes¬ 
ten Job finden, dann können wir das 
Kindergeld verfünffachen und bekom¬ 
men in Deutschland trotzdem nicht 
mehr Kinder.“ 

Um den Arbeitsmarkt endlich wieder 
in Ordnung zu bringen, müsse bei der 
Leiharbeit gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit gelten. Außerdem plädierte 
Gabriel für die Abschaffung der sach- 
grundlosen Befristung. „Bei uns endet 
die Demokratie nicht am Werkstor“, 
machte der SPD-Vorsitzende deutlich 
und forderte mehr Mitbestimmungs¬ 
rechte für Betriebsräte. „Wir müssen 
endlich die größte Schande auf dem 
Arbeitsmarkt bekämpfen“, so Gabri¬ 
el, „Werkverträge sind das moderne 
Sklaventum.“ 

Beim Thema Rente forderte Gabriel 
flexible Möglichkeiten, in den Ruhe¬ 
stand zu gehen. Wer 45 Versicherungs- 
jahre habe, der müsse ohne Abschläge 
in Rente gehen können. „Dafür wird 
die SPD in den Koalitionsverhandlun¬ 
gen kämpfen“, versprach Sigmar Gab¬ 
riel, doch er betonte auch die schwieri¬ 
ge Lage, in der sich die SPD aufgrund 
des Wahlergebnisses nun befinde. 
Zum Thema Energiepolitik bekannte 
sich Gabriel klar für die Braunkohle. 
Deutschland könne nicht gleichzeitig 
aus der Kohle und der Atomenergie 


aussteigen. „Wir müssen die Energie¬ 
wende so gestalten, dass sie den Indus¬ 
triestandort Deutschland nicht gefähr¬ 
det. 

Arbeitsministerin Ursula von der 
Leyen sagte zum Thema Missbrauch 
von Leiharbeit und Werkverträgen 
die Korrekturen zu: „Zeitarbeit und 
Werkverträge sind nicht gedacht als 
Verschiebebahnhof für Unternehmer¬ 
verantwortung.“ 

Doch es blieb auch Zeit für die Rede 
von Michael Vassiliadis. In seiner 
Grundsatzrede vor dem Gewerk¬ 
schaftskongress kündigte der IG-BCE- 
Vorsitzende an: „Wir sind bereit, an 
einem Bündnis für Gute Arbeit mit¬ 
zuwirken. Jetzt, nach der Bundestags¬ 
wahl, bietet sich die Chance, in einer 
neuen politischen Konstellation die 
Fundamente unserer Wirtschafts- und 
Sozialordnung wieder zu stärken.“ 
Solch ein neues Bündnis aus Regie¬ 
rung, Gewerkschaft und Arbeitgebern 
könne die politischen, wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Kräfte bündeln 
und einen neuen Konsens begründen. 
Das Ziel dabei sei, Ordnung auf dem 
Arbeitsmarkt zu schaffen und die so¬ 
ziale Marktwirtschaft zukunftsfähig 
zu machen. „Wir sind bereit, in einem 
solchen Bündnis verbindliche Abspra¬ 
chen zu treffen, über Investitionen in 
Bildung und Ausbildung, in Gute Ar¬ 
beit und in ein sicheres Alter“, legte 
sich Vassiliadis eifrig fest. Vassiliadis 
kündigte an, die IG BCE werde un¬ 
mittelbar nach ihrem Gewerkschafts¬ 
kongress eine Mitbestimmungsoffen¬ 
sive starten. „Sie zielt auf die Politik 
und die Arbeitgeber, den Bekenntnis¬ 
sen zur Sozialen Marktwirtschaft, zur 
wichtigen Rolle von Betriebsräten und 
Gewerkschaften auch Taten folgen zu 
lassen und verfolge das Ziel, die Grün¬ 
dung von Betriebsräten zu erleichtern. 
„Wir wollen, dass künftig die Grün¬ 
dung von Betriebsräten schnell und 
ohne überflüssige Hürden möglich ist - 
gerade in Betrieben, in denen Arbeit¬ 
geber auf Zeit spielen und versuchen 


uns auszubremsen.“ Die IG BCE sehe 
es als zentrale Aufgabe an, auf dem 
Arbeitsmarkt eine Trendwende zu er¬ 
reichen. „Wir brauchen ganz klar den 
Mindestlohn und die Begrenzung flexi¬ 
bler Beschäftigung auf ihre eigentliche 
Bestimmung.“ Die Verhältnisse seien 
heute leider so, dass es „ohne einen 
Schutzwall von 8,50 Euro Mindestlohn 
nicht gelingt, Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer vor krasser Ungerech¬ 
tigkeit abzusichern. Wer Tarifstandards 
unterlaufen und Belegschaften spalten 
will, der gehört nicht auf das Spielfeld 
einer Sozialen Marktwirtschaft“. 
Weiterhin machte Vassiliadis darauf 
aufmerksam, dass in den vergangenen 
Jahren die Unternehmen damit begon¬ 
nen haben, die Arbeitsprozesse syste¬ 
matisch neu zu organisieren. Kenn¬ 
zeichnend für diese Entwicklung sei 
die Verlagerung von Verantwortung 
und Entscheidung auf die Beschäf¬ 
tigten. Rationalisierungsprozesse und 
neue Arbeitsorganisation führen zu 
einer zunehmenden Arbeitsverdich¬ 
tung. Die Unternehmen aber stockten 
nicht etwa auf, sondern bauen zum Teil 
massiv Personal ab. Die Frage nach der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
lässt sich für viele Beschäftigte da¬ 
durch immer schwerer beantworten. 
„Die IG BCE und die Betriebsräte 
müssen die Arbeitszeitsouveränität für 
die Beschäftigten wieder zurückgewin¬ 
nen“, forderte Vassiliadis daher. 

Der jungen Generation müsse man 
überhaupt die Chance geben, auf dem 
Arbeitsmarkt Fuß zu fassen. „Wer 
ernsthaft etwas tun will gegen einen 
drohenden Mangel an Fachkräften, der 
sollte Bildungskapazitäten aufbauen 
und keineswegs abbauen“, sagte Vassi¬ 
liadis. Deutlich warnte Michael Vassili¬ 
adis vor der Spaltung der Gesellschaft: 
„Die soziale Schere öffnet sich, die 
Kluft zwischen Arm und Reich in unse¬ 
rem Land wird größer. Wir müssen die¬ 
se Schere wieder schließen.“ Erst eine 
breite Mitte mache Deutschland stark 
und stabil. „Unser Land braucht drin¬ 


gend einen neuen Aufbruch“, so Vassi¬ 
liadis.“ Einen Aufbruch mit wirtschaftli¬ 
chen, politischen und gesellschaftlichen 
Strategien zur Zukunftsgestaltung. „Es 
ist Zeit, weiter zu denken.“ 

Zu den großen Herausforderungen 
zähle die europäische Krise, die kei¬ 
neswegs beendet sei. Die einseitige 
Sparpolitik verlängert und vertieft die 
Krise. Sie gefährde die europäische 
Integration, damit auch die Selbstbe¬ 
hauptung Europas in Zeiten der Glo¬ 
balisierung. „Wir brauchen dringend 
ein Investitions- und Wachstumspro¬ 
gramm zur Trendwende in Europa.“ 
Besonders aufschlussreich waren Mi¬ 
chael Vassiliadis Ausführungen zur 
Energiepolitik. Deutschland stehe bei 
der Energiewende vor weiteren Her¬ 
ausforderungen, so der Vorsitzende. 
Nach wie vor sei sie ein Projekt, hinter 
dem sich die Gesellschaft versammeln 
kann. Aber das System, das gestern 
noch half, den Erneuerbaren Energi¬ 
en den Weg aus der Nische zu ebnen, 
führe nun zu einer Fehlsteuerung. „Wir 
fördern heute Ineffizienz statt Innova¬ 
tion“, so Vassiliadis. Die IG BCE forde¬ 
re deshalb einen Neustart in der Ener¬ 
giewende. Bei diesem Mammutprojekt 
gehe es aber nicht nur um Geld, son¬ 
dern auch um Versorgungssicherheit, 
machte Vassiliadis deutlich. „Dabei 
kommt der Braunkohle als wettbe¬ 
werbsfähigem und sicherem Energie¬ 
träger eine wichtige Rolle zu.“ 
Michael Vassiliadis wurde mit 99,2 
Prozent der gültigen Stimmen als Vor¬ 
sitzender der IG BCE wiedergewählt 
worden. Zum ersten Mal in der Ge¬ 
schichte der IG BCE ist mit Edeltraud 
Glänzer (97,7 Prozent) eine Frau als 
stellvertretende Vorsitzende gewählt. 
Tarifexperte Peter Hausmann und 
Egbert Biermann, zuständig in der IG 
BCE für den Arbeitsmarkt und Um¬ 
welt, wurden in ihren Ämtern bestätigt 
(92,7 und 77,6 Prozent). Neu in den ge¬ 
schäftsführenden Hauptvorstand wur¬ 
de Ralf Sikorski (94 Prozent) gewählt. 

Wilhelm Dörner 
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Weihnachtsgeschäft vermasseln 

Amazon soll im umsatzstärksten Monat bestreikt werden 



D em größten Internethändler 
Amazon drohen Streiks im 
Weihnachtsgeschäft, ver.di kün¬ 
digte wegen prekärer Beschäftigungen 
und Billiglöhnen neue Arbeitskämpfe 
an. Noch im September legten Hunder¬ 
te von Beschäftigten in Bad Hersfeld 
und Leipzig die Arbeit nieder. 

Die Vereinigte Dienstleistungsgewerk¬ 
schaft fordert vom größten Internet- 
Händler bessere tarifliche Regelungen 
und höhere Löhne. Orientiert wird sich 
dabei an den Tarifen des Einzel- und 
Versandhandels. „Man werde dann zu 
Streiks aufrufen, wenn es besonders 
weh tue“, so ein ver.di-Sprecher.“Neben 
Leipzig und Bad Hersfeld könnten 
auch andere deutsche Standorte be¬ 
troffen sein. Dies würde zurzeit ge¬ 
prüft“. 

Beim amerikanischen Versandhänd¬ 
ler wird nicht nur schlecht verdient. 
Die Liste miserabler Arbeitsbedin¬ 
gungen ist lang. Der Konzern setzt in 
seinen acht deutschen Logistikzentren 
auf Überwachung und ständige Kon¬ 
trollen. Auf Einschüchterung, Gänge¬ 
lei und psychischen Druck. Zu dieser 
profitorientierten Geschäftspolitik ge¬ 
hören ferner Saisonkräfte, Massen von 
Leiharbeitern und unbezahlte Über¬ 
stunden. Kündigungen, die täglich aus¬ 
gesprochen werden. Mit diesen Metho¬ 
den ist der Konzern in der Lage rund 
zwei Millionen Bestellungen und die 
dazu notwendigen Sendungen täglich 
zu bearbeiten. In Stellenanzeigen wird 
in einem immer größer werdenden Ra¬ 
dius nach billigen Arbeitskräften ge¬ 
sucht, die noch nicht für das Unterneh¬ 
men gearbeitet haben. Entfernungen 
von 60 Kilometern und mehr zwischen 
Wohnort und Arbeitsstätte sind keine 
Seltenheit. 

Geht es nach den Vorstellungen der 
Konzernleitung, will man nichts än¬ 
dern. Weiterhin sollen Billiglöhne nach 
der Logistikbranche gezahlt werden. 
Damit ist Amazon ein Lohndrücker 
ersten Ranges. Der US-Riese gehört 


zum klassischen Versandhandel, wie 
Neckermann und Otto, zahlt aber nur 
Einstiegslöhne von 9,65 bis 11,12 Euro. 
Würde dagegen nach Versandhandel- 
Tarif bezahlt, wären es 11,47 Euro und 
11,94 Euro Stundenlohn. Vorderste 
Plätze nimmt das Unternehmen auch 
bei befristeten Arbeitsverträgen ein. 
So haben von 3 700 Beschäftigten in 
Bad Hersfeld, einem der größten Lo¬ 
gistikzentren, 2 100 befristete Jobs. 
Die Gewerkschaft fordert neben ei¬ 
nem Lohn- und Gehaltsvertrag des¬ 
halb deutlich mehr unbefristete Arbeit. 
Schon jetzt bietet ver.di Rechtsschutz 
an, wenn ein unbefristeter Vertrag 
geltend gemacht werden kann. Damit 
konnte der Organisationsgrad deutlich 
erhöht werden. 

Mobilisierend für die Beschäftigten 
war auch die ARD-Dokumentati- 


on „Ausgeliefert“. Die Sendung trug 
dazu bei, die Abhängigkeit, die tägli¬ 
che Ausbeutung durch Niedriglöhne in 
die betriebliche Auseinandersetzung 
zu bringen. Große Teile der Beleg¬ 
schaften organisierten sich danach in 
ver.di. Sie wählten an allen Standorten 
Betriebsräte. Nach der Ausstrahlung 
des ARD-Films entwickelte sich au¬ 
ßerdem eine Diskussion von Kunden 
in Internetforen über einen Boykott 
des Konzerns. 

Die neuen Betriebsräte haben alle 
Hände voll zu tun. Der extreme Leis¬ 
tungsdruck, die systematische Über¬ 
wachung des Arbeitspensums der Be¬ 
schäftigten, verlangen ein konsequen¬ 
tes Vorgehen gegen die Kapitalseite. 
Neben den genannten Arbeitsbedin¬ 
gungen gibt es schlecht geheizte Lager¬ 
hallen, kaum Sitzgelegenheiten, auch 
wenn Arbeitsabläufe dies ermöglichen 
würden. Betriebsräte, die hier eine Ver¬ 
besserung erreichen wollen, oder nach 
dem Betriebsverfassungsgesetz Mitbe¬ 
stimmungsrechte einfordern, bekom¬ 
men die Geschlossenheit des Konzerns 
zu spüren. Nachdem die Wahl von Be¬ 
triebsräten nicht verhindert werden 


konnte, versuchen die Bosse der Lo¬ 
gistikzentren jetzt bei einzelnen Be¬ 
triebsräten Einfluss zu bekommen. 
Dies dürfte eine Erklärung dafür sein, 
warum in Pforzheim bei der konstitu¬ 
ierenden Sitzung der Wählerwille, wie 
er sich im Wahlergebnis niedergeschla¬ 
gen hatte, nicht berücksichtigt wurde. 
Die ver.di-Liste hatte bei der Betriebs¬ 
ratswahl das beste Ergebnis aller sechs 
angetretenen Listen erreicht, wurde je¬ 
doch weder bei der Wahl des Vorsit¬ 
zenden und seines Stellvertreters noch 
bei der Besetzung von Freistellungen 
berücksichtigt. 

Richtiger scheint zu sein, dass die Ge¬ 
werkschaft als Einheit geschlossen ge¬ 
genüber dem Konzern auftritt und die 
Tarifauseinandersetzung führt. Dazu 
gehört, den Arbeitskampf nicht nur 
dem zuständigen ver.di-Fachbereich 
zu überlassen. Die Forderung nach 
mehr Lohn im Kapitalismus ist immer 
auch eine Klassenauseinandersetzung. 
Eingefordert werden muss die Solida¬ 
rität und Unterstützung der anderen 
Fachbereiche, wie beispielweise des 
Einzelhandels und anderer Einzelge¬ 
werkschaften. Herbert Schedlbauer 


Mit der Ausbeutung seiner Beschäftigten verdient der Online-Shop Amazon Milliarden. Der 
Umsatz stieg um 22 Prozent auf 15,7 Milliarden Dollar. Weltweit arbeiten in diesem Jahr 
97 000 Menschen bei Amazon. 2012 waren es noch 69 000 Beschäftigte. In Deutschland 
sind es rund 9 000. Der Monopolist vertreibt digitale Medien, wie Filme, Musik sowie 
elektronische und gedruckte Bücher. 


Aldi, Lidl & Co wollen mehr 

Deutsche Discounter drehen an der Preisschraube 



Wer trotz gestiegener Lebensmittelpreise bei Aldi noch Geld übrig hat, kann 
sich überWintersportangebote informieren. 


Runter 
mit den 
Stunden! 

Neue Broschüre 
der DKP zur 
Arbeitszeitverkürzung 

Neu erschienen ist jetzt eine Broschüre 
der DKP, mit der sie Position bezieht 
für eine Arbeitszeitverkürzung bei vol¬ 
lem Lohn- und Personalausgleich. Die 
Broschüre ist gedacht für den Einsatz 
an Infotischen der DKP und kann beim 
Parteivorstand bezogen. Der Preis pro 
Stück beträgt 0,50 Euro. Auf news.dkp. 
de gibt es sie als PDF-Download. 



Was haben Aldi, Lidl und der Bischöfli¬ 
che Stuhl zu Limburg gemeinsam? Ihre 
Geschäfte wurden bis jetzt als stren¬ 
ges Geheimnis gehütet. Was haben die 
Bezieher nach SGB II oder Hartz IV 
oder BAT gemeinsam? Ihre Einkom¬ 
men sind öffentlich nachrechenbar. 
Und wo sind die Unterschiede? Die 
erste Gruppe möchte noch mehr von 
der zweiten profitieren. 

Das lohnt sich, wobei der vergleichs¬ 
weise bescheidene Bischöfliche Stuhl 
des Franz-Peter Tebartz-van Eist an 
dieser Stelle nicht weiter verfolgt 
werden soll. Hier geht es um die Fa¬ 
milien von Karl Albrecht (Aldi Süd), 
Theo Albrecht (Aldi Nord) und Dieter 
Schwarz (Lidl). Sie stehen auf den ers¬ 
ten drei Plätzen der deutschen Milliar¬ 
därsliste, die aktuell mit 135 Einträgen 
einen neuen Höchststand verzeichnet: 
Karl (17,8 Mrd. Euro),Theo (16,0 Mrd. 
Euro) und Dieter (13,0 Mrd. Euro). 
Damit diese Reihenfolge auch so blei¬ 
ben könnte, haben die Discounter Aldi 
und Lidl an der Preisschraube und damit 
an der Gewinnspirale gedreht: Die Pro¬ 
dukte wurden um vier Prozent teurer, er- 
rechnete die Gesellschaft für Konsum¬ 
forschung (GfK). Eine solche Erhöhung 
liegt deutlich über der allgemeinen Infla¬ 
tionsrate: 1,5 Prozent im September, 1,8 
Prozent im Juli und 1,9 Prozent im Juni. 
Die vier Prozent stellen allerdings auch 
nur einen „Durchschnitt“ dar, denn zum 
Beispiel Kartoffeln kosten rund 40 Pro¬ 
zent mehr als im Vorjahr, Butter 30 Pro¬ 
zent, Milch 18 Prozent, Äpfel 22 Prozent. 


Die Preissteigerungen betreffen be¬ 
sonders die Produkte des täglichen 
Lebens. Und damit insbesondere die 
Proletarier mit einem relativ niedrige¬ 
rem Einkommen. 

Spannend ist der Vergleich zwischen 
den Discountern und den etwas teure¬ 
ren Supermarkt-Ketten (Edeka, Rewe, 
...). Die sind in der Regel etwas teurer, 
aber ihre Preissteigerung lag nur bei 1,6 
Prozent. Die Umsätze stiegen bei den 
Discountern zuletzt um 4,6 Prozent, 
bei den Supermärkten um 3,2 Prozent. 
Eine Profitsteigerung war also für bei¬ 
de Geschäftsmodelle noch möglich. 
Aldi Süd brachte es durch die Arbeit in 
1 800 Filialen in Deutschland im ver¬ 


gangenen Geschäftsjahr auf 15 Mrd. 
Euro Umsatz (Quelle: Focus), Aldi- 
Nord (5 000 Märkte in Europa) hat¬ 
te 11,5 Mrd. Euro Umsatz. Lidl: 3 300 
Filialen, 18 Mrd. Euro Umsatz. Die 
großen Zahlen aus dem globalen Ge¬ 
schäft: Aldi 56,8 Mrd. Euro und Lidl 54 
Mrd. Euro Umsatz. Zum Gewinn legen 
die Konzerne keine Zahlen vor. Damit 
schließt sich doch noch der Kreis zum 
Bischöflichen Stuhl zu Limburg. 

PS: „discount“ heißt in der deutschen 
Sprache Ermäßigung, Rabatt, Abzug, 
„abziehen“ hat eine vielfache Bedeu¬ 
tung: z.B. subtrahieren - oder auch 
in der Jugend- und Ganovensprache: 
stehlen. Uwe Koopmann 


Besseres Image nur 
mit Mindestlohn 

Auf einer Konferenz des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes zum Welttag 
für menschenwürdige Arbeit erklärt 
Claus-Harald Güster, stellvertreten¬ 
der NGG-Vorsitzender „Die Fleischin¬ 
dustrie, vor allem die Schlachtindustrie, 
hat die Chance, ihr schlechtes Image als 
Dumpinglohnbranche abzulegen und 
mit der Gewerkschaft NGG einen Min¬ 
destlohntarifvertrag abzuschließen. 
Das wäre auch ein richtiger Schritt, 
um der Wettbewerbsverzerrung in Eu¬ 
ropa durch deutsche Dumpinglöhne 
ein Ende zu bereiten“. In der Schlacht¬ 
branche seien Werkverträge das selbst¬ 
verständliche Geschäftsmodell gewor¬ 
den. Und Güster weiter: „Die Verein¬ 
barung von Branchenmindestlöhnen 
enthebt eine neue Bundesregierung 
nicht von der Einführung eines gesetz¬ 
lichen branchenübergreifenden Min¬ 
destlohns von 8,50 Euro angesichts 
der seit Jahren immer weiter abneh¬ 
menden Tarifbindung. Die Schlupflö¬ 
cher für Lohndumping müssen in allen 
Branchen geschlossen werden“. 

IG BCE trauert um Bergleute 

Das tragische Unglück im Kaliberg¬ 
werk Unterbreizbach hat große Be¬ 
troffenheit bei der Industriegewerk¬ 
schaft Bergbau, Chemie, Energie (IG 
BCE) ausgelöst. IG-BCE-Vorsitzen¬ 
der Michael Vassiliadis erklärte dazu: 
„Gemeinsam mit den Angehörigen 
trauern wir um die tödlich verunglück¬ 
ten Bergleute, unsere Mitglieder. Die 
Öffentlichkeit hat vielfach verdrängt, 
dass auch heutzutage Bergbau immer 
noch mit einem Risiko verbunden ist. 
Deshalb besitzt für meine Gewerk¬ 
schaft das Thema Arbeitsschutz im 
Bergbau früher wie heute höchsten 
Stellenwert. Arbeitssicherheit und So¬ 
lidarität, das füreinander Einstehen, 
spielen im Bergbau eine entscheiden¬ 
de Rolle. Die Todesfälle mahnen, sich 
dauernd mit größter Sorgfalt und Kon¬ 
sequenz um die Sicherheit unter Tage 
zu kümmern. Wir werden auch alles 
daran setzen, dass die Unglücksursa¬ 
chen konsequent aufgeklärt werden, 
um vergleichbare Fälle künftig zu ver¬ 
meiden, um das Leben unserer Kolle¬ 
gen zu schützen“. 

Gegen Angriffe auf 
griechische Gewerkschafter 

Seit 13 Monaten erhalten die Be¬ 
schäftigten der griechischen Werft 
Skaramanga kein Gehalt. Bei einer 
Demonstration Ende 2012 kam es 
zu Auseinandersetzungen, zehn Ge¬ 
werkschaftsführer wurden kurzzeitig 
inhaftiert und angeklagt. Bei einem 
Treffen am 30. September des europä¬ 
ischen Gewerkschaftsbundes Industri- 
All Europe und dem stellvertretenden 
griechischen Arbeitsminister in Athen 
fordert Michael Vassiliadis, Industri- 
All-Präsident, dass die Angriffe auf 
griechische Gewerkschaften und Ta¬ 
rifverträge sofort aufhören müssten. 

Streik in den Tageszeitungs¬ 
redaktionen 

Anfang letzter Woche haben über 300 
Redakteure, Pauschalisten und Freie 
an den Tageszeitungen in Baden-Würt¬ 
temberg erstmals in der bundesweit 
laufenden Honorar- und Gehaltsrunde 
die Arbeit niedergelegt. Dadurch er¬ 
scheinen viele Blätter mit sehr viel we¬ 
niger aktuell recherchierten Inhalten. 
Besonders betroffen waren die beiden 
Stuttgarter Zeitungen, aber auch Heil¬ 
bronn, Ulm,Tübingen, Reutlingen und 
Mannheim legten die Kollegen die Ar¬ 
beit zeitweise nieder. Worum es geht 
erklärte Gerd Manthey von ver.di Ba¬ 
den-Württemberg: „Seit Monaten gibt 
es Informationen über die Indexierung 
der Gehälter, Aussetzen von Tarifer¬ 
höhungen und weiterem Abbau von 
finanziellen Besitzständen. Ein faires 
Angebot für Gehälter und Honorare 
gibt es nicht. Schluss mit Sparen auf 
unsere Kosten fordern die Journalis¬ 
ten. Trotz Strukturproblemen werden 
immer noch ordentliche Gewinne ge¬ 
macht. Daran wollen die Redakteu¬ 
re, Pauschalisten und freie Journalis¬ 
ten teilhaben.“ Neben Streikenden aus 
dem ganzen Land kamen auch Journa¬ 
listen der „Frankfurter Neuen Presse“ 
zur Kundgebung nach Stuttgart um ih¬ 
ren Kollegen beizustehen. 





































4 Freitag, 25. Oktober 2013 


20. Friedenspolitischer 
Ratschlag 

Am 7. und 8. Dezember 2013 findet in 
Kassel der 20. Friedenspolitische Rat¬ 
schlag statt. Am Vorabend (Freitag, 
6. Dez.) wird es eine kulturelle Veran¬ 
staltung geben für alle, die dann schon 
da sind. Es wird ein Brecht-Tucholsky- 
Programm allererster Güte werden. An¬ 
lass ist immerhin, dass in diesem Jahr 
ein kleines Jubiläum ansteht. Das Motto 
des Ratschlags lautet diesmal: 1914-2014 
Umbrüche und Kontinuitäten, 100 Jahre 
Weltkriege - Kalter Krieg - „Krieg ge¬ 
gen den Terror“, 100 Jahre Friedensbe¬ 
wegung - Niederlagen und Erfolge. Ge¬ 
naueres folgt. 

Stolperstein für Konrad Beiz 

Am 3. November 2013 wird der Kölner 
Künstler Gunter Demnig in Kassel erneut 
für sein KunstDenkmal STOLPERSTEI¬ 
NE tätig werden. An 11 Stellen der Stadt 
werden, vorbereitet von Stolpersteine in 
Kassel e. V., für 19 von den Nazis verfolgte 
und ermordete Menschen Steine gelegt. 
Darunter ist auch einer für Konrad Beiz. 
Beiz war bis 1933 Mitglied der KPD-Be- 
zirksleitung Kurhessen-Waldeck. 
Konrad Beiz war 1932 KPD-Kandidat 
für den Preußischen Landtag und kan¬ 
didierte Anfang März 1933 bei den Kas¬ 
seler Stadtverordnetenwahlen. Noch im 
gleichen Monat stürmte ein Rollkom¬ 
mando der SA die Wohnung, in der sich 
Martha Beiz mit ihren drei Söhnen auf¬ 
hielt. Der Vater war schon früh aus dem 
Haus gegangen. Die SA-Männer zer¬ 
störten bei der Suche nach Konrad Beiz, 
der roten Fahne und angeblichen Waf¬ 
fenverstecken die Wohnung. Willi wurde 
bei Fragen nach seinem Vater misshan¬ 
delt. Das Rollkommando wartete auf die 
Rückkehr von Konrad Beiz. Dieser ging 
trotz Warnungen von Nachbarn nach 
Hause. Die SA-Männer stürzten sich auf 
ihn und trieben ihn zusammen mit sei¬ 
nen Söhnen Willi und Ernst auf einen 
Lastwagen. Sie wurden in das Haus der 
SA-Standarte 83 in der Kölnischen Stra¬ 
ße gebracht und dort zusammengeschla¬ 
gen. Der Vater wurde weiter in die Bür¬ 
gersäle, der berüchtigten Folterkammer 
der SA, verschleppt. 

Nach schweren Misshandlungen, bei de¬ 
nen unter anderem Kopfverletzungen 
mit Gehirnembolie die Folge waren, 
wurde Konrad Beiz bis zum 19. Juli 1933 
im Konzentrationslager Breitenau inhaf¬ 
tiert. Er war sehr krank, auch das Sprach¬ 
zentrum war gestört. Nach dem zweiten 
schweren Schlaganfall, der zu schweren 
Lähmungen führte, wurde er im Dezem¬ 
ber 1935 in die Landesheilanstalt Haina 
eingeliefert. 

Am 7. April 1936 starb Konrad Beiz an 
den Folgen der schweren Misshandlun¬ 
gen durch die SA. 

Regel, nicht Ausnahme 

„Das ganze System der EU-Grenzsi- 
cherung unter Führung von FRONTEX 
ist auf Abschottung ausgerichtet. Men¬ 
schenrechtsverletzungen und nicht zu¬ 
letzt Schiffshavarien mit hunderten To¬ 
ten sind kein Betriebsunfall, sondern 
unvermeidbare Folge dieser Politik“, so 
Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion „Die Linke“. 

„Für FRONTEX-Operationen gelten 
weiterhin die 2010 beschlossenen Leitli¬ 
nien, nach denen Boote mit Flüchtlingen 
weit vor den Küsten der Europäischen 
Union abgefangen und zurückgedrängt 
werden sollen. Die Gültigkeit der völker¬ 
rechtlichen und selbst der EU-Vorgaben 
zum Flüchtlingsschutz hingegen wird in 
diesen Leitlinien lediglich proklamiert, 
ohne klare Verfahrensgarantien für Asyl¬ 
suchende zu formulieren. Das gilt auch 
für den im April 2013 von der EU-Kom- 
mission vorgelegten Vorschlag zur Neu¬ 
fassung der Leitlinien. Dieser Vorschlag 
widerspricht sogar dem geltenden See¬ 
völkerrecht, indem er der Ausschiffung 
in den Staat den Vorrang gibt, aus dessen 
Gewässern das Schiff ausgelaufen ist. Mit 
anderen Worten: die Zurückweisung der 
Flüchtlinge hat Priorität vor ihrer siche¬ 
ren Einreise in die EU und der Prüfung 
ihres Schutzbedarfs. 

Die Vorverlagerung des EU-Grenz- 
schutzes vor die Küste Afrikas und das 
Abfangen von Flüchtlingen weit außer¬ 
halb des EU-Territoriums ist Ziel sowohl 
von FRONTEX als auch des Seeüberwa¬ 
chungssystems EUROSUR, das im De¬ 
zember an den Start gehen soll.“ 


Innenpolitik unsere zeit m 

Die Milliardäre und die Macht 


Noch deutlicher hätte man kaum zum Ausdruck brin¬ 
gen können, wer in diesem System an der Macht ist. 
Da schieben drei bekannte deutsche Milliardäre, die 
zusammen rund die Hälfte der Aktien des Autokon¬ 
zerns BMW gebunkert haben, mal so ganz nebenbei 
eine knappe dreiviertel Million Euro auf die Konten 
der staatstragenden CDU. Eine Parteispende von ins¬ 
gesamt 690 000 Euro für die Partei, die aus Sicht der 
Großaktionäre am besten umsetzt, wie sie sich den 
kapitalistischen Staat vorstellen. 

Dieses Geld ist natürlich nicht dafür gedacht, irgend¬ 
welche sozialen Programme zu unterstützen. Die 
großzügige Spende hat auch nicht das Ziel, die CDU 
dazu zu bewegen, etwas für die Bedürftigen dieser 
Gesellschaft zu unternehmen. Und sie war auch nicht 
für den superteuren Wahlkampf der C-Partei, denn 
der war zum Zeitpunkt der Überweisung längst vo¬ 
rüber. Diese Spende soll „dezent“ darauf hinweisen, 
wer die Musik bezahlt, nach der getanzt werden soll. 
Rein zufällig beschäftigte sich just zum Zeitpunkt 
jener Geldzuwendung die Europäische Union mit 
der Frage, ob man auf irgendeine Weise die Abgas¬ 


werte für Autos reglementieren könnte, um dadurch 
die Umwelt ein wenig zu schonen und dem Klima¬ 
wandel entgegen zu steuern. Dieses Vorhaben ent¬ 
spricht aber leider nicht den Interessen der Leute, 
die in der Autoproduktion in EU-Europa das Sagen 
haben. Und die wichtigsten von denen sind solche, 
die Aktien von deutschen Autofirmen besitzen und 
kräftig daran verdienen, dass immer mehr Reiche und 
Neureiche in aller Welt sich einen feuchten Kehricht 
um Abgaswerte kümmern, sondern einfach nur teure 
und dicke Autos kaufen wollen. An den Technologien, 
die den Spritverbrauch deutlich reduzieren könnten, 
wird zwar in den Ingenieurbüros gearbeitet, aber sie 
versprechen keinerlei zusätzlichen Profit. Also muss 
sich auch niemand darüber wundern, dass die Vertre¬ 
ter der Regierung der Bananenrepublik Deutschland 
bei den EU-Verhandlungen über Abgas werte kräftig 
auf die Bremse treten. Durch Zufall ist der zuständige 
deutsche Minister ein Mitglied der CDU, also jener 
Partei, die von den Autobossen mit einer bescheide¬ 
nen finanziellen Zuwendung bedacht wurde. Durch 
Zufall - das sei an dieser Stelle betont. 


Was aber diesen Skandal eigentlich interessant macht, 
ist weniger die direkte Bestechung - pardon: Beschen- 
kung einer politischen Partei durch milliardenschwere 
Großaktionäre (die übrigens die Spende auch noch 
von der Steuer absetzen können), sondern die offe¬ 
ne Demonstration der Macht der Besitzer des Ka¬ 
pitals. Sie genieren sich überhaupt nicht, in aller Öf¬ 
fentlichkeit zu zeigen, wer im Staat das Sagen hat. 
Dieses System heißt nicht umsonst Kapitalismus, und 
das bedeutet Macht des Kapitals. Das Kapital, das ist 
nicht irgendein gottähnliches, also nicht klar definier¬ 
bares Wesen, sondern es sind Betriebe, Banken, Schif¬ 
fe, Flugzeuge, Eisenbahnen, Grundstücke und jede 
Menge Geld, um das alles zu vermehren. Und es sind 
die Leute, die das Kapital besitzen, die Kapitalisten. 
Diese Leute haben sich ihren Staat geschaffen, mit 
seinen Institutionen und mit den Gesetzen, die ihnen 
und der Mehrung ihres Reichtums zu dienen haben. 
Und ihr ungeschriebenes Grundgesetz lautet: Ein Ka¬ 
pitalist unternimmt absolut nichts, wenn er sich nicht 
einen Gewinn davon versprechen kann. 

Uli Brockmeyer 


Schweißperlen und erhobene Faust 

Spekulanten am Ernst-Thälmann-Park, Berlin 



Im Sommer 2013 säubern Anwohner den Ernst-Thälmann-Park. 


D as nobel klingende Modewort 
Gentrifizierung ist in den letz¬ 
ten Jahren zur Selbstverständ¬ 
lichkeit geworden, wenn über Städte¬ 
bau, Wohnkultur und Mieten diskutiert 
wird. Es steht immer für Vertreibung 
alteingesessener Bewohner, beson¬ 
ders Mieter, Zerstörung gewachsener 
Wohnsiedlungen. Es steht für skrupel¬ 
losen Profit mit Wohnraum. 

Dass diese Entwicklung auch und ganz 
besonders in Berlin vonstattengeht, ist 
genauso wenig neu, wie die Erkenntnis, 
dass der Prenzlauer Berg, heute zum 
Bezirk Pankow gehörend, eines der 
am meisten betroffenen Gebiete der 
Hauptstadt ist. Aus Sicht der Spekulan¬ 
ten mit dem Grundrecht auf Wohnen 
und des ganzen mehr oder minder von 
ihren Gnaden lebenden Rattenschwan¬ 
zes aus Planern, Stadtentwicklern, Be¬ 
ratern, Architekten und korrupten Po¬ 
litikern, ist das logisch und richtig. Die 
prognostizierte Zunahme der Berli¬ 
ner Bevölkerung um etwa 250 000 bis 
zum Jahre 2030 wird Pankow mit über 
60 000 den größten Batzen an neuen 
Wohnungssuchenden bescheren. 

Eine Ausnahme, sozusagen „Brachland 
für Spekulanten“, war bis dato der 26 
Hektar große Ernst-Thälmann-Park. 
An der Greifswalder Straße steht seit 
der Eröffnung des als Verbindung aus 
Wohneinheiten, Kultureinrichtungen 
und Natur geplanten Gebiets im Jahre 
1986 das 50 Tonnen schwere Denkmal 
für den Vorsitzenden der KPD, die er¬ 
hobene Faust Teddys hat heute einen 
neuen Symbolcharakter erhalten: „Uns 
kriegt ihr hier nicht weg“! 

Aus profitlogischer Sicht soll sich das 
natürlich ändern. Die gut 4 000 Bewoh¬ 
ner der 1 300 Wohnungen sind sich der 
Bedrohung bewusst, die Gier der Spe¬ 
kulanten hat trotz Natur- und Denk¬ 
malschutz bereits jetzt begonnen, sich 
im Areal und in einer Art „Umzinge¬ 
lung“ in den angrenzenden Gebieten 
breitzumachen. Eine riesige Baugrube 
an der Ella-Kay-Straße - die Genehmi¬ 
gung dafür wurde hinter dem Rücken 
der Bezirks Verwaltung erteilt -, aus der 
sich 77 Wohneinheiten erheben sollen, 
zeigt, was kommen soll. 

Die richtige Antwort auf Druck ist im¬ 
mer Gegendruck, den baut eine gut or¬ 
ganisierte und sehr agile Anwohnerini¬ 
tiative auf. Am vergangenen Mittwoch 
wollte ein Konglomerat aus der „Ent¬ 
wicklungsgesellschaft Stadtbau“, der 
landeseigenen „Gewobag“(Besitzerin 
des allergrößten Teils der Wohnungen 
im Park), einem involvierten Speku¬ 
lanten und dem Pankower Baustadtrat 
Jens-Holger Kirchner (Grüne) wie¬ 
der mal Bürgerbeteiligung heucheln 
und rief zur öffentlichen Veranstal¬ 
tung ins im Park gelegene Kulturzent¬ 
rum „Wabe“. „Zwischenergebnisse zur 
Voruntersuchung Thälmannpark mit 
anschließender Podiumsdiskussion“ 
nannten sie die Farce. Die Anwohner¬ 
initiative wurde zu Anfang gar nicht ge¬ 


laden, in letzter Minute gewährte man 
ihr fünf Minuten Redezeit auf dem Po¬ 
dium. Den Bürgern wurden ganze 20 
Minuten für Fragen am Ende der auf 
zwei Stunden ausgelegten Show zuge¬ 
standen. Daraus wurde Nichts. 

Die Anwohnerinitiative mobilisierte 
unter dem Motto „Mitmachfalle zum 
Anfassen“ und der Wabe-Konzertsaal 
war bereits vor Beginn überfüllt. Über 
300 Bürger stellten von der ersten Mi¬ 
nute an klar, wer hier das Sagen haben 


wollte. Die vielen Zwischenrufe, die 
konsequente „Hier-reden-wir“-Ein- 
stellung der Anwohner führte zu ei¬ 
ner Verkürzung der Redebeiträge der 
Selbstdarsteller auf dem Podium seitens 
des Moderators und die qualifizierten 
Fragen aus dem Publikum provozierten 
einige durchaus entlarvende Aussagen. 
Die arrogante Constanze Kremer von 
der „Entwicklungsgesellschaft Stadt¬ 
bau“: „Es ist nicht üblich, Planung 
transparent zu machen.“ In der Frage 
Thälmann-Denkmal ruderte sie zu¬ 
rück, sagte, man wolle nur den Vor¬ 
platz „aufwerten“, auf der von ihr vor¬ 
her per Lichtbild gezeigten Grafik war 
das Denkmal noch als Schwäche des 
Areals gelistet worden. Baustadtrat 
Kirchner, der selbsterklärte Chef des 
Spektakels war permanent in der De¬ 


fensive, darüber konnte sein bekann¬ 
tes Redegeschick nur ansatzweise hin¬ 
wegtäuschen. Großen Anteil daran hat¬ 
te Andreas Hopfner. Der Sprecher des 
Mieterrates entlarvte mit unentwegten 
guten Einwürfen und Zwischenfragen 
seine Unwahrheiten, stellte ihn und 
die ganze Veranstaltung als schein¬ 
demokratische Spiegelfechterei bloß. 
Sichtbare und von den Kamerateams 
dokumentierte Schweißperlen trieb 
die Frage einer Anwohnerin auf Kirch¬ 


ners Stirn: „Wann sagen sie denn end¬ 
lich was zur Zukunft des Denkmals für 
den wichtigsten deutschen Antifaschis¬ 
ten und einzigen von den Nazis ermor¬ 
deten Parteivorsitzenden?“ 

Der O-Ton Kirchner, an diesem Abend 
vielfach dokumentiert, wird in naher 
Zukunft oft zitiert werden: „Wir ha¬ 
ben nicht vor, das Denkmal zu schlei¬ 
fen (das Wort hatte außer ihm keiner 
gebraucht) und eine Namensänderung 
des Parks - das brauchen wir in dieser 
Situation schon gar nicht“. Diese Aussa¬ 
ge dürfte ihn bei seinen Auftraggebern 
Sympathie gekostet haben. 

Von denen saß Willo Göpel (Kondor 
Wessels Holding) auf dem Podium 
und ließ eigentlich keine Zweifel an 
seinen Absichten aufkommen: Günsti¬ 
ge Mieten seien für ihn zwischen 9 und 


11 Euro pro qm anzusiedeln, selbst¬ 
verständlich werden Tiefgaragen und 
Kindertagesstätte als private Dienste 
und zu einem Preis mit gebaut. Seine 
politische Analyse: „Wenn nicht gebaut 
wird fallen die Mieten nicht.“ Scham 
kennen sie nicht, Göppel teilte diese 
Weisheiten mehreren hundert Leuten 
mit, die große Schwierigkeiten haben, 
die im Gebiet üblichen Mieten von 
5,13 Euro pro qm aufzubringen und bei 
13,4 Prozent Arbeitslosigkeit (Berlin- 
Durchschnitt: 9,1 Prozent) immer we¬ 
niger Perspektiven sehen da zu bleiben, 
wo sie aufgewachsen sind. Eine klare¬ 
re Definition der Klassenbarriere, die 
durch dieses Land verläuft, kann man 
eigentlich nicht liefern. 

„Miese Stimmung auf der grünen In¬ 
sel“ titelte die Berliner Zeitung am 
Freitag ihren Bericht über die Ver¬ 
anstaltung. So mies war sie gar nicht. 
Auch wenn das engagierte Auftre¬ 
ten der Anwohner den Heuchlern die 
Grenzen deutlich aufzeigte, wird immer 
mehr Bewohnern klar, dass der Wider¬ 
stand wachsen muss. Eine Anwohner- 
Versammlung am 11. November, ohne 
Bürokraten und Schausteller, wird die 
nächsten Schritte beraten. 

Alle, die Mieterinteressen verteidigen 
wollen, alle, denen die Umwelt am Her¬ 
zen liegt, alle Antifaschisten und ganz 
besonders alle Kommunisten sind in 
diesem Kampf gefordert. Die erhobene 
Faust muss noch viel mehr Schweißper¬ 
len auf die Stirne der Miethaie treiben. 

Hermann Glaser-Baur 


„Es ist nicht üblich, 
Planung transparent zu machen“ 
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Regierende sollten sich keine falschen Hoffnungen machen 

Hamburg, Berlin, Würzburg, München: Das Bleiberecht wird auf der Straße entschieden 



Flüchtlinge am Brandenburger Tor setzen trockenen Hungerstreik für drei Monate aus. 


J eder dritte bis vierte Asylantrag in 
der Bundesrepublik wird nach der 
Rücküberstellungspraxis des „Dub¬ 
lin II“-Systems behandelt und hier mit 
der „Zuständigkeitsverordnung“ der 
EU abgelehnt. Die Hin- und Her- 
schiebepraxis in von der Wirtschafts¬ 
krise bereits voll erfasste Mitgliedstaa¬ 
ten wie Italien und Griechenland hat 
mehr „illegalisierte“ Asylanwärter zur 
Folge, die sich dem zu entziehen su¬ 
chen. Durch ihren unsicheren Rechts¬ 
status werden sie stigmatisiert und iso¬ 
liert. Kommt es überhaupt dazu, dass 
ein Asylantrag gestellt wird, kann die 
Bearbeitung jahrelang dauern. In die¬ 
ser Zeit sind die Bewerberinnen von 
einem normalen Leben außerhalb von 
„Flüchtlingslagern“ ausgeschlossen, zu¬ 
mal Arbeitserlaubnisse fehlen. 

Im Bundesland Bayern, bekannt für 
besonders restriktive Methoden, be¬ 
trugen die Bearbeitungszeiten schon 
mal sieben bis zwölf Jahre. Der im 
September abgesagte, jetzt aber in 
Berlin erzwungene Gesprächstermin 
mit dem Nürnberger Bundesamt für 
Migration stellt für knapp dreißig aus 
München angereiste Non-Citizens 
den erhofften Etappensieg dar. Sie 
errangen ihn durch ihren existenziel¬ 
len Einsatz - den höchsten ihres Le¬ 
bens - im Durst- und Hungerstreik 
vom 9. bis 19. Oktober am Branden¬ 
burger Tor. Am Abend des elften Ta¬ 
ges setzten sie die selbstbestimmte 
Kampfmaßnahme bis Mitte Januar 
aus. Ein Kompromiss sieht vor, ihre 
in Nürnberg vorliegenden Asylan¬ 
träge beschleunigt zu bearbeiten und 
die Verfahren abzuschließen. Wenn 
überhaupt, dann wurden die bis da¬ 
hin vor Wind und Wetter weitgehend 
ungeschützten Männer und Frauen 
am Pariser Platz mit seiner allabend¬ 
lich Touristen anziehenden Tor- und 
Gebäude-Lichtshow zumeist als Gro¬ 
teske wahrgenommen. Ein medizini¬ 
sches Präventionszelt war nicht er¬ 
laubt. Insgesamt 43 Mal musste der 
Rettungsdienst zu klinisch-notärztli- 
chen Behandlungen gerufen werden. 
Trotz offensichtlich mehrmaliger 
Elektrolyt-Infusionen gegen die zu¬ 
nehmende Blutverdickung gab keiner 
der Betroffenen auf. Lieber hier ster¬ 
ben als in Lagern, war die Devise bei 
der schnellen Rückkehr. 

Die Sprecher der Gruppe, Ghlam Vali 
aus Pakistan und Brook Tadele aus 


Äthopien, hatten sich ebenso wie der 
Iraner Hamed R. schon im Juni am 
Hungerstreik der Flüchtlinge in Mün¬ 
chen beteiligt. Wie andere auch setz¬ 
ten sie jetzt schon zum zweiten Mal 


Lieber hier sterben als in 
Lagern, war die Devise. 


ihr Leben für die Anerkennung ihrer 
grundlegenden Menschenrechte durch 
die Bundesregierung ein. Bis zum 
18. Oktober verhielten sich Bundes¬ 
CDU und -SPD unsichtbar. Zahlrei¬ 
che Vermittlungsbemühungen durch 
den Integrationssprecher der Links¬ 
fraktion im Berliner Abgeordneten¬ 
haus, Hakan Tas, brachten auch keine 
Taten bei CDU-Innensenator Henkel 
oder aus dem Büro des Regierenden 
SPD-Bürgermeisters Wowereit zuwe¬ 
ge. Noch zuletzt bestätigte Wowereit 
gleichgültige und ignorante Warnun¬ 
gen, wonach die Flüchtlinge für ihre 


Aktionen selbst verantwortlich sind. 
Vor Ort waren dagegen Linkspartei¬ 
chef Bernd Riexinger und MdB Hans- 
Christian Ströbele von den Grünen. 
Der Aufbau eines erfolgreichen Ver¬ 
handlungsdrucks noch vor der Win¬ 
terperiode gelang allerdings erst Bi¬ 
schof Markus Dröge von der Evange¬ 
lischen Kirche Berlin-Brandenburg. 
Nach vierstündiger Verhandlung mit 
dem Vizepräsidenten des Bundesam¬ 
tes für Migration, Michael Griesbeck, 
sicherte die SPD, vertreten durch den 
migrationspolitischen Sprecher ihrer 
Bundestagsfraktion Rüdiger Veit so¬ 
wie durch die türkeistämmige Berliner 
Integrationssenatorin Dilek Kolat, bis 
Januar ein Ergebnis zu. Kolat warnte 
jedoch vor falschen Hoffnungen. Es 
gäbe keine Pauschallösungen. Vorlie¬ 
gende Anträge seien beschleunigt zu 
bearbeiten. Veit habe zugesichert, dass 
sich die SPD bei den beginnenden Ko¬ 
alitionsverhandlungen mit der CDU/ 
CSU für eine Änderung der Asylpo¬ 


litik einsetze.Wenn eine individuelle 
Duldung mehrfach erneuert werde, 
solle künftig ein Bleiberecht unbefris¬ 
tet gewährt werden. 

Von den 24 vorliegenden Anträgen 
der Streikenden wurden aber zuvor 
schon fünf rechtskräftig abgelehnt. 
Abgesehen von einer individuellen 
Genehmigung auf Daueraufenthalt 
und von einer „Überstellung nach 
Österreich“ bleiben noch elf Asylver¬ 
fahren offen. Falls sechs Klagen ge¬ 
gen Ablehnungen Erfolg haben, sind 
Zurückverweisungen ans Bundesamt 
möglich. Alle Flüchtlinge können da¬ 
von ausgehen, dass sie noch bis Mitte 
Januar in Berlin bleiben können. Vor¬ 
erst sind sie in einer Einrichtung der 
evangelischen Kirche untergebracht, 
wo sie mit Suppe, heißem Tee und Reis 
willkommen sind. 

Am 17. Oktober hatten Flüchtlings¬ 
gruppen und ihre Unterstützer in 
Berlin, in Hamburg und in Würzburg 
versucht, die Situation der Refugees 


durch gleichzeitige Aktionen zivilen 
Ungehorsams in die öffentliche De¬ 
batte für ein politisches Umdenken zu 
bringen. Mit Aktivisten des Camps auf 
dem Oranienplatz, die auf die zugesag¬ 
te Einrichtung von 60 Kältehilfeplät¬ 
zen warten, gingen autonome Unter¬ 
stützer in Berlin-Kreuzberg spontan 
auf die Straße. Zu ihnen sollten auch 
35 Flüchlinge aus Unterfranken stoßen. 
Die Würzburger Polizei stoppte ihren 
Bus noch auf der Bundesstraße 8 und 
veranlasste den Rücktransport. Plötz¬ 
lich galt die überall bezweifelte Resi¬ 
denzpflicht wieder als ehernes Gesetz. 
Auf dem Rindermarkt in München 
fand am 19. Oktober eine Solidaritäts¬ 
kundgebung für die durststreikenden 
Flüchtlinge in Berlin statt. 

In Hamburg, wo die SPD allein und 
mit Kurs auf Eskalation regiert, gab es 
an fast allen Tagen zwischen 15. und 
20. Oktober Widerstand gegen forcier¬ 
te rassistische Polizeikontrollen. Sie 
richten sich auf die unfreiwillige Iden¬ 
titätsfeststellung von 80 afrikanischen 
Flüchtlingen, die hier seit dem NATO- 
Krieg gegen Libyen als Gruppe „Lam- 
pedusa in Hamburg“ gestrandet sind. 
Am Donnerstag waren viele, die vo¬ 
rübergehend in einem Gebäude der 
evangelischen St.-Pauli-Kirche Schutz 
finden, zur Anhörung in die Auslän¬ 
derbehörde bestellt. Pastor Wilm hat¬ 
te vor aufbrechenden Flucht-Trauma¬ 
ta gewarnt. Anwaltlich beraten, stellte 
die Gruppe einen einzigen exemplari¬ 
schen Antrag für alle. Als ein Flücht¬ 
ling der Aufforderung zu einem indivi¬ 
duellen Antrag nicht nachkam, wurde 
er aufgefordert, die Bundesrepublik 
bis zum 25. Oktober zu verlassen. Bür¬ 
germeister Olaf Scholz und Innense¬ 
nator Michael Neumann sehen sich 
nicht nur durch einen Offenen Brief 
der afrikanischen Lampedusa-Grup- 
pe und durch die Kritik von Grünen 
und Linken zu anscheinend abflau¬ 
enden Polizeioperationen veranlasst. 
Antifa-Demos im Schanzenviertel the¬ 
matisierten die erkennungsdienstliche 
Behandlung und sollten auch handfest 
zeigen, dass das politische Bleiberecht 
der Refugees durchaus auf der Stra¬ 
ße entschieden werden kann. Zur Ge¬ 
währung des Aufenthaltsrechts nach 
Paragraf 23 Aufenthaltsgesetz habe 
die SPD in Hamburg alle Möglichkei¬ 
ten. Hilmar Franz 


Der Drahtseilakt, 2. Folge 

Punktgewinne der SPD-Führung in der Koalitionsfrage 


Am Tag nach der Wahl hatte der ein¬ 
flussreiche NRW-Fraktionsvorsitzen- 
de der SPD erklärt: „In der NRW-SPD 
gibt es überhaupt niemanden, der die 
Große Koalition will. Wir streben sie 
nicht an, und am Ende wird es sie nicht 
geben.“ Auch seine Landesvorsitzende 
und Ministerpräsidentin sprach ihren 
Widerwillen gegen eine solche Koali¬ 
tion aus. 

Nun ist die erste Phase der „Meinungs¬ 
bildung“, die befinden sollte, ob über¬ 
haupt ein „Sondierungsgespräch“ Sinn 
mache, vorbei. Es hatte offensichtlich 
Sinn. Denn SPD-Chef Sigmar Gabriel 
traf sich sogar in einer Mauschelrunde 
mit den Parteivorsitzenden von CDU 
und CSU nach dem ersten Gespräch. 
Nun hat auch der „Zweite Konvent“ 
das zweite „Sondierungsgespräch“ mit 
229 Stimmen, gegen 31 Stimmen und 
zwei Enthaltungen abgesegnet. Im Par¬ 
teivorstand hatte nur die „Linke“ Hilde 
Matheis dagegen gestimmt. Nun befin¬ 
den wir uns in der dritten Phase: Wie zu 
erwarten gab es ein Ja zu Koalitionsver¬ 
handlungen. 

Der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabri¬ 
el muss sich noch kräftig ins Zeug le¬ 
gen, um seine Position, „Regierungs¬ 
beteiligung“, durchzusetzen nicht im 
„Konvent“, sondern gegen eine über 
den gegenwärtigen Kurs empörte Mit¬ 
gliedschaft. „Als Genosse möchte ich 


Dich nicht mehr bezeichnen. Ich und 
viele andere ... haben nicht SPD ge¬ 
wählt, um eine große Koalition zu wol¬ 
len, wie ihr sie jetzt anstrebt. Für mich 
ist das Betrug an uns, die SPD gewählt 
haben. Für mich seid ihr nur noch La¬ 
kaien eurer Machtgelüste“, schrieb zum 
Beispiel SPD-Mitglied Clemens Rös¬ 


ser über Facebook. SPD-Mitglied Jan 
Hitschfeld schrieb: „Ich fühle mich von 
meiner Partei verraten und verkauft. 
Ich habe für einen Politikwechsel ge¬ 
kämpft.“ Und Erika Könne resümiert: 
„Ich bin empört über eurer Verhal¬ 
ten!“ Da fühlt sich ein anderes Mitglied 
„Verarscht und Verkauft“. Eine Genos¬ 
sin droht: „Eure Rechnung werdet ihr 
in vier Jahren bekommen.“ 

Alle diese Genossinnen und Genossen 
erinnern sich an Wahlprogramm und 
Wahlveranstaltungen. Von den Promis 
waren dort markige Sprüche zu hören. 
Da sagte zum Beispiel Sigmar Gabri¬ 
el: „Nichts von dem, was Deutschland 
jetzt braucht, könnte man mit der Uni¬ 
on umsetzen“. Oder der parlamentari¬ 
sche Geschäftsführer der SPD-Frakti- 
on Oppermann äußerte: „Eine große 
Koalition mit einer abgewirtschafteten 
Bundeskanzlerin, die die Euro-Krise 


zwei Jahre lang katastrophal gemanagt 
hat, ist für uns überhaupt kein Thema.“ 
Oder - siehe oben - Hannelore Kraft 
und ihr Fraktionschef in NRW. 

Noch ein Stimmungsbild: Da sind in 
Leipzig fünf Genossinnen und Genos¬ 
sen zur Wahlauswertung der Gruppe 
„AG 60 plus“ unter dem Motto „Sekt 


oder Selters“ erschienen. Es gibt na¬ 
türlich Selters aus Pappbechern. Einer 
sagt: „Schade, dass die CDU keine ab¬ 
solute Mehrheit gekriegt hat, dann hät¬ 
ten wir jetzt die Probleme nicht.“ Der 
Vorsitzende: „Die sind natürlich auch 
ministergeil in Berlin, die wollen an die 
Futtertröge.“ 

Ob diese Stimmungen in Richtung 
Zustimmung zur großen Koaliti¬ 
on umgebogen werden können, er¬ 
scheint gegenwärtig unsicher. Aber 
angesichts der Raffinesse, mit der 
die SPD-Führer mit solchen Situati¬ 
onen umgehen, scheint die Parteifüh¬ 
rung wieder zu gewinnen. Denn die 
Müntefering/Steinbrück-Parole ist in 
dieser Partei fest verankert: „Opposi¬ 
tion ist Mist!“ Deshalb muss der SPD- 
Chef Gabriel gegenwärtig nur einfühl¬ 
sam die sozialdemokratischen Seelen 
streicheln. Er verweist auf die „gro¬ 


ße Geschichte“ der SPD: „In den ver¬ 
gangenen 150 Jahren hatten wir wahr¬ 
lich mit größeren Schwierigkeiten zu 
kämpfen als mit einer Frau Merkel. 
Ich finde, wir können ruhig ein wenig 
selbstbewusster sein.“ Die gegenwär¬ 
tigen Sondierungen kommentiert er 
mit den Worten: „Wenn die Chance 
besteht, Verbesserungen auf dem Ar¬ 
beitsmarkt, bei den Bildungsaufgaben, 
in den Kommunen, in der Rente und 
in vielen anderen Bereichen zu schaf¬ 
fen, dann muss die SPD diese Chance 
prüfen“. 

An seine Seite hat sich - was juckt 
mich mein Geschwätz vom Montag 
nach den Wahlen - NRW-Minister- 
präsidentin Hannelore Kraft gestellt. 
Auch sie gibt einen guten Einblick, 
wie die Parteiführung agiert, um die 
Mitgliedschaft zu übertölpeln. Origi¬ 
nalton: „Ich war skeptisch, ja, ich habe 
in der 1. und 2. Sondierung nicht über¬ 
all so viel Bewegung gesehen“, sagte 
sie im WDR 2. Eklat mit CSU-Gene- 
ralsekretär Dobrindt und Friedens¬ 
schluss. Jetzt, so die Kraft, sehe sie ei¬ 
nen Weg, und der müsse „ausgelotet 
werden.“ Und die bürgerlichen Medi¬ 
en kommentieren: Jene Genossen, die 
eine große Koalition um keinen Preis 
wollen, fühlen sich von ihr verstanden. 
Nun fällt ihr die Aufgabe zu, auf die¬ 
sem Konvent für Koalitionsverhand¬ 
lungen zu werben, später für den Ko- 
alitionsvertrag.Motto: „Vertraut mir.“ 
„Hannelörken“ hat sich verdient ge¬ 
macht. Sie hat auf dem Konvent dafür 
großen Beifall erhalten. Die SPD-Ge- 


neralsekretärin Andrea Nahles ist sich 
schon jetzt sicher: „Am Ende kann 
ein Koalitionsvertrag stehen, der für 
Millionen Menschen in Deutschland 
eine Verbesserung ihrer Lebenssitu¬ 
ation bringt“. Bis Weihnachten soll er 
stehen. 

Im übrigen: Der SPD-Konvent hat 
10 Forderungen für die Koalitions¬ 
vereinbarungen formuliert. Ein flä¬ 
chendeckender gesetzlicher Mindest¬ 
lohn von 8,50 Euro, ein abschlagfreier 
Renteneintritt nach 45 Versicherungs- 
jahren sowie Verbesserungen in der 
Pflegeversicherung, die durch eine 
Beitragserhöhung finanziert werden 
soll. Eine Rentenangleichung in Ost 
und West werde angestrebt, jedoch 
der Zeitpunkt bleibt offen. Genüss¬ 
lich nahm die FAZ wahr, dass „der im 
Wahlkampf versprochene Umbau der 
Krankenversicherung in eine Bürger¬ 
versicherung ebenso wenig auftaucht 
wie die Forderung nach Steuererhö¬ 
hungen“. Das Betreuungsgeld bleibt, 
die Rente mit 67 auch. Reichensteu¬ 
er geopfert. Der Mindestlohn ist an 
Bedingungen geknüpft. Er könnte 
durchgesetzt werden, ebenso wie das 
Betreuungsgeld gekippt werden und 
die Reichensteuer eingeführt wer¬ 
den - wenn SPD, Grüne und die Par¬ 
tei „Die Linke“ im Bundestag dem 
gemeinsam zustimmen würden. Eine 
Mehrheit hätten sie. Aber die SPD 
setzt auf die große Koalition. Ob de¬ 
ren Wählerinnen und Wähler das ver¬ 
gessen werden, wissen wir heute nicht. 

RolfPriemer 


„Ich fühle mich von meiner Partei verraten und verkauft. Ich 
habe für einen Politikwechsel gekämpft.“ 
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Junckerland ohne Juncker? 

Vorgezogene Parlamentswahlen in Luxemburg 


Piuspriester feiert SS-Mörder als „Helden“ 

Beisetzung in Rom untersagt 


doch vom Präfekten von Rom geneh¬ 
migt wurde. Marini verwies auf die Tra¬ 
dition des antifaschistischen Widerstan¬ 
des der Stadt und sagte, die Einwohner 
seien „fassungslos, dass eine solche Pro¬ 
vokation gestattet“ wurde. Eine private 
Trauerfeier wurde nach den schweren 
Tumulten abgesagt. 

Eine Beisetzung des Kriegsverbrechers, 
der in Rom unter komfortablem Haus¬ 
arrest seine lebenslange Haftstrafe 
verbüßte, hat das Polizeipräsidium der 
Hauptstadt untersagt. Auch das Vikariat 

i 


die Verbrechen des „Duce“ verherrli¬ 
chen. 

In Rom hat die Totenmesse der Pius¬ 
brüder für den deutschen SS-Kriegs- 
verbrecher daran erinnert, dass dessen 
in der Vergangenheit exkommunizier¬ 
te Bischöfe von dem für seine Faschis¬ 
tenfreundlichkeit bekannten früheren 
deutschen Papst Ratzinger 2009 reha¬ 
bilitiert wurden. Die von dem Bischof 
Marcel Lefebrve 1970 gegründete kle¬ 
rikalfaschistische Bruderschaft bildet 
mit ihrem Hass auf Juden, Muslime, 



Italien, Rom.- Festnahme von Zivilisten durch deutsche und italienische Soldaten 
nach dem Attentat in der Via Rasella auf eine Südtiroler Polizei-Einheit am 13. 
März 1944 vor dem Palazzo Baberini; die Festgenommenen wurden später in den 
Ardeatinischen Höhlen ermordet. 


B ei den vorgezogenen Parlaments¬ 
wahlen haben die bisherigen Re¬ 
gierungsparteien Federn lassen 
müssen. Die Christlich Soziale Volks¬ 
partei (CSV) von Premierminister 
Jean-Claude Juncker verlor drei Sitze 
in der 60 Abgeordnete umfassenden 
Abgeordnetenkammer, bleibt aber 
dennoch mit 23 Deputierten die „mit 
Abstand stärkste Partei 4 , 4 wie Juncker 
am Wahlabend mehrmals betonte. Sein 
bisheriger Koalitionspartner, die Lu¬ 
xemburgische Sozialistische Arbeiter¬ 
partei (LSAP), mußte ebenfalls einen 
Stimmenverlust hinnehmen, verfügt 
aber dennoch weiterhin über 13 Ab¬ 
geordnetenmandate. Allerdings hat 
sie ihr eigentlich deklariertes Ziel, per 
Wählervotum stärkste Partei zu werden 
und somit den neuen Premierminister 
stellen zu können, um Längen verfehlt. 
Starke Zugewinne verbuchten die Li¬ 
beralen, die mit dem Bürgermeister 
der Hauptstadt, Xavier Bettel, als Spit¬ 
zenkandidaten angetreten waren - ein 
Mann, der sich in den letzten Umfragen 
in der Beliebtheitsskala bei den Lu¬ 
xemburgern weit nach oben gedrängt 
hatte. Die DP - in Luxemburg auch 
„die Blauen“ genannt - erhält vier Sit¬ 
ze hinzu und verfügt damit ebenso wie 
die Sozialdemokraten über 13 Manda¬ 
te. Die Grünen büßten ebenfalls we¬ 
niger ein als ihre deutschen Kollegen 
und verfügen immer noch über 6 Sitze 
(-1). Die bürgerlich-nationalistische Al¬ 
ternativ Demokratische Reformpartei 
erhält 3 Sitze (-1) und die luxemburgi¬ 
sche Linkspartei „Dei Lenk“ wird mit 
zwei Abgeordneten (+1) in der Kam¬ 
mer vertreten sein. 


Die Kommunistische Partei Luxem¬ 
burgs (KPL), die im ganzen Land mit 
offenen Kandidatenlisten angetreten 
war, konnte ihre Stimmenzahl leicht 
auf 1,6 Prozent erhöhen. Im Süden des 
Landes erhielt die KPL 2,6 Prozent, in 
den Arbeiterstädten Differdingen und 
Esch/Alzette kam sie auf 4,71 bzw. 
4,01 Prozent. Die KPL war als einzi¬ 
ge Partei mit einem klaren Programm 
angetreten, das Alternativen zum fort¬ 
schreitenden Abbau der sozialen Er¬ 
rungenschaften aufzeigte und die Ver¬ 
gesellschaftung der Großindustrie und 
der Banken als einzig mögliche Pers¬ 
pektive darstellte. Die Kommunisten 
unterbreiteten konkrete Vorschläge 
für die Schaffung von Arbeitsplätzen, 
für ein kostenloses Bildungs- und Ge¬ 
sundheitssystem, für den Bau von Woh¬ 
nungen und die Verbesserung des öf¬ 
fentlichen Transports. So verwies die 
Partei in ihrer Wahlkampagne u. a. da¬ 
rauf, dass allein durch die Erhöhung 
der Steuern auf in Luxemburg lagern¬ 
de Investmentfonds von gegenwärtig 
0,01 auf 2.5 Prozent dem Staatsbudget 
rund 6 Milliarden Euro zufließen wür¬ 
den, womit 300 Ausbildungsplätze für 
Jugendliche für den Zeitraum von drei 
Jahren einschließlich der Vergütung 
mit dem Mindestlohn finanziert wer¬ 
den könnten. 

Am Montagabend entschieden die Li¬ 
beralen, die Sozialdemokraten und die 
Grünen, eine gemeinsame Regierungs¬ 
koalition gegen die CSV und Juncker 
bilden zu wollen. Die Entscheidung 
über den Auftrag zur Regierungsbil¬ 
dung liegt allerdings beim Staatsober¬ 
haupt, dem Großherzog Henri. ZLV 


Die klerikalfaschistische Piusbrüder¬ 
schaft musste eine Messe für den am 
11. August verstorbenen SS-Kriegs- 
verbrecher Erich Priebke in der Ka¬ 
pelle ihres Sitzes in Albano Laziale bei 
Rom abbrechen. Mit Transparenten und 
Sprechchören „Henker“ und „Mörder“ 
protestierte eine unübersehbare Men¬ 
schenmenge der knapp 40 000 Einwoh¬ 
ner zählenden Stadt gegen die Trauer¬ 
feier, an der zahlreiche Faschisten teil- 
nahmen, die den an der Ermordung von 
335 Geiseln, darunter 75 Juden, im März 
1944 in der Fosse Ardeatine (den Tuff¬ 
steinhöhlen) bei Rom und der Depor¬ 
tation Tausender römischer Juden in 
die Konzentrationslager beteiligten SS- 
Sturmbannführer als „Helden“ feierten. 
Die Opfer mussten damals in die Tuff¬ 
steinhöhlen hinabsteigen, wo sie mit Pis¬ 
tolenschüssen ins Genick umgebracht 
wurden. Zum Schluss wurden die Höh¬ 
len durch Minenexplosionen zugeschüt¬ 
tet. Das Massaker leitete der SS-Polizei- 
chef von Rom, Herbert Kappler, der wie 
Priebke zu lebenslanger Haft verurteilt, 
1977 mit Hilfe westdeutscher Kompli¬ 
zen (Neonazis und Geheimdienstkreise) 
in die Bundesrepublik fliehen konnte. 
Zu den Protesten hatten Antifaschisten, 
darunter der Partisanenverband ANPI, 
Kommunisten und Mitglieder der re¬ 
gierenden Demokratischen Partei (PD) 
aufgerufen. Die Polizei schritt ein, als 
die Demonstranten den von sechs Po¬ 
lizeifahrzeugen eskortierten Leichen¬ 
wagen am Weiterfahren hinderten. Die 
Proteste finden vor dem 70. Jahrestag 
des Gedenkens an den Beginn der De¬ 
portation der römischen Juden in die 
Konzentrationslager statt. 

Die Faschisten führte Maurizio Boccac¬ 
cio an, der als Organisator des „Verban¬ 
des Skinheads Italiens“ verkündete „ge¬ 
gen Kommunisten, Ausländer, Schwu¬ 
le und Juden“ zu kämpfen. Nach dem 
Zerfall der faschistischen Alleanza Na- 
zionale gründete er an deren Stelle eine 
„Estrema destra Militia“. Der Priester 
der Piusbrüder Floriano Abrahamowi- 
cz feierte den „Henker von Rom“, wie 
Radio Vatikan berichtete, als „treuen 
Soldaten“ und „Freund“. In Anwesen¬ 
heit des starken Polizeiaufgebots kam 
es zu schweren Zusammenstößen zwi¬ 
schen Demonstranten und Faschisten. 
Der Bürgermeister, Nicola Marini (PD), 
hatte die Trauerfeier untersagt, die je¬ 


in Rom lehnte ein kirchliches Begräbnis 
ab. Eine Absage erteilte auch die Ge¬ 
meinde Hennigsdorf in Brandenburg, 
Geburtsort Priebkes. 

In der Bundesrepublik wurde bereits 
1977 ein Verfahren gegen den Kriegs¬ 
verbrecher eingestellt. Mehrere Staa¬ 
ten, darunter Argentinien, wohin der 
Kriegsverbrecher nach Kriegsende ge¬ 
flohen war, verweigern ebenfalls eine 
Bestattung. Der Leichnam wurde auf 
den Militärflugplatz Pratica bei Rom 
transportiert. „La Repubblica“ zitier¬ 
te den Direktor des Wiesenthal-Zent- 
rums in Jerusalem, Efraim Zuroff, der 
forderte, die Asche Priebkes im Mittel¬ 
meer zu verstreuen. Der Leiter der jüdi¬ 
schen Gemeinde in Rom, Fabio Perugio, 
erklärte, auch im Namen der Verwand¬ 
ten der Opfer, in „Italien, das so schwer 
unter dem Nazismus und Faschismus ge¬ 
litten habe“ dürfe „keine Spur Priebkes 
übrig bleiben“. Den Antifaschisten geht 
es darum, eine neue Wallfahrtstätte für 
den deutschen Kriegsverbrecher zu ver¬ 
hindern, wie sie schon für Mussolini in 
dessen Geburtsort Predappio existiert, 
wo jährlich Zehntausende Faschisten 


Homosexuelle und ihrer Leugnung des 
Holocaust eine Hochburg des rechtsext¬ 
remen Katholizismus. Sie zählt weltweit 
etwa 500 000 Anhänger. 

Schon in der Vergangenheit demonst¬ 
rierten die Piusbrüder ihre Verbunden¬ 
heit mit Faschisten weltweit, hielten u. a. 
Gottesdienste und Totenmessen für die 
Neonazis der Front National in Frank¬ 
reich und andere frühere faschistische 
Exponenten ab. Darunter fielen der Ge¬ 
neralkommissar der französischen Pe- 
tain-Regierung Robert Brasillach, der 
1945 zum Tode verurteilt und hingerich¬ 
tet wurde, der Chef der Miliz der Petain- 
Regierung, Paul Touvier, der zahlreiche 
Widerstandskämpfer, darunter viele Ju¬ 
den aufs Schafott oder in Konzentrati¬ 
onslager brachte und zu einer lebens¬ 
langen Haftstrafe verurteilt wurde. Die 
Liste derartiger Bekenntnisse der Pius- 
Brüder zum Faschismus ist lang. Mit Er¬ 
wartung wird deshalb in Rom verfolgt, 
ob und wenn ja wie Papst Franziskus 
sich zum üblen Erbe, das ihm sein deut¬ 
scher Vorgänger auch hier hinterlassen 
hat, äußern wird. Gerhard Feldbauer 



Ali Ruckert, der Vorsitzende der KPL, am Wahlabend beim Interview mit RTL Tele 
Luxemburg. 


Fremdenfeindliche Krawalle in Moskau 

Russland mahnt Kritiker aus Berlin vor eigener Tür zu kehren 



Nationalisten und Rassisten in Aktion (20. Oktober 2013) 


EU-Verhandlungen mit Türkei 

Luxemburg - Die EU wird die Bei¬ 
trittsverhandlungen mit der Türkei vo¬ 
raussichtlich Anfang November auch 
auf Regionalpolitik ausweiten. Darauf 
wollten sich die Außenminister der 
EU verständigen, erklärten Diploma¬ 
ten am Montag in Luxemburg. 

NATO-Berater nach Libyen 

Brüssel - Die NATO schickt Berater 
nach Libyen, die der Regierung beim 
Aufbau eigener Sicherheitskräfte hel¬ 
fen sollen. 

Das „kleine Beraterteam“ sei Teil der 
internationalen Bemühungen um eine 
Unterstützung beim Wiederaufbau 
von Institutionen in Libyen. 

Kämpfe in Christen-Dorf 

Bei Kämpfen zwischen Assad-Geg- 
nern und der Polizei sind in einem von 
Christen bewohnten syrischen Dorf 
mehrere Menschen getötet worden. 
Laut Augenzeugen hatten Bewaffne¬ 
te am Montag versucht, in das Dorf 
einzudringen. 

Zu den Angreifern gehörten auch 
Gotteskrieger der islamistischen Al- 
Nusra-Front. 

Ex-Bankmanager 

festgenommen 

Rom - Die italienische Polizei hat in 
einem Luxus-Hotel in der Innenstadt 
von Bologna einen seit Jahren gesuch¬ 
ten früheren Schweizer Bankmanager 
festgenommen. 

Der frühere Chef der Vermögensver¬ 
waltung der Schweizer Bank UBS soll 
rund 20.000 wohlhabenden Kunden 
dabei geholfen haben, mit Konten in 
der Schweiz Steuerzahlungen in den 
USA zu umgehen. 


N ach der Ermordung eines jungen 
Russen durch einen vermutlich 
aus dem Kaukasus oder Zen¬ 
tralasien stammenden Täter hat am 
13. Oktober in einem Vorort Moskaus 
ein Mob von mehreren hundert frem¬ 
denfeindlichen Randalierern ein Ein¬ 
kaufszentrum gestürmt und Polizisten 
verletzt. Eine Reihe von ihnen wurden 
zeitweilig inhaftiert, mehrere sollen vor 
Gericht gestellt werden. 

Den Hintergrund für dieses bei wei¬ 
tem nicht einmalige gewaltsame Auf¬ 
brechen von Fremdenfeindlichkeit in 
Russland bilden bittere Armut und Ar¬ 
beitslosigkeit vor allem in ehemaligen 
südlichen Teilrepubliken der UdSSR 
als Ergebnis des Auseinanderbrechens 
des Vielvölkerstaates und die dadurch 
ausgelöste massenhafte Migration nach 
Russland. Russland ist nach den USA 
das Land mit den meisten Migranten 
in der Welt. Allein im vorigen Jahr sind 
15,88 Millionen Menschen eingereist 
von denen nur 1,34 Millionen eine Ar¬ 
beitserlaubnis besitzen. Ein Teil kehrt 
nach der 90tägigen Aufenthaltserlaub¬ 
nis in ihre Heimat zurück, sehr viele 
bleiben aber illegal und unkontrolliert 
in Russland auf der Suche nach Arbeit 
und Unterkunft. Hinter den dadurch 
an sie gestellten Anforderungen bleibt 
die russische Migrationspolitik zugleich 
weit zurück. 

Präsident Putin erklärte vor Vertretern 
der Kreml-Partei „Geeintes Russland“ 
zutreffend, Verbrecher hätten weder 
Nationalität noch Religion. Es gebe 
keine ethnische Kriminalität. „Es gibt 


anständige Menschen und es gibt Ver¬ 
brecher“. Und weiter: „Man muss so¬ 
wohl die Interessen der Einwanderer 
wahren als auch die Arbeit auf solche 
Weise gestalten, dass sie die Gesetze 
und Bräuche der Region kennen, wo 
sie angekommen sind, und diese ach¬ 
ten. Gegen diejenigen, die das nicht 
tun, müssen die im Gesetz vorgesehe¬ 
nen Strafen angewendet werden.“ Dar¬ 
um, so kündigte der Präsident an, solle 
das Migrationsgesetz verschärft sowie 
eine strafrechtliche Verantwortlichkeit 
für Verletzungen eingeführt werden. 
Was konkret geschehen soll ließ Pu¬ 
tin allerdings offen. Zudem darf, be¬ 
zweifelt werden, dass der Königsweg 


zur Lösung der Probleme in der Ver¬ 
schärfung der Gesetze liegt. Wichtiger 
scheint es - und das gilt nicht nur für 
Russland - Bedingungen zu schaffen, 
die den illegalen Einwanderern einen 
Weg aus der Illegalität und ihrem Miss¬ 
brauch zu Sklavenarbeit durch skrupel¬ 
lose Unternehmer bieten. Zudem tut 
Aufklärung nicht nur für die Migranten 
sondern auch für die russische Bevöl¬ 
kerung not. Schließlich sehen laut einer 
kürzlich veröffentlichten Studie 35 Pro¬ 
zent der Russen die Hauptgefahr für 
sich in den Migranten. 

Wenn allerdings ausgerechnet ein of¬ 
fizieller Vertreter des deutschen Au¬ 
ßenministeriums laut RIANOVOSTI 


die Besorgnis der deutschen Regierung 
über die jüngsten Krawalle in Moskau 
und die Gewaltanwendung gegen Mi¬ 
granten aus dem Kaukasus und Zen¬ 
tralasien äußert und die Bundesre¬ 
gierung von Moskau eine politische 
Erklärung fordert, dass die offiziellen 
Behörden Russlands die Ausländer¬ 
feindlichkeit nicht dulden werden, so 
stellt dies gelinde gesagt eine Unver¬ 
schämtheit dar. In einem in Moskau 
veröffentlichten Kommentar Kons¬ 
tantin Dolgows, des Menschenrechts¬ 
bevollmächtigten des russischen Au¬ 
ßenamtes, kam denn auch folgerichtig 
die Retourkutsche. Darin heißt es u.a.: 
„Wir möchten unsere Partner darauf 
aufmerksam machen, dass in Deutsch¬ 
land, aber auch in anderen Teilen des 
demokratischen Europa 4 rechtsex¬ 
tremistische, neonazistische und xeno- 
phobische Stimmungen immer stärker 
werden“. Als Beispiel dafür werden die 
Aktivitäten des sog. National-sozialis¬ 
tischen Untergrunds angeführt, des¬ 
sen Mitglieder im Laufe von Jahren 
Ausländer ungestraft töten konnten. 
„Nach dem trägen Charakter des in 
diesem Fall in Deutschland eingelei¬ 
teten Strafprozesses zu urteilen, wird 
diese Gefahr von den deutschen Be¬ 
hörden nicht in vollem Maße erkannt“, 
stellt der russische Diplomat weiter 
fest. Dieses Beispiel könnte, wie jeder 
weiß, durch zahlreiche andere Morde 
an Migranten und ausländerfeindliche 
Krawalle in Deutschland ergänzt wer¬ 
den. Willi Gerns 
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Der „Fall Leonarda“ - 
Symptom einer Krise 

Die Flüchtlingspolitik der in Frankreich regierenden „Sozialisten“ im Feuer der Kritik 


D as hatten sich die französischen 
„Sozialisten“ so nicht gedacht: In¬ 
nerhalb weniger Tage drohte sich 
die Ausweisung der Roma-Familie Di- 
brani und besonders ihrer 15-jährigen 
Tochter Leonarda zu einer politischen 
Krise auszuweiten, die das Regierungs¬ 
lager erschütterte. Deshalb sah sich 
Staatspräsident Hollande am letzten 
Samstag höchstpersönlich genötigt, mit 
einer TV-Rede und der Ankündigung 
einer scheinbar „salomonischen“ Ent¬ 
scheidung die aufgewühlten Gemüter 
zu besänftigen. Ob dies allerdings Er¬ 
folg haben wird, war Anfang dieser Wo¬ 
che noch höchst unklar. 

Was bei dem „Fall Leonarda“ das Fass 
zum Überlaufen gebracht hatte, war 
das besonders rüde Vorgehen der Po¬ 
lizei. Die 15-jährige Schülerin war am 
9. Oktober während eines Schulausflugs 
unterwegs aus dem Bus geholt und ge¬ 
gen den Protest der Lehrer unter Poli¬ 
zeiaufsicht zum Flugplatz gebracht wor¬ 
den, um zusammen mit ihrer Mutter und 
fünf weiteren Geschwistern zwangswei¬ 
se in das Kosovo abgeschoben zu wer¬ 
den. Der Vater hatte schon einen Tag 
vorher das gleiche Schicksal erlebt. 
Dabei fehlten der schon seit Januar 2009 
in dem Jura-Ort Le vier im ostfranzösi¬ 
schen Departement Doubs nahe der 
Schweizer Grenze lebenden Familie 
nur noch vier Monate, um vielleicht in 
den Genuss einer Ausnahmeregelung 
zu kommen, wonach Flüchtlinge in „ir¬ 
regulärer Situation“ in Frankreich nach 
fünf Jahren Aufenthalt ein dauerhaftes 
Aufenthaltsrecht bekommen können. 
Aber wohl gerade deshalb war die Aus¬ 
weisung der Familie nun vorangetrieben 
worden. Das entsprach jedenfalls genau 
dem vom sozialdemokratischen Innen¬ 
minister Valls praktizierten harten Kurs 
gegen Asylsuchende und besonders ge¬ 
gen Roma. Mehr als 18 000 Abschiebun¬ 
gen waren von Januar bis August dieses 
Jahres bereits vollzogen worden. Valls 
rechtfertigte dies, unter anderem gegen 
die Kritik seiner Kabinettskollegin Duf- 
lot von den Grünen, indem er erklärte, 
die Roma in Frankreich hätten seiner 
Ansicht nach grundsätzlich die „Beru¬ 
fung“, in ihre Herkunftsländer zurückge¬ 
schickt zu werden. Linke Kritiker sahen 
darin ein Zeichen eines weiteren Zu- 
rückweichens der sozialdemokratisch 
geführten Regierung vor dem Druck 
der Rechten und vor dem rechtsextre¬ 
mistischen „Front National“ (FN), der 
mit ausländerfeindlicher Stimmungsma¬ 
che gegen „Asylanten“ vor dem Hinter¬ 
grund anhaltender wirtschaftlicher und 
sozialer Schwierigkeiten in Frankreich 
derzeit an Einfluss zu gewinnen scheint. 
In den fast fünf Jahren ihres Aufenthalts 
in Frankreich waren zwei Asylgesuche 
der Familie Dibrani abgelehnt worden, 
weil nach Ansicht der Behörden für sie 
im Kosovo keine Gefahr bestand. Da¬ 
bei stammte nur der Vater ursprüng¬ 
lich von dort. Von den Kindern waren 
fünf in Italien geboren, darunter Leo¬ 


narda. Am 9. Oktober schritt die Prä¬ 
fektur zum Vollzug. Die Familie wurde 
zwangsweise nach Mitrovica im Norden 
des Kosovo abgeschoben, obwohl Frau 
und Kinder dort nie gelebt hatten und 
die Kinder seit mehreren Jahren eine 
Schulausbildung in Frankreich absol¬ 
vierten und fließend französisch spra¬ 
chen, aber keinerlei Sprachkenntnisse 
für die im Kosovo gängigen Sprachen 
hatten. Die Stadt Mitrovica ist durch 
scharfe ethnische Spannungen und ge¬ 
walttätige Zusammenstöße zwischen 
serbischen und albanischen Bewohnern 
bekannt geworden. 

Das rabiate Vorgehen der Behörden 
und der damit verbundene Abbruch 
der Schulausbildung der Kinder ha¬ 
ben in der französischen Öffentlichkeit 
heftige Proteste hervorgerufen. Am 
17. und 18. Oktober gingen in Paris und 
in mehreren anderen Städten zehntau¬ 
sende Schülerinnen und Schüler auf die 
Straße. Rund 50 Oberschulen wurden 
zeitweilig durch Sitzblockaden auf den 
Eingangstreppen blockiert. Unterstützt 
wurden die Schüleraktionen von den 
Schülerverbänden FIDL und UNL, von 
„SOS Rassismus“ und dem Netzwerk 
„Erziehung ohne Grenzen“ (RESF), 
von zahlreichen Elternvereinigungen, 
von der CGT und der Lehrergewerk¬ 
schaft FSU sowie von den Linkspartei¬ 
en PCF und PG. Die Proteste richteten 
sich auch gegen die kurz zuvor vollzo¬ 
gene Zwangsabschiebung des Schülers 
Katchik Khatchatrian aus Paris, der an 
Händen und Füßen festgebunden in 
ein Flugzeug nach Armenien verfrach¬ 
tet worden war. „Leonarda nicht im Un¬ 
terricht - wir auch nicht! “ und „Nein zur 
Erziehung per Ausweisung“ lauteten ei¬ 
nige Transparente. 

Aber auch im Regierungslager rumorte 
es mächtig. Neben den Grünen melde¬ 
ten auch viele aus den Reihen der So¬ 
zialdemokraten Widerspruch an. Selbst 
Bildungsminister Peillon ließ Unzufrie¬ 
denheit mit dem Vorgehen der Polizei 
erkennen. Und die sozialdemokrati¬ 
sche Spitzenkandidatin für das Amt 
des Oberbürgermeisters in Paris bei der 
kommenden Kommunalwahl, Anne Hi¬ 
dalgo, erklärte, sie fordere „im Namen 
der Werte der Republik“ die Rückkehr 
der Ausgewiesenen. 

Um die Wogen zu glätten, verkündete 
Staatschef Hollande am vergangenen 
Samstag im Namen der „Humanität“, 
dass Leonarda nach Frankreich zurück¬ 
kehren könne, wenn sie ihre schulische 
Ausbildung in Frankreich fortsetzen 
wolle und einen entsprechenden Antrag 
stelle, aber nur „sie allein“, wie er aus¬ 
drücklich hinzufügte. Zum Fall Katchik 
äußerte er sich nicht. Doch eine neue 
Verordnung des Innenministeriums an 
die Präfekten soll künftig sicherstellen, 
dass das „schulische Leben“ vor Poli¬ 
zeieingriffen besser geschützt bleibt. 
Gleichzeitig stellte sich Hollande aber 
hinter seinen umstrittenen Innenminis¬ 
ter, indem er betonte, dass auch künf¬ 


tig Recht und Gesetz „mit Festigkeit“ 
durchgesetzt werden sollen. Bei der 
Ausweisung der Familie Dibrani sei al¬ 
les mit rechten Dingen zugegangen. Es 
habe nur ein „Mangel an Bedacht“ ge¬ 
geben beim Vorgehen der Polizei ge¬ 
gen die Schülerin während des Schul¬ 
ausflugs. 

Zu Wochenanfang erhoben sich bereits 
erste Stimmen, die das scheinbare Ent¬ 
gegenkommen Hollandes als „Heuche¬ 
lei“ kritisierten. Eine Lehrerin Leonar¬ 
das sagte, dass die 15-Jährige damit vor 
eine „schreckliche Wahl“ gestellt werde 
zwischen ihrer Zukunft und ihrer Fami¬ 
lie. Eine Sprecherin der „Linkspartei“ 
(PG) nannte dies einen „abartigen Vor¬ 
schlag“. Eine der zwei Sprecherinnen der 
Grünen bezeichnete es als „inhumane 
und unbegreifliche Äußerung“. Es sei 
unglaublich, dass das Recht, in einer Fa¬ 
milie zu leben, derart missachtet werde. 
Der Sprecher der Kommunisten (PCF) 
sprach von einem „Affront gegen die 
republikanischen Werte“ und von einer 
„unerträgliche(n) Verfehlung gegenüber 
der Internationalen Konvention der 
Rechte des Kindes“, die eine gewaltsa¬ 
me Trennung von Kindern und Eltern 
untersagt. Ob es nach den Herbstferien, 
die am Wochenende in Frankreich be¬ 
gonnen haben, zu neuen Schülerprotes¬ 
ten kommen wird, ist derzeit offen. 
Leonarda selbst hat inzwischen aus 
dem Kosovo mitgeteilt, dass sie nicht 
allein nach Frankreich zurückkehren 
werde. Sie sei ja „nicht die einzige, die 
zur Schule gehen muss“. Da seien auch 
noch ihre Brüder und Schwestern. Mitt¬ 
lerweile wurde mitgeteilt, dass die Fa¬ 
milie Dibrani bei einem ersten Stadt¬ 
rundgang in Mitrovica am vergangenen 
Sonntag Opfer eines Angriffs von Un¬ 
bekannten geworden sei, bei dem die 
Mutter geohrfeigt wurde und anschlie¬ 
ßend in einem Krankenhaus behandelt 
werden musste. 

Man geht aber nicht fehl, wenn man den 
gesamten Vorfall und besonders das ra¬ 
sche Aufflammen der Unruhe bis weit 
ins Lager der Regierungsparteien hin¬ 
ein auch vor dem Hintergrund der An¬ 
sammlung zahlreicher anderer Konflikt¬ 
stoffe und der massiven Enttäuschung 
vieler Wähler über Hollandes Regie¬ 
rungskurs vor allem im wirtschaftli¬ 
chen und sozialen Bereich betrachtet. 
Die Popularitätskurve Hollandes ist seit 
Monaten auf einem Tiefpunkt, wie ihn 
noch kein anderer französischer Staats¬ 
präsident seit Gründung der V. Repu¬ 
blik aufzuweisen hatte. Ob die darin 
sichtbar werdende Schwäche Hollan¬ 
des aber in nächster Zeit noch mehr 
den Rechten und Rechtsextremisten in 
die Hände spielen wird, oder ob dar¬ 
aus ein neuer Aufschwung der Links¬ 
kräfte zu einem „Ausweg nach links“ 
werden kann, wie ihn die Kommunis¬ 
ten der PCF anstreben - das ist die gro¬ 
ße innenpolitische Frage, die derzeit in 
Frankreich auf der Tagesordnung steht. 

Pierre Poulain 


Europäische Linkspartei 
vor dem Parteitag 

Pressekonferenz in Madrid -Tsipras wird Spitzenkandidat 


Vergangene Woche fand in Mad¬ 
rid eine Vorsitzendenberatung der 
ELP-Mitgliedsparteien statt. Da¬ 
bei wurde bekanntgegeben , dass 
der Syriza-Vorsitzende Alexis Tsi¬ 
pras beim Parteitag im Dezember 
Spitzenkandidat der Europäischen 
Linkspartei für die EU-Wahlen im 
Mai werden soll. 

Wir dokumentieren im Folgenden 
eine von der KP Spaniens erstellte 
Zusammenfassung der Pressekon¬ 
ferenz: 

Am 18. Oktober hat der Vorsitzende 
der Europäischen Linkspartei (ELP), 
Pierre Laurent, den 4. Parteitag der 
ELP angekündigt, der vom 13. bis 
15. Dezember in Madrid stattfinden 
wird. Am Sitz der Vereinten Linken 
und der KP Spaniens tat er das im 
Beisein der Gastgeber, Cayo Lara 
(IU) und Jose Luis Centella (PCE) 
sowie von Joan Josep Nuet, Koordi¬ 
nator der Vereinten und Alternativen 
Linken (EUiA) aus Katalonien, also 
den drei Chefs der Parteien, die das 
spanische Territorium in der ELP ver¬ 
treten, der insgesamt etwa vierzig Par¬ 
teien der alternativen Linken Europas 
angehören. 

Der ELP-Vorsitzende stellte den Par¬ 
teitag und die nächsten EU-Wahlen im 
Mai 2014 in den Kontext „einer Peri¬ 
ode des Kampfes gegen die Politik 
der Austerität und der Verletzungen 
der Demokratie und der Souveräni¬ 
tät der Volker in allen Ländern, durch 
die neoliberale Politik der europäi¬ 
schen Führer und der Troika.“ Neben 
der Analyse der Situation und des Wi¬ 
derstands gegen die Austeritätspolitik 
unterstrich er als grundsätzliches Ziel 
der ELP den Aufbau der Alternati¬ 
ven Linken, damit Europa in die Lage 
käme, eine treibende Rolle zur Verei¬ 
nigung aller Kräfte gegen die Austeri¬ 
tätspolitik zu spielen. 

Pierre Laurent erklärte, dass der Par¬ 
teitag neben der Eröffnung einer neu¬ 
en Etappe an der Vorbereitung der 
EU-Wahlen arbeiten werde, wo „wir 
die Kräftestärkung und -Verbreitung 
der alternativen Linken in Europa 
anstreben und die Unterstützung der 
Volksmehrheiten zeigen wollen.“ 

Der Bundeskoordinator der Verein¬ 
ten Linken, Cayo Lara, wies ebenfalls 
auf die Notwendigkeit des Wachstums 
der Linken im EU-Parlament hin und 
beklagte gleichzeitig das geringe Ge¬ 
wicht, das sie bislang hat gegenüber 
anderen Organen, die Entscheidungen 
treffen, ohne gewählt worden zu sein. 
Das Ziel ist Kräfte zu sammeln, um 
einen Versuch der Übereinkunft ge¬ 
meinsamer Programme zu machen, 
um am gemeinsamen Ziel der Mög¬ 
lichkeit eines anderen Europas zu ar¬ 
beiten. 

Cayo erklärte, dass die spanische Lage 
der europäischen ähnlich sei: Priva¬ 
tisierungen, Aushebelung des Sozi¬ 


alstaats, ungerechte Verteilung des 
Reichtums, Einschnitte ... In Spanien 
könnte man mit dem, was an Schuld¬ 
zinsen bezahlt wird, zwei Millionen 
Arbeitsplätze schaffen. Daher werde 
der Parteitag der ELP sehr wichtig 
sein, um diese Dinge zusammenzufas¬ 
sen und „damit die am meisten betrof¬ 
fenen Länder gemeinsame Aktionen 
vereinbaren“ und damit den Marktin¬ 
teressen der Troika etwas entgegenset¬ 
zen können. 

Joan Josep Nuet, Generalkoordinator 
der EUiA, also des politischen Pen¬ 
dants der Izquierda Unida in Katalo¬ 
nien, sprach von einem neuen Projekt 
für Europa, gegenüber dem neolibera¬ 
len Europa, das uns zum Scheitern und 
der Skepsis führt. Er warnte vor der 
Gefahr der Euroskepsis, indem er da¬ 
ran erinnerte, dass in den Stadtteilen 
und den Völkern die Menschen sehen, 
dass „aus Europa“ Einschnitte, Verlust 
an Rechten und Gewalt kommt. Daher 
bestand er darauf, dass man erklären 
und verstehen muss, dass „Europa die 
Mühe lohnt, aber ein anderes Europa“, 
ein Europa, das über „die Summe und 
Zusammenarbeit der Linken und der 
Völker“ entsteht. Ohne das kann Eu¬ 
ropa scheitern. 

Jose Luis Centella, Generalsekretär 
der Kommunistischen Partei Spaniens, 
klagte die Toleranz der europäischen 
Rechten gegenüber dem Faschismus 
bei gleichzeitiger Kriminalisierung der 
gesellschaftlichen Bewegungen und 
der Geringschätzung der geschicht¬ 
lichen Erinnerung, „dem Faschismus 
wird der Teppich ausgerollt.“ Außer¬ 
dem sagte er, dass es zu viele Lam- 
pedusa in den Stadtvierteln gibt. „Die 
Alternative ist die Demokratie zu re¬ 
generieren, die Fähigkeit des Parla¬ 
ments zurückzugewinnen, um über die 
Staatshaushalte zu entscheiden; zum 
Beispiel ist in Spanien auf Druck der 
Troika gerade der Vorschlag einesl9- 
Milliarden-Haushaltseinschnitts ge¬ 
macht worden.“ 

Der kommunistische Parteichef fügte 
hinzu, dass „dieser Parteitag und sei¬ 
ne Arbeit hinsichtlich der EU-Wahlen 
uns die Gelegenheit geben, dass die 
Menschen darüber entscheiden, ob wir 
ein Europa der Völker oder eines im 
Dienst der Märkte wollen, in dem es 
die Troika ist, die über die Haushalte 
der europäischen Länder entscheidet.“ 
Die Pressekonferenz fand anlässlich 
der Vorsitzendenberatung dieser gro¬ 
ßen Familie statt, die sich zweimal 
jährlich zusammenfindet, dieses Mal 
in Spanien in einem letzten Treffen vor 
dem 4. Parteitag der Partei der Euro¬ 
päischen Linken. 

(Gema Delgado 

in: PCE-Informationen, 18.10.2013; 
Übers.: Günter Pohl) 


Verschärfte Blockadewirkung auf Kuba 

Fast vier Milliarden US-Dollar in einem Jahr 


Wahlen in Guinea 

Ins Guiness-Buch der Rekorde 


Sollte sich jemand Illusionen über die 
Obama-Präsidentschaft wenigstens in 
Sachen Kuba-Blockade gemacht haben, 
so belehren die letzten Zahlen - wie je¬ 
des Jahr - erneut eines Besseren: Bis 
April beliefen sich die Blockade Verluste 
für den kubanischen Staat in einem Jahr 
auf mehr als 3,92 Milliarden US-Dollar. 
Man könnte die Pesolöhne in Kuba 
mehr als verdoppeln, wenn man dieses 
Geld zur Verfügung hätte. Nimmt man 
für Deutschland 41 Millionen abhän¬ 
gig Beschäftigte an, bei einem Durch¬ 
schnittseinkommen von 30 000 Euro 
jährlich, würden sich für Deutschland 
im Vergleich etwa zwei Billionen Euro 
ergeben - mehr als sechsmal so viel wie 
der Bundeshaushalt an Ausgaben vor¬ 
sieht. 

Das gab das Außenhandels- und Inves¬ 
titionsministerium (Mincex) bekannt. 
Die Zahlen lagen demnach um zehn 


Prozent über denen des Vorjahreszeit¬ 
raums. Die erheblichste Blockadewir¬ 
kung sind die Zusatzkosten, die sich 
aus Exporten und Importen ergeben, 
die mit Drittmärkten getätigt werden, 
die oft weit entfernt sind. 

78 Prozent der Gesamtblockadekosten 
ergeben sich aus entgangenen Gewin¬ 
nen aus Exporten, die nicht durchge¬ 
führt werden konnten. Der Nordameri¬ 
kadirektor des Mincex, Pedro Luis Pad- 
rön, erklärte, dass der Außenhandel das 
Hauptziel der diesbezüglichen Aktivitä¬ 
ten der USA sei. Aber auch die Proble¬ 
matik, dass Kuba als Risikoland bei der 
Kreditwürdigkeit eingestuft wird, hat 
Folgen: Gegenüber der Vorjahresperi¬ 
ode stiegen die damit verbundenen Zu¬ 
satzkosten um 76 Prozent, da die USA 
Druck auf Dritte ausübten, die Kuba Fi¬ 
nanzierung ermöglichen wollen. 28 Mil¬ 
lionen US-Dollar gingen 2012 verloren, 


weil Schiffe, die kubanische Güter ver¬ 
bringen, leer wieder zurückfahren müs¬ 
sen, was Kuba in Rechnung gestellt wird. 
73 Millionen US-Dollar werden indirekt 
eingerichtet, weil „Havanna Club“ Rum 
nicht die USA ausführen darf. Die Be¬ 
rechnung basiert darauf, dass 42 Prozent 
der Premiumrums in den USA verkauft 
werden, der kubanische dort jedoch kei¬ 
nen Anteil hat. 

Letztlich bedeuten die Nichteinnah¬ 
men immer einen Verlust für die So¬ 
zialsysteme Kubas, denn die sozialis¬ 
tischen Staatseinnahmen gehen zum 
größten Teil direkt in Gesundheit, 
Transport und Bildung. Die Blockade 
wird zwar jährlich von fast allen Staa¬ 
ten der Welt verurteilt, aber de facto 
auch von vielen umgesetzt, die die USA 
in der UN-Vollversammlung dafür ver¬ 
urteilen. Ihnen geht es dabei nämlich 
nicht um Kuba, sondern um die Ext¬ 
raterritorialität der US-Gesetzgebung 
und die Auswirkungen auf Drittstaaten. 

G.P. 


Dass nach 10 Jahren wieder ein Parla¬ 
ment gewählt wurde, ist nicht rekord¬ 
verdächtig, aber dass von der Wahl am 
28. September bis zur Verkündigung des 
offiziellen Ergebnisses am 18. Oktober 
die Auszählung der Stimmen geschla¬ 
gene drei Wochen dauerte: Weltrekord! 
Dass sich das so lange hinzog, kann an 
der Logistik nicht gelegen haben, denn 
die UNO hatte den Transport der Urnen, 
unter anderem per Hubschrauber, über¬ 
nommen. Neben der Afrikanischen Uni¬ 
on beobachtete die Mission der Europäi¬ 
schen Union (MOE UE), die mit 17 Mio. 
Euro von ihr kofinanzierten Wahlen. In 
ihrem Kommunique vom 30. September 
listete sie eine lange Reihe von schwer¬ 
wiegenden Unregelmäßigkeiten auf: so 
zum Beispiel in den Wählerlisten oder 
bei der Ausgabe der Wählerkarten. Die 
Opposition hatte sofort nach der Wahl 
ihren Sieg proklamiert, gegen Manipula¬ 


tionen protestiert, dann ihre Beteiligung 
an der Auszählung zurückgezogen und 
die Annullierung der Wahl gefordert. 
Demgegenüber kommt die EU-Mission 
zum Schluss: „Trotz der gewichtigen or¬ 
ganisatorischen Mängel des Wahlpro¬ 
zesses haben die Guineer in ruhiger At¬ 
mosphäre ihren Willen ausgedrückt, die 
Übergangsphase zu beenden“. Und der 
Generalsekretär der UNO Ban Ki Moon 
gibt am 21. Oktober endgültig seinen Se¬ 
gen. Die Präsidentenpartei mit 53 Stim¬ 
men im Patt mit der Opposition, gewinnt 
aber mit seinen Partnern 60 der 114 Sit¬ 
ze in der Nationalversammlung. Ob sich 
die Opposition mit Blick auf die nächs¬ 
ten Präsidentenwahlen 2015 vertrösten 
lässt? Wer von der imperialistischen 
Globalplayers sich bei den erwarteten 
Millionengeschäften mit Bauxit und 
Kohle durchsetzt, wird sich zeigen... 

Georges Hallermayer, 
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Gastkolumne von Manfred Dietenberger 

SPD verspricht, 
ohne rot zu werden 


Das SPD-Programm zur Bundestags¬ 
wahl 2013 gaukelte den Wählern vor, 
nach einem Wahlsieg der SPD würde 
es in Deutschland bald wieder sozi¬ 
aler und gerechter zugehen. Guter 
Lohn für gute Arbeit, auskömmli¬ 
che Renten, Bildung für alle, aus¬ 
reichende Hartz IV-Sätze usw. wur¬ 
den - ohne wirklich rot zu werden - 
annonciert. 

Die Parteistrategen hofften, dass 
„die Menschen draußen“ auf den 
Wahlspeck hereinfallen würden. 
Das ging gründlich schief. Es gelang 
der SPD nicht, sich völlig aus der 
Verantwortung für die Folgen der 
Schröder 4 sehen Reformen zu schlei¬ 
chen. Das unausgesprochene Motto 
der SPD „Was interessiert mich mein 
dummes Geschwätz von gestern“ ver¬ 
fing nicht. 

Zu viele wussten noch, dass Kanz¬ 
lerkandidat Peer Steinbrück es war, 
der als damaliger Finanzminister die 
Reformen des einstigen Kanzlers der 
Bosse über den grünen Klee lobte 
und gar deren härtere Umsetzung an¬ 
mahnte. Und er war es doch, der die 
SPD eindringlich davor gewarnt hat¬ 
te, soziale Korrekturen an der Agen¬ 
da 2010 vorzunehmen. Erst seit seiner 
Nominierung zum Kanzlerkandida¬ 
ten schlüpfte Bankers Liebling Stein¬ 
brück in neue Kleider. Doch er spielte 
die Rolle des Rächers der Enterbten, 
Unterdrückten und Benachteiligten 
unserer Gesellschaft nur mit mäßi¬ 
gem Erfolg. 

Für die Rolle des Kapitalismus-Kriti¬ 
kers war Peer Steinbrück eine totale 
Fehlbesetzung. Bei genauerem Hinse¬ 
hen sah man das wahre Gesicht hin¬ 
ter der verrutschten Maske des vor¬ 
geblichen Finanzkapital-B ändiger s. 
Auf die „Agenda 2010“ war und ist 
die SPD-Führung stolz. Noch in ihrem 
Bundestagswahlprogramm sprach 
die SPD lediglich davon, dass sie den 
„Missbrauch“ (der von ihr zu verant¬ 
wortenden Gesetzgebung) „korrigie¬ 
ren“ wolle. Die SPD wolle aber nicht 
die Gesetzgebung selbst einkassie¬ 



ren, denn „die Voraussetzungen für 
den wirtschaftlichen Erfolg unseres 
Landes sind von der SPD-Bundesre- 
gierung mit Gerhard Schröder gelegt 
worden“. 

Auch Merkel klatschte bei so viel 
Dummheit beifällig. Fakt ist, dass die 
Arbeit zwar weiter zerfleddert wur¬ 
de, sich aber die Zahl der geleisteten 
Arbeitsstunden dadurch insgesamt 
nicht vermehrt hat. Zugenommen 
hat hingegen rasant die prekäre Be¬ 
schäftigung, die Zahl der Leiharbeit, 
Aufstocker, Minijobs und Werkver- 
trägler. Hunderttausende SPD Mit¬ 
glieder quittierten inzwischen diese 
asoziale Politik mit ihrem Parteiaus¬ 
tritt. 

Das überrascht nun wirklich nicht, 
denn die „Agenda 2010“ war einer 
der wirksamsten Umverteilungsbe¬ 
schleuniger der Neuzeit. Während 
in den siebziger Jahren die reichsten 
zehn Prozent 44 Prozent des deut¬ 
schen Vermögens besaßen, hocken 
jetzt diese vermögenden zehn Pro¬ 
zent schon auf zwei Dritteln des von 
den arbeitenden Menschen geschaf¬ 
fenen gesellschaftlichen Reichtums. 
Ohne entschiedene außer- und parla¬ 
mentarische Gegenwehr wird mit ei¬ 
ner Großen Koalition aus CDU/CSU 
und SPD dieser Riss durch die bun¬ 
desdeutsche Gesellschaft noch breiter 
und tiefer werden. 


In Sachen Ouandt und Haribo - 
und Zwangsarbeit 


Zeitgleich werden uns Informatio¬ 
nen über die Firmen und Familien 
Riegel (Bonn, Haribo) und Quandt 
(Bad Homburg, u.a. BMW) vermit¬ 
telt. Über die eine, weil das Famili¬ 
enoberhaupt Hans Riegel verstarb, 
über die andere, weil ihre exorbitan¬ 
ten Zahlungen an die CDU/CSU be¬ 
kannt wurden. 

Die Gummibärchen- und Lakrit¬ 
zeproduzenten haben im Krieg 
Zwangsarbeiter ausgebeutet, an¬ 
dererseits haben sie zu den wohl 
90 Prozent deutschen Unterneh¬ 
men gehört, die keinen Pfennig/ 
Cent in die Zwangsarbeiter-Ent¬ 
schädigungsstiftung eingezahlt ha¬ 
ben, so dass das nötige Geld nicht 
zusammenkam. Die Firma Haribo 
stritt dies seinerzeit ab; sie hatte, so 
schrieb sie nachfragenden Histori¬ 
kern, mit dem Einsatz von Zwangs¬ 
arbeiter „nichts zu tun“. Dabei wird 
verschwiegen, dass der Süßwaren¬ 
hersteller die ehemaligen Dr. Hillers 
Werke in Solingen übernommen hat 
und zwar als „Rechtsnachfolger“, - 
und bei Dr. Hillers kam es zur pro¬ 
fitablen Zwangsarbeit. 

Daran wird in den zahlreichen 
Nachrufen und Würdigungen zum 
Tod von Riegel nicht erinnert. Sei¬ 
ne Erben streichen ein Milliarden¬ 
vermögen ein - und zahlen weiter¬ 
hin nichts an die früheren Sklaven. 
Wir fordern sie auf, endlich an die 
Stiftung „Erinnerung, Verantwor¬ 
tung, Zukunft 44 Entschädigung zu 
leisten. 


An den Rat der Stadt Hagen schrie¬ 
ben wir bereits vor drei Jahren in Sa¬ 
chen Quandt. „Es wird beantragt: 
Am Verwaltungsgebäude der Fa. 
VARTA in Hagen wird eine Mahn¬ 
tafel angebracht mit einem Text, der 
darauf hinweist, dass dort einst Gün¬ 
ther Quandt residierte, ein enger 
Partner der Nationalsozialisten, die 
er förderte und von denen er wiede¬ 
rum unterstützt wurde. Er hat durch 
,Arisierung 4 jüdische Kaufleute be¬ 
raubt, einen der größten Rüstungs¬ 
konzerne aufgebaut, die im Zweiten 
Weltkrieg systematisch Zwangsar¬ 
beiterinnen und Zwangsarbeiter 
ausbeuteten, so dass viele von ihnen 
starben. Mit seinen Verbrechen hat 
er ein großes Vermögen angehäuft, 
und noch heute zählt daher die Fa¬ 
milie Quandt zu den reichsten Euro¬ 
pas. Die Tafel soll auf die verhäng¬ 
nisvolle Rolle von Wirtschaftskrei¬ 
sen in der NS-Zeit hinweisen. Sie 
soll der Mahnung dienen, solche 
Verbrechen nie wieder zuzulassen.“ 
Leider ist eine Tafel dieser Art noch 
nicht angebracht worden. 

Die Unionsparteien sollten die Gel¬ 
der, die sie von den Quandts bekom¬ 
men haben, an jene weitergeben, de¬ 
nen sie zustehen: Den Überleben¬ 
den der NS-Zwangsarbeit. Dazu 
fordern wir sie auf. 

Ulrich Sander 
Geschichtskommission der Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes/Bund der 
Antifaschisten, Landesvereinigung Nord¬ 
rhein-Westfalen, Wuppertal 
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„Hin zu mehr Betriebsgruppen“ 

UZ-lnterview mit Olaf Harms, Sekretär für Betriebs- und 
Gewerkschaftspolitik des DKP-Parteivorstandes 


UZ: Am Wochenende fand in Hanno¬ 
ver eine gewerkschaftspolitische Kon¬ 
ferenz der DKP statt. Sie befasste sich 
mit Grundlagen kommunistischer Ge¬ 
werkschaftspolitik, unter anderem mit 
dem Verhältnis von Kommunistinnen 
und Einheitsgewerkschaften. Die Ta¬ 
gung war eine Reaktion des neuen Par¬ 
teivorstandes darauf dass nach dem 20. 
Parteitag von einigen Genossinnen die 
Sorge formuliert worden war, er breche 
im Bereich der B&G-Arbeit mit der bis¬ 
herigen Theorie und Praxis der Partei. 
Bist du zufrieden mit dem Verlauf? 
Olaf Harms: Für eine inhaltliche Aus¬ 
wertung war noch keine Zeit. Deshalb 
zunächst einmal: Ich habe mich sehr 
gefreut, dass über 100 Genossinnen 
überwiegend aktive Betriebs- und Per¬ 
sonalräte und ehren- bzw. hauptamtli¬ 
che Funktionäre aus den Gewerkschaf¬ 
ten, den Weg nach Hannover gefunden 
und an der Konferenz teilgenommen 
haben, einschließlich derjenigen, die 
nach dem Parteitag ein hohes Maß an 
Kritik geäußert haben. Das zeigt den 
hohen Stellenwert, den wir dieser Ar¬ 
beit in diesem Bereich zuordnen, und 
zwar in der Gesamtpartei. 

UZ: Es gab Kritik an den Referaten. 
„Nichts Neues“ „rückwärtsgewandt“, 
„zu wenig Bezüge auf aktuelle Tarif- 
kämpfe“ aber auch an der Vorbereitung, 
in die nicht genügend Genossinnen ein¬ 
bezogen worden seien. Eine berechtigte 
Kritik? 

Olaf Harms: Tagespolitische Aufgaben 
und Fragestellungen sollten auf dieser 
Konferenz nicht im Vordergrund ste¬ 
hen. Diese Konferenz diente ja eher der 
grundlegenden Selbstverständigung in¬ 
nerhalb der Partei und war deshalb, im 
Übrigen mit einstimmigem Beschluss 
des Parteivorstands, theoretisch ange¬ 
legt. Natürlich gab es die eine oder an¬ 
dere Kritik, aber aus meiner Sicht eben 
nicht an der Generallinie unserer bishe¬ 
rigen und heutigen Politik, die der Ge¬ 
nosse Hans-Peter Brenner in seinem 
Eingangsreferat gut hergeleitet und zu¬ 
sammengefasst hat. Hinsichtlich unserer 
aktuellen Aufgaben und Positionen, ge¬ 
nannt seien hier als Stichworte „Indus¬ 
trie 4.0“, „Werkverträge“ oder „Arbeits¬ 
zeitverkürzung“, werden wir zu einer 
nächsten gewerkschaftspolitischen Kon¬ 
ferenz, die im Zeitraum April/Mai 2014 
stattfinden und über die Partei hinaus 
Ausstrahlung gewinnen soll, einladen. 
UZ: Sehr konkret wurde es als Rainer Bu¬ 
tenschön, Vorsitzender des Fachbereichs 
Medien, Kunst und Industrie im verdi- 
Landesbezirk Niedersachsen/Bremen 
über den Streik bei dem hannoverschen 
Callcenters KSC berichtete. Wie kann die 
DKP solche Streikaktionen unterstützen? 
Olaf Harms: Auf unserer Konferenz 
wurden wir darüber informiert, dass 
sich die Kolleginnen eines Callcenters 
für einen Haustarifvertrag im Streik 
befinden. Eine spontane Sammlung er¬ 
gab einen Betrag von 500 Euro für die 


Streikenden. Geld ist nicht alles, aber 
in dieser konkreten Situation sehr hilf¬ 
reich. Die Kolleginnen im Niedriglohn¬ 
bereich erhalten bei ihren Streiks ein 
sehr geringes Streikgeld, was sich auf 
die Dauer von Arbeitskämpfen negativ 
auswirken kann. 

Darüber hinaus sollten wir zu den Strei¬ 
kenden gehen, ihnen zeigen, dass sie mit 
ihren berechtigten Forderungen nicht al¬ 
lein stehen und ihnen Mut machen. Die 
Grundorganisationen sollten prüfen, ob 
sie über den Streik in ihren Zeitungen 
und Flugblättern informieren können. In 
den bürgerlichen Medien spielen solche 
Arbeitskämpfe kaum eine Rolle, obwohl 
sie tägliche Realität sind. Hier mehr Öf¬ 
fentlichkeit herzustellen und zur aktiven 
Solidarität aufzurufen ist das Mindeste, 
was wir leisten können. 

UZ: Wäre es nicht auch im Einzelhandel 
nötig und möglich, die Partei bundes¬ 
weit zu orientieren? 

Olaf Harms: Ja, es wäre höchste Zeit, 
dass mehr Genossinnen und Partei¬ 
gruppen sich hier engagieren, denn 
der Unternehmerverband hat den 
Manteltarifvertrag flächendeckend ge¬ 
kündigt und versucht, über diesen Weg 
nicht nur eine Absenkung des Tarifni¬ 
veaus zu erreichen, sondern auch die 
Mitbestimmungsrechte zu schwächen. 
Wenn wir nicht wollen, dass diese Ta¬ 
rifverhandlungen zum Nachteil der 
Beschäftigten enden und gleichzeitig 
als Lackmustest für andere Branchen 
herhalten, dann bedarf es weitaus grö¬ 
ßerer Unterstützung als bisher. Damit 
meine ich natürlich nicht alleine die 
Partei. Wie stark wäre der Druck auf 
die Unternehmer, wenn Betriebs- und 
Personalräte in ihren Belegschaften 
für Solidaritätsaktionen werben wür¬ 
den? Der Kapitalseite muss klar wer¬ 
den, dass sie zwar die Beschäftigten im 
Einzelhandel angreifen, aber dass sich 
die Arbeiterklasse solidarisch im Ab¬ 
wehrkampf zeigt. 

UZ: Die Konferenz hat noch einmal be¬ 
stätigt, dass es in der Partei einen gro¬ 
ßen Bedarf gibt, Erfahrungen auszutau¬ 
schen. Es gab regelrechte Hilferufe nach 
mehr Anleitung und Unterstützung von 
Genossinnen und Genossen, die allein 
auf weiter Flur in Betrieben wirken oder 
versuchen, Gewerkschaftspolitik zu ent¬ 
wickeln. Gibt es dazu Ideen? 

Olaf Harms: Unsere aktiven Genossin¬ 
nen in Betrieb und Gewerkschaft brau¬ 
chen einen Kreis, der sich ausschließ¬ 
lich mit ihren Problemen und Fragen 
beschäftigt. Unsere Wohngebietsgrup¬ 
pen können das kaum leisten. Ein ers¬ 
ter Schritt wäre, da wo noch nicht ge¬ 
schehen, auf Ebene der Bezirke und 
Kreise entsprechende Arbeitsgruppen 
zu bilden, und Mitglieder in die zentra¬ 
le Kommission Betriebs- und Gewerk¬ 
schaftspolitik zu entsenden. Darüber 
hinaus müssen wir wieder anfangen, 
die Betriebs- und Gewerkschaftspolitik 
in das Zentrum unserer Aktivitäten zu 


stellen, auch wenn dadurch Altgewohn¬ 
tes in Frage gestellt wird. Dazu bedarf 
es manchmal nur kleiner Schritte. 

Im Bezirk Hamburg haben wir ein ent¬ 
sprechendes Projekt gestartet. Nach 
Sichtung der Mitgliederkartei und Ge¬ 
sprächen mit den Gruppenverantwort¬ 
lichen haben wir festgestellt, dass es 
eine Reihe von Genossinnen gibt, die in 
einer Branche tätig sind, aber auf unter¬ 
schiedliche Wohngebietsgruppen ver¬ 
teilt sind. Theoretisch könnten wir vier 
bis fünf neue Sammel-Betriebsgruppen 
bilden. Wie gesagt, theoretisch. Nach 
der Mitgliedsbuchneuausgabe wollen 
wir Gespräche mit den Genossinnen 
führen und ernsthaft prüfen, ob die 
Bildung von Sammel- bzw. Branchen¬ 
betriebsgruppen nicht tatsächlich sinn¬ 
voll wäre. Damit einhergehend müss¬ 
ten wir natürlich überlegen, was mit den 
Wohngebietsgruppen passiert, in denen 
die Genossinnen bisher tätig waren. 
Wichtig erscheint mir an dieser Stelle 
eines, den Schritt hin zu mehr Betriebs¬ 
gruppen wieder ernsthaft anzugehen. 
Weitere Möglichkeiten sehe ich im Be¬ 
reich unserer Jugendpolitik. Die SDAJ 
hat auf ihrem Bundeskongress eine 
Kampagne „Unsere Zukunft statt eure 
Profite! Ausbeuter outen - Ausbildung 
erkämpfen“ beschlossen. Kern der Kam¬ 
pagne, in der die SDAJ-Gruppen aufge- 
rufen sind, örtliche Betriebe ins Visier zu 
nehmen, bildet die Agitation und Aktion 
für ein Ausbildungsgesetz. Die SDAJ ist - 
noch - nicht überall vertreten. Aber da, 
wo sie vorhanden ist, sollten wir mit ihr 
in das Gespräch kommen und nach Mög¬ 
lichkeiten der Zusammenarbeit suchen. 
UZ: Mehrere Teilnehmerinnen bezeich¬ 
neten die Konferenz als einen Anfang. 
Wie geht es aus deiner Sicht weiter? 
Olaf Harms: Jetzt steht im Vorder¬ 
grund, organisiert an die Mitgliedsbuch¬ 
neuausgabe heranzugehen - mit dem 
Ziel eines hundertprozentigen Umtau¬ 
sches. Dann sollten wir, wie bereits am 
Hamburger Beispiel dargestellt, gezielt 
Genossinnen ansprechen für eine ak¬ 
tive Mitarbeit im Bereich Betrieb und 
Gewerkschaft. Wo möglich sollten wir 
sie zu Arbeitskreisen auf bezirklicher 
oder Kreisebene regelmäßig einladen. 
Wichtig ist außerdem auf allen Ebenen 
mit der SDAJ in das Gespräch zu kom¬ 
men und im Rahmen ihrer Kampagne 
gemeinsame Aktivitäten zu planen. 
Neben der schon genannten und dann 
zweitägigen gewerkschaftspolitischen 
Konferenz im Frühjahr 2014 zu aktu¬ 
ellen Auseinandersetzungen gibt es die 
Überlegung, im Herbst 2014 eine Ta¬ 
gung zur 30-Stunden-Woche durchzu¬ 
führen, die weit über die Partei hinaus 
ausstrahlen kann und soll. Schon jetzt 
haben wir in Umsetzung des Parteitags¬ 
beschlusses eine kleine Argumentati¬ 
onsbroschüre zur Arbeitszeitverkür¬ 
zung herausgegeben. 

Die Fragen stellte Wera Richter 

Siehe auch Seite 12 
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Wir hoffen auf eure 
Solidarität 

Hamburger Senat blockiert weiterhin jede gerechte Lösung 


„Wir hoffen auf Eure Solidarität“ - mit 
diesem Aufruf trat die Gruppe „Lam- 
pedusa in Hamburg“ im Mai 2013 an 
die Öffentlichkeit. Menschen hörten 
zu, verstanden und engagierten sich. 
Seit fast einem halben Jahr ist „Lam- 
pedusa in Hamburg“ auf der Straße 
und tausende Menschen unterstützen 
ihre Forderung nach einem Aufent¬ 
haltsrecht. 

Den Stimmen für Gerechtigkeit und 
Menschlichkeit zeigt der Senat unbe¬ 
irrt die kalte Schulter. Hat die St. Pauli 
Kirche mit der notdürftigen Unterbrin¬ 
gung von 80 der 350 „Lampedusas“ ei¬ 
nen „ African Summer“ ausgerufen, be¬ 
reitet der Hamburger Senat nun einen 
„Deutschen Winter“ vor. 

Zusammen mit der Gruppe „Lam- 
pedusa in Hamburg“ rufen die unter¬ 
stützenden Kreise alle solidarischen 


Menschen auf, wieder zusammenzu 
kommen. 

Genug ist genug! 

Seit Monaten durchleben die 
ca. 350 Menschen der Gruppe „Lam- 
pedusa in Hamburg“ eine Situation, 
die seit dem Ausbruch des Krieges 
in Libyen und den Luftangriffen der 
NATO ein real nicht endender Alp¬ 
traum ist - das Grauen des Krieges, 
die tödliche Fahrt über das Mittel¬ 
meer und ihre durch die EU organi¬ 
sierte Rechtlosigkeit. 

Zum „Schutz der Zivilbevölkerung“ 
bombardierte die NATO in fast 
10.000 Angriffen Libyen. Italien prüf¬ 
te die Fälle der dem Krieg entflohenen 
Menschen, erteilte allen Betroffenen 
den individuellen Flüchtlingsschutz, 
erklärte sich unfähig, diesen praktisch 


umzusetzen und trieb die Kriegsflücht¬ 
linge aus dem Land in Richtung Nord¬ 
europa. 

Die Notwendigkeit für die Kriegsüber¬ 
lebenden, nach allen Verlusten ihr Le¬ 
ben neu aufbauen zu können, wird aber 
von den Regierungen der Länder, die 
der ganzen Welt Demokratie und der 
Menschenrechte predigen, blockiert. 

Quelle: Flüchtlingsrat Hamburg 

Mehr Infos auf: http://lampedusa-in- 
hamburg.org/ 

Anerkennung der Gruppe „Lam- 
pedusa in Hamburg“ jetzt! 

Großdemonstration 2.11.2013 
Hauptbahnhof/Hachmannplatz 
14.00 Uhr 


Aus dem offenen Brief der Gruppe „Lampedusa in Hamburg“ an den Senat der Stadt Hamburg 

Sehr geehrter Herr Scholz, sehr geehrter Herr Neumann, 

Nicht wir, die Menschen der Gruppe „Lampedusa in Hamburg“ verstecken unsere Identität, sondern die europäischen 
Regierungen verstecken sich vor der Verantwortung, sich der Realität zu stellen. 

Am 1. Mai 2013 sind wir, die libyschen Kriegsflüchtlinge, in Hamburg in die Öffentlichkeit getreten und haben die Zu¬ 
sammenhänge, warum wir in Hamburg sind, sichtbar gemacht. Wir haben auch deutlich gemacht, warum für die Um¬ 
setzung unseres durch Italien anerkannten Flüchtlingsstatus die gesamte Europäische Union und eben auch Hamburg 
verantwortlich ist. 

Wir haben um Gespräche mit Ihnen, der Hamburger Regierung, zur Findung einer politischen Lösung für unsere trau¬ 
matische und rechtlose Lage gebeten. Sie haben nicht das Gespräch mit uns gesucht, sondern sich hinter einem Gesetz 
versteckt, welches für uns eine Bedrohung unserer Leben ist. Sie haben, unsere Lebensrealität ignorierend, die Rückfüh¬ 
rung nach Italien als einzige (gesetzliche) Möglichkeit dargestellt und ignorieren dabei die gefährliche Situation, in der 
sich Flüchtlinge dort wiederfinden. 

Gespräche mit uns haben nicht stattgefunden. Deshalb sind wir am 22. Mai ins Rathaus marschiert, um das Gespräch zu 
fordern ohne dies zu erreichen. Dafür nahmen uns die Medien und die Öffentlichkeit stärker wahr. Viele Menschen haben 
uns kennengelernt. Wir stehen seit fast sechs Monaten in der Hamburger Öffentlichkeit, wir sind jeden Tag an unserem 
Protest- und Informationszelt am Steindamm, wir sprechen mit den Bürgern und Bürgerinnen der Stadt und ebenso mit 
den vielen Touristen in Hamburg. Menschenrechtsvertreter, Priester und Imame, Lehrerinnen und Schüler und auch EU- 
Parlamentarier und Bundestagsabgeordnete haben uns besucht. Wir stehen mit unseren Namen und unseren Geschichten 
in den Medien. Wir treten mit offenem Gesicht für unsere Rechte ein und wir melden Versammlungen an. 

(...) Angesichts der Ablehnung jeglicher Annäherung und Offenheit für unsere existenzielle Not, befürchten wir jedoch, 
dass Sie lediglich unsere unmenschliche Abschiebung vorbereiten wollen. In unserer verzweifelten Lage müssen wir wis¬ 
sen was passieren wird, wenn wir unser Leben den Behörden anvertrauen. Wir wissen nicht, was Sie Vorhaben und haben 
Angst davor, dass die europäische Politik unser Leben ein weiteres Mal zerstört. 

(...) In der Öffentlichkeit sagten Sie, es gäbe für Hamburg keinen Handlungsspielraum. 

Wir haben zusammen mit unseren Rechtsanwältinnen in einer Pressekonferenz dargelegt, dass Hamburg sehr wohl recht¬ 
liche Möglichkeiten hat. Geradezu beispielhaft für unsere gemeinsame Flucht- und Lebensgeschichte beginnend von der 
Eskalation des Krieges in Libyen im März 2011, steht der Paragraph 23 des Aufenthaltsgesetzes. Dieser Paragraph wur¬ 
de geschaffen, um aufwendige und langandauernde Einzelverfahren für eine größere Anzahl Personen, die alle gleichen 
Kriterien entsprechen, zu vermeiden. Die Anwendungsmöglichkeit liegt im Ermessen der jeweiligen Landesregierung im 
Einvernehmen mit dem Bundesinnenminister. 

Mit Verweis auf die sichere Ablehnung durch das Bundesinnenministerium lehnten Sie diese Möglichkeit ab. Dieses wies 
jedoch mehrfach auf Hamburgs Souveränität in der Sache hin (...). 

In diesem Moment - und noch während des frischen Schmerzes über die jüngsten Toten vor Lampedusa - setzen Sie eine 
Polizeioperation gegen uns, die Überlebenden des Kriegs und der Flucht nach Lampedusa in Gang, die die Welt schockiert. 
In dieser Polizeioperation sind zahlreiche Rechtswidrigkeiten und Rechtsbeugungen vorgekommen. In der emotional 
aufgewühlten Öffentlichkeit versuchen Sie diese Maßnahmen zu rechtfertigen, in dem Sie uns und unsere Situation sowie 
unseren Status falsch darstellen. Deshalb die Klarstellung: 

1. Wir sind Inhaber gültiger Ausweisdokumente - was auch die gesamte Polizeioperation rechtlich in Frage stellt. 

2. Wir verdecken nicht unsere Identität, wir sind eine der präsentesten und öffentlichsten Gruppen von Menschen in 
dieser Stadt. 

3. Wir stellen keine Asylanträge, weil wir das Procedere bereits in Italien durchlaufen haben. Weshalb ein erneutes Ver¬ 
fahren nicht nur unnötig ist, es macht auch rechtlich keinen Sinn. 

Unser Erscheinen in der Stadt hat einen Grund, den wir nicht verursacht oder verschuldet haben. Warum viele Menschen 
in Hamburg sich an unsere Seite gestellt haben, hat auch einen Grund. Diesen haben wir mit verursacht. Wir haben im¬ 
mer erklärt, woher wir gekommen sind, warum wir gekommen sind, dass wir bleiben und warum wir bleiben. In diesem 
Kampf sind wir mit bösartigen Beschuldigungen und schwerer Repression konfrontiert, doch wir glauben, dass unser 
Kampf gerecht ist. (...) 



Bild ganz oben: Lampedusa wurde zum Sinnbild für das „Massengrab Mittel¬ 
meer“. 


Bild oben: Die Grenze ist „dicht“. 

Bild unten: Für das Recht der libyschen Flüchtlinge, „Lampedusa in Hamburg“ 
(Demonstration am 17.8.2013). 

Die weiteren Bilder: Ob aktuell in Berlin (siehe auch Seite 5). Hamburg oder 
anderswo: Der Kampf um die Rechte der Flüchtlinge geht weiter. Jetzt erst recht! 
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Theorie und Geschichte 
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Alvaro Cunhal und die April-Revolution 

Albano Nunes, Mitglied des Sekretariats des ZK der PKP 


A us Anlass des 100. Geburtstages von Alvaro Cunhal (10. November 1913-13. Juni 2005) 
wird die Marx-Engels-Stiftung am 2J3. November eine Tagung veranstalten , um an Le¬ 
ben , Wirken und Wirkung dieses großartigen kommunistischen Politikers zu erinnern , 
der über die Reihen der kommunistischen Bewegung hinaus auch als Schriftsteller (Pseudo¬ 
nym: Manuel Tiago) und bildender Künstler anerkannt und geschätzt wurde. Die Marxistischen 
Blätter dokumentieren in ihrer nächsten Ausgabe einen Beitrag von Albano Nunes (PKP) und 
lassen Alvaro Cunhal unter „ Positionen “zu kommunistischer Bündnispolitik und sechs Merk¬ 
malen einer KP selbst zu Wort kommen. 



Die April-Revolution hat Älvaro Cunhal viel zu 
verdanken. Stets im Rahmen der kollektiven Ar¬ 
beit seiner Partei tätig, war er zweifellos die Per¬ 
son, die am meisten für den Sturz der Diktatur 
gekämpft hat. Er war der beliebteste Führer der 
Arbeiter- und Volksbewegung und der am meis¬ 
ten Gefürchtete und Verfolgte unter den antifa¬ 
schistischen Kämpfern. Seine uneingeschränk¬ 
te Hingabe an den Kampf der Arbeiter und des 
portugiesischen Volkes, sein Mut und seine Ent¬ 
schlossenheit, die er dem Feind gegenüber zeig¬ 
te, seine Rolle beim Aufbau der Partei und ihrer 
Wandlung zur Avantgarde der Arbeiterklasse 
und zur führenden Kraft der antifaschistischen 
Bewegung, waren ebenso wie vieles andere, Ei¬ 
genschaften, die ihm großes Prestige und Auto¬ 
rität verschafften, und die seit den ersten Tagen 
der Befreiung Ausdruck fanden in unvergessli¬ 
chen Momenten, wie im enthusiastischen Volks¬ 
empfang bei seiner Rückkehr nach Portugal am 
30. April 1974 oder bei der gigantischen Kundge¬ 
bung am 1. Mai, welche nach dem Aufstand der 
„April-Kapitäne“ den Eintritt der Massen auf die 
Bühne der Revolution markierte. 

Müsste man der portugiesischen Revolution ein 
menschliches Gesicht zuordnen, wäre es ein kom¬ 


munistisches, das Älvaro Cunhals. Zum einen 
aufgrund seines direkten Einsatzes in der revolu- 
tio-nären Phase, als Vorsitzender der PKP und als 
Staatsmann, indem er mit Konsequenz und Be¬ 
harrlichkeit den Kampf sowohl an der Macht als 
auch in der Opposition führte, in der Regierung 
wie auf der Straße. Zum anderen aber auch we¬ 
gen seines nicht weniger bedeutenden Beitrags 
für den revolutionären Zustrom und die über¬ 
schäumende Initiative des Volkes, sowohl vor als 
auch nach der Revolution. 

Mit dem sich bewahrheiteten Motto „ohne re¬ 
volutionäre Theorie gibt es keine revolutionäre 
Bewegung“ - eine der größten, wenn nicht die 
größte Losung von Älvaro Cunhal - wurde er 
zum großen Theoretiker der April-Revolution 
durch ein Werk, in dem er sich ihrer Natur, ih¬ 
ren Zielen und ihrem Weg widmete 1 . Er leistete 
damit einen wertvollen Beitrag für die Ausarbei¬ 
tung des Programmes der PKP beim VI. Partei¬ 
tag [1965], indem er - getreu dem marxistisch- 
leninistischen Gebot, dass „die konkrete Analyse 
der konkreten Situation die Seele des Marxismus 
ist“ - eingehend die Entwicklung des Kapitalis¬ 
mus und die Klassenverhältnisse in Portugal stu¬ 
dierte, die Besonderheiten der portugiesischen 


Wirklichkeit bestimmte und den Faschismus als 
„Diktatur der Monopole (verbunden mit dem 
Imperialismus) und der Großgrundbesitzer“ cha¬ 
rakterisierte. Die portugiesische Revolution defi¬ 
nierte er als eine einzigartige Revolution, weder 
bürgerlich noch sozialistisch, sondern demokra¬ 
tisch und national, anti-monopolistisch und anti¬ 
imperialistisch. 

Dass die April-Revolution in ihren Hauptzügen 
das Programm der PKP bestätigte, ist eine Leis¬ 
tung, die internationale Wirkung entfaltete und 
stets mit dem Namen Älvaro Cunhals und sei¬ 
nem „Kurs auf den Sieg“ in Verbindung gebracht 
werden wird. Darunter auch all jene Fragen be¬ 
züglich der entscheidenden Rohe der Massen, 
der tiefgreifenden Veränderungen, die verwirk¬ 
licht wurden, im Hinblick auf die Zielsetzung des 
Sozialismus, die die portugies ische Verfassung 
festgeschrieben hat. Aber auch in Bezug auf den 
unvermeidlichen Vorstoß der konterrevolutionä¬ 
ren Kräfte im Falle, dass die Revolution es - wie 
eingetreten - nicht schafft einen demokratischen 
Staat zu errichten und die Fesseln vom Imperi¬ 
alismus zu lösen. Dies war eine klare Warnung, 
die das Leben leider bestätigen sollte. 

Aus „Avante!“ Nr. 2071, 08. 08. 2013; Überset¬ 
zung: Ana Paz 

1 gemeint ist „Kurs auf den Sieg" von 1964, Anmerk. d. 
Übers. 


Bild links: Der Zeichner und Maler. Eine Galerie 
der Bilder Cunhals kann man auf den Internet¬ 
seiten der Kommunistischen Partei Portugals 
finden. 


Älvaro Cunhal, 
der „Adoptivsohn des 
Proletariats“ 

Tagung der Marx-Engels-Stiftung 
zu seinem Geburtstag vor 
100 Jahren (geb. 10.11.1913) 

Sonntag, 03.11.2013,10:00-18:30 Uhr, 
45127 Essen, Hoffnungstr. 18, 

★ Jürgen Lloyd: Der Kampf für die Überwin¬ 
dung des Faschismus in Portugal. Cunhals An¬ 
wendung und Weiterentwicklung der antifa¬ 
schistischen Konzeption der Kommunistischen 
Internationale. 

★ Francisco Melo, Lissabon: „A luta do PCP por 
uma revolucäo democrätica e nacional e os va- 
lores de Abril - o contributo fundamental de 
Älvaro Cunhal.“ 

(Der Kampf der PCP für eine demokratische 
und nationale Revolution und für die „Werte 
des April“ - der grundlegende Beitrag von Äl¬ 
varo Cunhal.) 

★ Michael Kegler: Der Schriftsteller Älvaro Cun¬ 
hal. 

★ Hans-Peter Brenner: Älvaro Cunhal: Arbeiter¬ 
klasse in der Krise und die Debatte um die Aktu¬ 
alität des marxistisch-leninistischen Parteityps. 

★ Anna Bravio: Älvaro Cunhal über die Bedeu¬ 
tung der nationalen Souveränität für den Klas¬ 
senkampf und die Folgen des portugiesischen 
EG-Beitritts. 

★ Lucas Zeise: Die Analyse des Charakters der 
gegenwärtigen Krise durch die PCP. (Arbeitsti¬ 
tel) 



Eine Herausforderung für 
die antifaschistische Bewegung? 

Spannende Auftaktveranstaltung der 2. Hamburger Veranstaltungsreihe „Bürgerliche Herrschaft in der Krise“ 


Am 4. Oktober fand die gut besuchte Auftaktver¬ 
anstaltung (90 Teilnehmer) der von 11 Bündnis¬ 
organisationen getragenen 2. Hamburger Veran¬ 
staltungsreihe „Bürgerliche Herrschaft in der Kri¬ 
se“ als Podiumsdiskussion mit Susann Witt-Stahl, 
Markus Bernhardt und H.-P. Brenner statt (Sevim 
Dagdelen musste kurzfristig krankheitsbedingt ab- 
sagen). 

★ 

Gemeinsame Basis der 3 Podiumsdiskutanten war 
die Einschätzung, dass die bürgerliche Demokratie 
und der Faschismus zwei Herrschaftsformen des 
Kapitals sind; der Faschismus dabei als „der nack¬ 
teste, frechste, erdrückendste und betrügerisch¬ 
ste Kapitalismus“ ( Brecht ) definiert werden kann; 
eine Herrschaftsform, der sich das Monopolkapi¬ 
tal möglicherweise mit Stufen des Übergangs zu¬ 
wendet, wenn die Einbindung der Arbeiterklasse 
und anderer Schichten mit bürgerlich parlamen¬ 
tarischen Mitteln zu versagen droht. Einig war 
man sich darin, dass die parlamentarische Herr¬ 
schaftsform jedenfalls in Deutschland, wenn auch 
mit zunehmend autoritären und repressiven Zü¬ 
gen, „noch funktioniert“. Einig war man sich auch 
in dem positiven Bezug auf die Arbeiterbewegung 
und die damit verbundene antifaschistische Tradi¬ 
tion. 

Auf diesem Fundament der Gemeinsamkeit gab es 
dann eine lebhafte und kontroverse, aber immer 
solidarische Diskussion. Witt-Stahl und Bernhardt 


kritisierten mit teilweise unterschiedlichen Akzen¬ 
ten die vorherrschende Linie der DKP, im Kampf 
gegen die Nazis auf „breit, breiter am breitesten“ 
zu setzen. Sie begünstige es, dass fatalen Fehlent¬ 
wicklungen in der antifaschistischen Bewegung 
nicht entschieden genug entgegengewirkt wird. 
Bernhardt benannte als solche Fehlentwicklung 
eine wachsende Unterwürfigkeit, die drohe den 
Antifaschismus aus einer Waffe gegen die Herr¬ 
schenden zu einer Bitte um Aufnahme in die „Ge¬ 
meinschaft der Demokraten“ verkommen zu las¬ 
sen. Außerdem verschieben sich immer mehr die 
Gewichte in der politischen Linken: Der Kampf 
gegen die sozialen Grausamkeiten des Monopolka¬ 
pitals finde immer weniger statt und das Feld wer¬ 
de der sozialen Demagogie der Nazis überlassen. 
Witt-Stahl beschrieb die Fehlentwicklung als Über¬ 
handnehmen eines vom Antikapitalismus befrei¬ 
ten „bürgerlichen Antifaschismus“, der zunehmend 
sogar mit Kriegstreiberei, neoliberaler Ideologie 
und Niedermachen der angeblich für den Nazis¬ 
mus verantwortlichen Unterschichten einhergeht. 
Brenner verteidigte das Prinzip, dass man mit je¬ 
dem Zusammenarbeiten muss, mit dem man im je¬ 
weiligen Kampfabschnitt und sei es auch nur zeit¬ 
weilig oder schwankend, ein Stück des Weges ge¬ 
meinsam gehen kann. Im Grundsatz sei das auch 
kein schwieriges Problem: Im Antifaschismus kann 
man mit den bürgerlichen Parteien zu Bündnissen 
kommen, weil sie dann selbst Opfer einer faschisti¬ 


schen Herrschaft werden. Die Zusammenarbeit in 
dieser Frage hindere nicht, sie in anderen Fragen, 
in denen sie unmittelbar die Angriffe des Monopol¬ 
kapitals auf die Arbeiterklasse vollstrecken, aufs‘ 
energischste zu bekämpfen. 

In der lebhaften Saaldiskussion ging es dann haupt¬ 
sächlich um diese Fragen: 

★ ob die Kampffelder tatsächlich so widerspruchs¬ 
frei zu trennen sind, 

★ ob dem Kampf gegen die Nazis nicht in der Pra¬ 
xis ein zu großes Gewicht beigemessen wird im 
Verhältnis zu den von den derzeitigen bürgerli¬ 
chen Hauptparteien und dem bürgerlichen Staat 
getragenen Angriffe, 

★ welche relative Bedeutung der Kampf gegen die 
Naziorganisationen unter den gegenwärtigen Be¬ 
dingungen also hat, 

★ ob im antifaschistischen Kampffeld nicht der 
Antikapitalismus wieder stärker betont werden 
muss, mit der logischen Konsequenz der Einschrän¬ 
kung der Bündnisbreite usw. 

Hoffentlich hat die lebendige Debatte Lust auf 
die gründlichere Beschäftigung mit diesen Fragen 
gemacht. Die Veranstaltungsreihe bietet mit ins¬ 
gesamt 13 Veranstaltungen u.a. auch einer antifa¬ 
schistischen Konferenz der DKP mit Jürgen Lloyd 
und Sebastian Carlens und mit einer Veranstal¬ 
tung der Masch e.V. über den VII. Weltkongress 
die Chance zur Fortsetzung und Vertiefung. 


Das vollständige Programm findet man auf der 
Homepagewww.kapitalismus-in-der-krise.de.Dort 
kann man auch alle Reden als Audiodatei nach¬ 
hören. Kurt Baumann 


Nächste Veranstaltung 

Der BVG-Streik 1932 und die kom¬ 
munistische Gewerkschaftspolitik 
zum Ende der Weimarer Republik 

mit Dr. Stefan Heinz* 

Im November 1932 kam der öffentliche Nahverkehr in 
Berlin durch einen Streik bei den Berliner Verkehrs¬ 
betrieben (BVG) zum Erliegen. Es gab Zusammenstö¬ 
ße, mehrere Menschen starben durch Polizeikugeln, 
Hunderte wurden festgenommen. Der Streik gilt als 
Paradebeispiel der „Totalitarismustheorie", die eine 
Allianz von „Nazis" und „Kozis" am Vorabend des Fa¬ 
schismus behauptet. Was waren die Hintergründe 
des Streiks? Was zeichnete die KPD-Gewerkschafts- 
politik - die Strategie der Revolutionären Gewerk¬ 
schafts-Opposition (RGO)-aus? Welche Rolle spielte 
die RGO im Zusammenhang mit der „Antifaschisti¬ 
schen Aktion"? Kann von einer gemeinsamen Streik¬ 
front von „Nazis" und „Kozis" gesprochen werden? 
Wie sahen die gesellschaftlichen Rahmenbedingun¬ 
gen aus? 

Freitag, i. November 2013,19 Uhr in der Ge¬ 
denkstätte Ernst Thälmann, Tarpenbekstra- 
ße 66 (Eppendorf) 

Veranstalter: Kuratorium Gedenkstätte Ernst 
Thälmann e.V. 
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Prunk und Stunk 

Bauen für die Ewigkeit • Von Wolfgang Blaschka 



I n Limburg steht ein Dom: Roma¬ 
nisch. Wuchtig. Alt. Aus rotem Sand¬ 
stein aufgeführt als Abbild des 
„himmlischen Jerusalem“ Über der 
Vierung ein spitz behelmtes Oktogon, 
das alles überrragt, dazu am Querhaus 
vier flankierende Türme, und an der 
Westfront des Langhauses nochmal 
zwei. (...) Gutsituierten Älteren dürf¬ 
te das pompöse Bauwerk noch von der 
höchsten D-Mark-Bankknote bekannt 
sein, dem Tausender-Schein in gedie¬ 
genem Braun. In Wirklichkeit erhebt 
sich Limburgs Dom über die schwarz- 
geschieferten Altstadt-Dächer an der 
Lahn in leuchtendem Rot. Davor er¬ 
streckt sich der weitläufige Komplex 
des Bischofssitzes samt Ordinariat, 
Diözesanmuseum und neu errichteter 
Privat-Wohnung inclusive Innenhof 
und Kapelle des exzellenten Hausherrn 
mit dem Respekt einflößenden Namen 
Franz-Peter Tebartz-van Eist, so stan¬ 
desgemäß wie er einem ehrwürdigen 
Bischof eben gebührt. 

Doch mit der allgemeinen Ehrfurcht ist 
es mittlerweilen vorbei. Der Oberhir¬ 
te mit Krummstab und Siegelring wird 
neuerdings gemobbt, wegen Baukos¬ 
tenüberschreitung. Wie kleinlich! Statt 
5,5 Millionen Euro haben die Renovie- 
rungs- und Neubarbeiten an seiner Re¬ 
sidenz nun 31, wenn nicht 40 Millionen 
gekostet. Dabei hat er nur feinste Ma¬ 
terialien verbauen lassen und sich ein 
Badezimmer mit frei stehender Desig¬ 
ner-Wanne für 15 000 Euro genehmigt. 
Auch ein Bistumsvorsteher muss sich 
doch mal den Schmutz des Alltags von 
den feinen Gliedern waschen können, 
all den Dreck, der das hochwürdige 
Leben eines führenden Kirchenman¬ 
nes besudelt. Etwa die staatsanwalt¬ 
lichen Anwürfe gegen ihn wegen sei¬ 
ner offenbar falschen eidesstattlichen 
Erklärung gegenüber dem SPIEGEL 
bezüglich eines Erste-Klasse-Fluges 
zu den Hungernden Indiens. Nun steht 
er unter Verdacht wegen Lügens und 
Prunksucht also. Wie profan! Dabei 
hat er doch nur repräsentiert, was Kir¬ 
che schon immer war und sein wollte: 
Eine Dependance des Transszendenta- 
len hienieden, eine Filiale des Überirdi¬ 
schen auf dem Boden der drögen Reali¬ 
tät. Dazu bedarf es auch einer gewissen 
Innenausstattung für die 2,9 Millionen 
teure Wohnung. 

Glanz und Gloria statt 
Buße und Askese 

Soll Tebartz-van Eist in Lumpen gehen, 
in härenen Kutten? Ungewaschen an 
den Altar vor seinen Allerhöchsten tre¬ 
ten? Wer von den gläubigen Schäfchen 
hätte sich denn andachtsvoll vor einen 
Pontifikal-Zelebranten gekniet und für 
sein ewiges Leben gebetet, sich huld¬ 
voll „abspeisen“ lassen mit einer Ob¬ 
late aus seiner beringten Hand, wenn 


es im Dom nicht nach Weihrauch, son¬ 
dern nach ungewaschenem, verlump¬ 
tem Schafshirten gemuffelt hätte? Wer 
ginge denn zu hohen Feiertagen in die 
große Kathedrale, um sich wie in der 
gammeligen Aussegnungshalle eines 
Dorffriedhofs zu fühlen?! Es sollte 
doch alles feierlich sein, bombastisch 
und gemütserhebend, nicht gruftig wie 
unter der Brücke, oder? (...) Manche 
wollten sogar des Bischofs Ring küs¬ 
sen. Das ging nicht ab ohne Hygiene 
auf gehobenem Niveau, da wäre sonst 
gleich das Seuchenamt auf der Matte 
gestanden. (...). 

Über Jahrhunderte gab es kein Prob¬ 
lem für die katholische Kirche mit der 
Repräsentation zur höheren Ehre ihres 
höchsten Herrn, bis auf ein paar Nörg¬ 
ler und Bettelmönche, die nicht einse- 
hen wollten, wieso der Klerus in Saus 
und Braus lebte, während die meisten 
Gläubigen einfach nur dran glauben 
mussten. Abgesehen von einzelnen 
Eremiten und Asketen gelang es den 
Kirchenfürsten immer ganz gut so zu 
tun, als seien ihre Gotteshäuser quasi 
die Paläste der Armen, zumindest ih¬ 
rer armen Seelen, die doch ihr Leben 
erst noch vor sich hätten nach dem Ab¬ 
leben der sterblichen Überreste. Ihre 
monumentalen Kathedralen und Klös¬ 
ter, ihre prächtigen Kreuzgänge und 
Krypten, bombastischen Baptisterien 
und Basiliken, Campaniles und Colum- 
barien sollten doch wohl so etwas wie 
Vorgeschmack auf die Pracht des Para¬ 
dieses darstellen, das sich denen auftä¬ 
te, die brav ihre Sakramente empfingen. 
Dafür musste niemand Eintritt zahlen. 
Es wurde sogar Kirchenasyl gewährt. 
Verrechnet wurde über den Zehnten, 
über Kerzenspenden, Opferstöcke, Al¬ 
tar-Stiftungen, Erbschaften und Ab¬ 
lasszahlungen. 

Bis auf den Zehnten und die Ablass¬ 
zahlungen funktioniert das bis heute 
genauso. Und selbst die gibt es in mo¬ 
dernisierter Form noch immer: Der 
Zehnte wurde zur Kirchensteuer, und 
die Ablasszahlungen blecht der Staat 
als Entschädigung für Säkularisierung 
und Mediatisierung von Ländereien 
und Liegenschaften aus ehemaligem 
Kirchenbesitz bis heute, nach alten Ver¬ 
trägen von 1806, 1919, 1949, 1990, als 
sogenannte Dotationen, auf alle Zei¬ 
ten. Der säkulare Staat finanziert da¬ 
rüber hinaus die Bischöfe, die Militär¬ 
geistlichen, Krankenhaus- und Gefäng¬ 
nis-Seelsorger, bezuschusst sämtliche 
kirchlichen Kindergärten und Schulen, 
Altenwohnheime und Krankenhäuser 
über die Wohlfahrtsverbände Caritas 
(kath.) und Diakonie (evang.), alle so¬ 
zialen Einrichtungen und Aktivitäten. 
Von wegen mildtätige Werke der Kir¬ 
chen! Ihr Eigenanteil liegt meist bei 15 
Prozent. Der Rest sind Betriebs-Ein¬ 
nahmen und öffentliche Zuschüsse, 


und zwar von allen Steuerzahlern, ob 
sie religiös gebunden sind oder nicht. 
Atheisten, Agnostiker, Andersgläubi¬ 
ge, alle zahlen die „Werke der christ¬ 
lichen Nächstenliebe“, ungefragt und 
selbstverständlich. Das Konkordat 
macht‘s möglich. Der erste und einzi¬ 
ge immer noch völkerrechtlich gültige 
Vertrag von Adolf Hitler mit dem Va¬ 
tikan, der ihn international salonfähig 
machen sollte. 

Die Erhaltung des gotischen Freibur¬ 
ger Münsters bezahlen zu je einem 
Drittel das Erzbistum Freiburg und das 
Land Baden-Württemberg, die Stadt 
Freiburg und private Spender, jeweils 
ein Sechstel. Für das Bischöfliche Hilfs¬ 
werk Misereor bringt die katholische 
Kirche nur 5 Prozent der Kosten auf, 
und der Evangelische Entwicklungs¬ 
dienst trägt sich zu weniger als einem 
Drittel evangelisch. Ein Großteil der 
Unterstützung wird den Kirchen gar 
nicht erst ausgezahlt: Der Staat erlässt 
ihnen auch vieles. Kirchliche Einrich¬ 
tungen zählen als Tendenzbetriebe, die 
wie Gewerkschaften, Verbände, par¬ 
teinahe Stiftungen keine Steuern auf 
Zinserträge oder Immobilien berap¬ 
pen, und sie zahlen keine Gebühren für 
eine Baugenehmigung, für den Notar, 
für ein Gericht oder für Sendezeit in 
öffentlich-rechtlichen Medien. Sie spa¬ 
ren sich auch den Aufwand, ihre „Mit¬ 
gliedsbeiträge“ selbst einzutreiben. 

Mogelpackung Kirche 

Doch ist nicht die ganze Kirche eine 
Mogelpackung? Verspricht sie nicht 
das ewige Leben? Hat sie das auch nur 
einmal einlösen und klinisch einwand¬ 
frei nachweisen können? Was ist mit 
dem angepriesenen Seelenheil? Oder 
dem klassischen Verkaufsschlager Er¬ 
lösung? Würde ein Arzneimittel auf¬ 
grund von „Wunder“-Beglaubigungen 
zugelassen? Fiele es nicht unter das 
Rauschmittel- oder Betäubungsmit¬ 
telgesetz? Oder mehr noch: Scharla¬ 
tanerie? Was bedeutet da der Vorwurf 
gegen einen Bischof, dass er lügt? Er 
schummelt doch von Berufs wegen. 
Und viele glauben es nur zu gern. Ist 
der Zauberkünstler daran schuld, wenn 
ihm soviele Augenpaare nicht auf die 
Schliche kommen? (...) Ein Bischof 
ohne sakramentale Zauberkraft wäre 
doch keiner. Nicht einmal ein Dorf¬ 
pfarrer, der die Wandlung nicht per¬ 
fekt beherrscht. Man sieht nichts, man 
riecht nichts, es passiert auch nichts, 
und doch geschieht das Wunder im 
Kopf des Gläubigen. Klingelingeling! 
Die reine Einbildung. Weil sie gewollt 
ist. Es braucht kein Opium, es reicht 
Placebo. (...) Tebartz-van Eist ist nach 
Rom geeilt. Er weiß dort selbst ein paar 
Verbündete, unter anderen den ultra¬ 
konservativen Kurienkardinal Gerhard 
Ludwig Müller, den skandalösen Ex- 


Bischof von Regensburg, der nun der 
Glaubenskongregation vorsteht und 
es sich zum Hobby gemacht hat, die 
Schriften vom emeritierten Altpapst 
Ratzinger zu redigieren und heraus¬ 
zubringen. In dessen Jesus-Büchern 
stehen ziemlich gewagte Sachen drin, 
beispielsweise über die jungfräuliche 
Empfängnis Mutter Mariens. Der Hei¬ 
lige Geist soll sie übers Ohr befruch¬ 
tet haben. Indem sie zutiefst gehor¬ 
sam seiner Verkündigung gegenüber 
gewesen sei, habe sie in grenzenlosem 
Gottvertrauen einen Gottessohn ge¬ 
boren. So geht das, Kinder! Nur immer 
schön gehorchen, dann schnackelt‘s! 
In der Schwangerenberatung lachen 
sie dich mit so einer Story milde aus. 
Aus dem Mund von Tebartz-van Eist 
ist solch jenseitiger Quatsch nicht be¬ 
kannt. Der ist deutlich diesseitiger ori¬ 
entiert. (...) Sein Wort in der Katholi¬ 
ken Ohr lautet: „Wer mich kennt, weiß, 
dass ich keinen pompösen Lebensstil 
brauche“. Scheint aber nichts gefruch¬ 
tet zu haben. Er schiebt alles auf die 
baufällige Vikarie und den hessischen 
Denkmalschutz. Der weiß davon gar 
nichts. Es habe nur ein Beratungsge¬ 
spräch gegeben. Die Kirche ließe sich 
von dem auch nichts vorschreiben. So 
ist das mit dem Konkordat: „Kirchen¬ 
staat“ im Bundesland. 

Zukunftsblicke 

In Limburg wird einmal ein Dom ge¬ 
standen haben: Romantisch. Ruinös. 
Wenn er dereinst irreparabel baufällig 
geworden gesperrt werden muss, weil 
nichts mehr zu reparieren ist, wo das 
Fundament nachgibt, wenn sich die 
Türme gefährlich neigen und das Ge¬ 
wölbe in bedrohlichen Rissen spreizt, 
(...) wenn also nichts Konservatori- 
sches mehr hilft, weil die Statik ins¬ 
gesamt nicht mehr trägt, und das Mo¬ 
nument zur pittoresken Ruine umge¬ 
widmet werden muss unter strengster 
staatlicher Bauaufsicht, dann steht die 


bischöfliche Hauskapelle immer noch 
wie eine Eins, denn sie ist fest gefügt 
und nachhaltig gebaut nach besten 
Standards, mit schießschartenartigen 
Fenstern unterm himmelstürmend wär¬ 
megedämmten Steilsatteldach, und alle 
werden sagen: Seltsam, dass da kein Bi¬ 
schof mehr drin wohnt, weil das Bistum 
gar nicht mehr existiert. (...) 

Die Diözese mag irgendwohin einge¬ 
meindet oder aufgelöst worden sein. 
Das ist das aufklärerische Verdienst 
Tebartz-van Elsts, dass neuerdings täg¬ 
lich 20 Kirchenaustritte zu verzeichnen 
sind, wo früher nur einer alle zwei Tage 
fällig wurde. Dank seiner vorbildhaften 
Belehrung ex cathedra über das inne¬ 
re Wesen der katholischen Kirche. Es 
ist nur eine Frage der Zeit, bis sich die 
letzten Kirchensteuerzahler von ihr ab¬ 
gewandt haben werden. Bleiben übrig 
die schönen veraltenden Bauten. Zur 
archäologischen Erinnerung an vergan¬ 
gene religiöse Zeiten. Teils immer noch 
in profaner Nutzung als voll funktions¬ 
tüchtiger historischer Kindergarten, 
mit güldenen Türknäufen zum Antat¬ 
schen, geeignet genausogut als Senio¬ 
rentreff, Jugendclub, Bücherei mit an¬ 
geschlossenem Museum. Darin sünd- 
teure Kunstgegenstände für immerhin 
450 000 Euro, die der ehemalige Bis¬ 
tumsverweser einst anschaffen ließ, 
angeblich finanziert von der hundert 
Millionen schweren bischöflichen Scha¬ 
tulle aus altem Kirchenvermögen, die 
ihm unabhängig von den Kirchensteu¬ 
ergeldern zur persönlichen Verfügung 
gestanden haben soll. (...) Bleibt eine 
theologische Frage von Rang: Kommt 
so ein Bischof wegen Veruntreuung in 
die Hölle? Und trifft er dort auf Adolf 
Hitler? Wir werden die Glaubenskon¬ 
gregation um Aufklärung bitten. Ob¬ 
wohl: Glauben und Aufklärung haben 
natürlich nichts miteinander zu tun. 

Zuerst erschienen in: www.rationalgalerie.de; 
17. Oktober 2013 


„Die chinesische Prinzessin“ fast so gut wie die Hunnenrede von Willem Zwo 

HaBE-Nachtnotizen von Hartmut Barth-Engelbart* 


Es war mal wieder der ganz große Wurf 
mitten ins Schwarze. Eigentlich mitten 
ins rotgrüne intellektuell-meinungsfüh¬ 
rende Herz. Das Drehbuch zum Müns¬ 
ter-Tatort hat wohl ein Aushilfs-Brez- 
czinski geschrieben, denn für einen Kis- 
singer-Ghostwriter war die Story schon 
zu kompliziert. 

Der Film ist ein mit fast allen aktuel¬ 
len China-Themen zusammengeflick¬ 
tes Patchwork (Wirtschaftsspionage 
und Sklavenhaltung fehlte noch): die 
aus dem Adel stammende chinesische 
Objekt-Künstlerin ist ehrlicherwei¬ 
se als sensationsgeile halbseidene Fi¬ 
gur geschildert. Nur scharf auf Sex und 
Geld. (Au wei Wen Wei! Die Verfallszei¬ 
ten für Freiheitshelden werden immer 
kürzer!) Der eigentlich Gute, der den 
Gral der uigurischen Kultur, das 2000 
Jahre alte Kultbuch retten will, ist der 
Mörder. Aber das auch nur, weil ihn der 
chinesische Totalitarismus dazu zwingt. 
Blöder Weise wird das Video über die 
chinesischen Übeltaten nicht gezeigt, 


das hätte man bei so vielen schlitzäu¬ 
gigen Komparsen doch ruhig auch ein- 
druckssvoll nachhaltig wirkend liefern 
können. Einfach den Sender Gleiwitz 
von der Syrischen an die Chinesische 
Grenze verlegen und Giftgas einset- 
zen. Der professoral-wirre Kurator der 
„Prinzessin“-Ausstellung in der Gülle¬ 
provinz - ein gieriger Karrierist in den 
Fängen zwischen Geheimdienst und 
Triade. Der chinesische Geheimdienst 
ist böse, viel böser als selbst die tat¬ 
sächlich tätliche Triade, die chinesische 
Mafia, denn er verfolgt die uigurischen 
Unabhängigkeits-Menschenrechtler 
und behandelt sie noch schlimmer als 
dies die US-Army in Guantanamo da¬ 
vor getan hat. Und das nicht deshalb, 
weil man während des Streifens kaum 
noch zwischen Triade, Chinesischer Bot¬ 
schaft und chinesischem Geheimdienst 
unterscheiden kann, sondern, weil die 
chinesische Regierung die uigurischen 
islamistisch-terroristischen Separatisten 
nur erfunden hat, um so völlig „legitim“ 


gegen „Menschenrechtsbewegungen in 
Uiguristan“ Vorgehen zu können. Wie 
Axel Prahl das dem chinesischen Kul¬ 
turattache ins Gesicht schleudert: „Naja, 
wie bei euch üblich, per Kopfschuss!“. 
Man hat den Eindruck, die Triade sitzt 
an der Spitze der chinesischen kommu¬ 
nistischen Partei. Der Eindruck scheint 
beabsichtigt. Der nächste Münsteraner 
TATORT wird vor dem Hintergrund 
der Wiedervereinigung der Äußeren mit 
der Inneren Mongolei und der dortigen 
Lagerstätten für Seltene Erden spie¬ 
len. Wer, wenn nicht der Wiederverei- 
nigungs-Alexanderplatz-Held Jan Jo¬ 
sef Liefers soll in diesem TATORT die 
Hauptrolle spielen? Brad Pitt als Da- 
lai-Lama-Pate, als der SS-Obersturm- 
bannführer und Tibetbefreier Hein¬ 
rich Harrer, das gabs schon, vielleicht 
macht Liefers in einer Art Zeitreise den 
„Chinaforscher“ & Wehrmachtspion 
Sven Hedin? Obwohl, für die Mongolei 
war der wehrmachtfinanzierte Mongo- 
len-Forscher Contzen zuständig. 


Alle Elemente der US-Außenpolitik 
wurden in diesem ARD-Kult-Schinken 
auf chinesisch getrimmt geliefert: prä¬ 
sidial angeordnete gezielte Ermordung 
(mit und ohne Drohne), Erfindung is- 
lamistischer Terroristen-Truppen für 
9/11 in den USA, systematischer Auf¬ 
bau solcher Spezialeinheiten und Un¬ 
terwanderung politischer Oppositi¬ 
onsgruppen und deren Militarisierung 
(was übrigens auch Algerien seit Jahr¬ 
zehnten mit Unterstützung Frankreichs 
macht, um in der Südsahara gegen 
„Terroristen“ vorzugehen und tatsäch¬ 
lich den Widerstand der Tuareg und an¬ 
derer Stämme zu brechen um Uran-La¬ 
gerstätten und Ölquellen, Bauxit und 
Goldgruben freizubomben). 

Ich hatte schon damit gerechnet, dass 
jetzt auch noch der Dalai Lama auftritt 
und indirekt die Befreiung Tibets vom 
kommunistischen Unrecht einfordert 
und jedem, der ihm folgt ein gutes Kar¬ 
ma und feuchtfröhliche Stunden mit ge¬ 
spendeten dankbaren Bauernmädchen 


verspricht. Kam aber nicht, der Lächler. 
Wär aber ein quotensteigernder Hin¬ 
gucker. Bei den Gelbkuttenklöstern 
herrscht eine Keuschheitsregel, die Ge¬ 
schlechtsverkehr mit den Spenden-, Ge¬ 
schenk- & Steuerersatzmädels verbie¬ 
tet. Der Mönch aber, der das Ejakulat 
danach wieder aus der Scheide schlüft, 
der bleibt keusch. Das ist doch mal ein 
lustiges Keuschheitsgebot. 

Ohne Liefers jetzt überbewerten zu 
wollen, aber jede Epoche hat ihre 
Gründgens. Naja, der Merkel würde 
der Gründgens doch nicht den Me¬ 
phisto machen? Oder doch? Die dürf¬ 
te vielleicht die Kupplerin spielen. Und 
Steinbrück? Eventuell den Pudel. Nö, 
den Schwanz, der mit dem Hund we¬ 
delt. Für Gabriel wär kein Platz auf der 
Bühne. Der macht den Beleuchter. 

* NachtNotizen eines (noch)Nichtschlä- 
fers HaBE ich die lose Folge von Kom¬ 
mentaren und Assotiationen zu Schlag¬ 
zeilen aus dem MainStream genannt. 
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unsere zeit m 


Über Grundlagen, Kontinuität und neue Herausforderungen 

Aus dem Referat von Hans-Peter Brenner auf der theoretischen Konferenz zur Gewerkschaftspolitik der DKP (1g.10.13, Hannover) 


(...) Die Grundlagen unserer Gewerk¬ 
schaftsarbeit wurden — wen wundert‘s 
— von K. Marx und F. Engels gelegt. 
Beide beschäftigten sich nicht nur in¬ 
tensiv mit Fragen der theoretischen 
und programmatischen Entwicklung 
der Arbeiterklasse zu einer politischen 
Kraft, sondern auch mit Gewerkschafts¬ 
politik und -Organisation. 

Sie erarbeiteten dabei Grundsätze aus, 
die bis heute aktuell geblieben sind. 
1846/47 setzte Marx sich mit der Auf¬ 
fassung des französischen Sozialisten 
und Theoretikers des Anarchismus, 
Jean Pierre Proudhon, auseinander, 
wonach gewerkschaftliche Erfolge 
im Lohnkampf sinnlos seien, weil sie 
in der Regel schon kurzfristig wieder 
durch Preiserhöhungen zunichte ge¬ 
macht würden. Marx wies in seiner 
Antwort auf den wahren Sachverhalt 
hin: „Das Steigen und Fallen des Pro¬ 
fits und der Löhne drücken nur das 
Verhältnis aus, in welchem Kapitalis¬ 
ten und Arbeiter an dem Produkt eines 
Arbeitstages teilnehmen, ohne in den 
meisten Fällen den Preis des Produkts 
zu beeinflussen.“ ( ebenda, S. 176) 
Damit grenzte sich Marx nicht nur von 
einer linkssektiererischen Geringschät¬ 
zung des ökonomischen Kampfes ab. 
Er verwies gleichzeitig darauf, dass im 
Kampf um den Lohn die Arbeiterklas¬ 
se sich als Klasse zu organisieren und 
„sich als Klasse für sich selbst“ zu kon¬ 
stituieren beginnt. {S. 181) 

„Die Großindustrie bringt eine Men¬ 
ge einander unbekannter Leute an ei¬ 
nem Ort zusammen. Die Konkurrenz 
spaltet sie in ihren Interessen; aber die 
Aufrechterhaltung des Lohnes, dieses 
gemeinsame Interesse gegenüber ih¬ 
rem Meister, vereinigt sie um einen 
gemeinsamen Gedanken des Wider¬ 
stands — Koalition. So hat die Koali¬ 
tion stets einen doppelten Zweck, den 
die Konkurrenz der Arbeiter unter sich 
aufzuheben, um dem Kapitalisten eine 
allgemeine Konkurrenz machen zu 
können. In diesem Kampfe — ein ve- 
ritabler Bürgerkrieg — vereinigen und 
entwickeln sich alle Elemente für eine 
kommende Schlacht. Einmal auf die¬ 
sem Punkte angelangt, nimmt die Koa¬ 
lition einen politischen Charakter an.“ 
{ebenda, S. 180 ) 

Gewerkschaftliche Organisation, ver¬ 
stärktes Wirken in und mit einer kämp¬ 
ferischen Gewerkschaftsbewegung ste¬ 
hen also in einem engen Verhältnis zum 
politischen Kampf. Aber sie sind nicht 
identisch. Im Kampf um den Lohn als 
Kernstück von gewerkschaftlicher In¬ 
teressenvertretung durchläuft die Ar¬ 


beiterklasse eine Schule des Klassen¬ 
kampfes, durch die sie über das Öko¬ 
nomische hinausgehende elementare 
politische Erfahrungen macht. Daraus 
müssen aus Sicht der Kommunisten 
neue Einblicke in den Wirkmechanis¬ 
mus der politischen Ökonomie des Ka¬ 
pitalismus erwachsen. 

Diese entstehen jedoch nicht im Selbst¬ 
lauf; dafür ist die Aufklärung durch 
eine revolutionäre marxistische Kraft 
erforderlich, durch die Kommunisti¬ 


sche Partei, die diese Lohnkämpfe auf 
der Basis des wissenschaftlichen Sozia¬ 
lismus und der gewerkschaftlichen Be¬ 
schlüsse führt und unterstützt. 

Im Manifest der Kommunistischen Par¬ 
tei von 1848, heißt es deshalb, dass die 
gewerkschaftliche Organisierung der 
Arbeiter und die Verbindung des ge¬ 
werkschaftlichen mit dem politischen 
Kampf um die Eroberung der Macht 
eine zentrale Voraussetzung der sozia¬ 
listischen Umwälzung und zur Beendi¬ 
gung des Systems der Ausbeutung des 
Menschen durch den Menschen sei. 
Und 1865 erläuterte Marx in „Lohn, 
Preis und Profit“ dass die damaligen 
Gewerksgenossenschaften eine Auf¬ 
gabe als „Schutz— und Abwehrkoa- 
litionen“ und als „ Sammelpunkte des 
Widerstandes gegen die Gewalttaten 
des Kapitals “ hätten. ( MEW16, S.152). 
Die gewerkschaftliche Organisierung 
sei ein notwendiges Mittel zur Über¬ 
windung der Konkurrenz unter den 
Lohnarbeitern. 


Starken Einfluss auf die Entwicklung 
der Gewerkschaftsbewegung übte 
auch die 1864 gegründete „Internatio¬ 
nale Arbeiterassoziation“ (I. Inter¬ 
nationale) aus. Sowohl in der Grün¬ 
dungserklärung wie auch in der Re¬ 
solution des Genfer Kongresses von 
1866 wurde die Gewerkschaftstheorie 
weiterentwickelt. In seinem Beitrag 
„Gewerksgenossenschaften. Ihre Ver¬ 
gangenheit, Gegenwart und Zukunft“, 
Teil der „Instruktionen für die Dele¬ 


gierten des Provisorischen Zentralrats 
der IAA 4 , schrieb Marx: „Gewerksge¬ 
nossenschaften entstanden ursprüng¬ 
lich durch die spontanen Versuche der 
Arbeiter, diese Konkurrenz zu beseiti¬ 
gen oder wenigstens einzuschränken, 
um Kontraktbedingungen zu erzwin¬ 
gen, die sie wenigstens über die Stel¬ 
lung bloßer Sklaven erheben würde. 
Das unmittelbare Ziel der Gewerks¬ 
genossenschaften beschränkte sich da¬ 
her auf die Erfordernisse des Tages, auf 
Mittel zur Abwehr der ständigen Über¬ 
griffe des Kapitals, mit einem Wort auf 
Fragen des Lohns und der Arbeitszeit. 
Diese Tätigkeit der Gewerksgenossen¬ 
schaften ist nicht nur rechtmäßig, sie ist 
notwendig. {MEW 16, S. 196, Hervorhe¬ 
bung HPB) 

Doch damit ist die allgemeine Aufga¬ 
be der Gewerkschaften nicht erschöpft, 
auch wenn dies von ihnen oft selbst 
nicht (mehr) so gesehen wird. Es ging 
und geht immer auch um die Klassen¬ 
orientierung und die Klassenpolitik 


der größten Organisation, die die Ar¬ 
beiterbewegung hervorgebracht hat. 
Diese Klassenpolitik im Sinne des An- 
tikapitalismus, das ist es, was Marx in „ 
Lohn, Preis, Profit“ als grundsätzliche 
Orientierung einer richtigen Gewerk- 
schaftspolitik verstanden hat: 

„Gewerkschaften tun gute Dienste als 
Sammelpunkte des Widerstands gegen 
die Gewalttaten des Kapitals ... Sie ver¬ 
fehlen ihren Zweck gänzlich, sobald sie 
sich darauf beschränken, einen Klein¬ 
krieg gegen die Wirkungen des beste¬ 
henden Systems zu führen, statt gleich¬ 
zeitig zu versuchen, es zu ändern, statt 
ihre organisierten Kräfte zu gebrau¬ 
chen als einen Hebel zur schließlichen 
Befreiung der Arbeiterklasse, d. h. zur 
endlichen Abschaffung des Lohnsys- 
tems.“ {MEW 16, S 152 - Hervorhe¬ 
bung HPB) 

Aktualität der Ausein¬ 
andersetzung mit dem 
„ehernen Lohngesetz“ 

Schon sehr früh grenzte sich das mar¬ 
xistische Verständnis von Lohn— und 
Lohnkampf aber auch von der refor¬ 
mistischen Auffassung des Lassalle¬ 
anismus“ ab. Ferdinand Lassalle, der 
bedeutsame Agitator und Organisator 
einer selbstständigen deutschen Ar¬ 
beiterbewegung, folgte einem morali¬ 
schen, auf den sogenannten „gerech¬ 
ten Lohn“ pochenden Verständnis von 
Lohn und Preis der Ware Arbeitskraft. 
Das damalige Motto der Lassalleaner 
lautete:“Ein gerechter Lohn für ein 
gutes Tagewerk.“ 

Entsprechend dieser Vorstellung soll¬ 
ten die Löhne gesetzlich festgelegt, d. 
h. für eine bestimmte Arbeitsleistung 
entsprechend dem „ehernen Lohnge¬ 
setz“ der Gegenwert in Geld gesetzlich 
festgeschrieben werden. Diese Über¬ 
legung ähnelt der heutigen Vorstel¬ 
lung vom Mindestlohn. Er sollte sich 
aber nicht an einem Mindestanspruch 
orientieren, sondern an einem fixen 
„ehernen“ Geldwert, der weder über- 
noch unterschritten werden dürfe. 
Das „eherne Lohngesetz“ ist das kon¬ 
zeptionelle Gegenteil der kämpferi¬ 
schen Tarifautonomie. Es hatte ent¬ 
scheidenden Einfluss auf die Lohn¬ 
politik der Sozialdemokratie und der 
Gewerkschaftsbewegung. Eine nach¬ 
haltige Veränderung der Kräftever¬ 
hältnisse zwischen Bourgeoisie und 
Proletariat durch den Lohnkampf 
und eine wichtige Funktion für die 
Klassenpolitik überhaupt wurde da¬ 
mit nicht verbunden. Die Änderung 
der politischen und sozialen Lebens¬ 


bedingungen wurde aus der parlamen¬ 
tarischen Arbeit und dem Kampf um 
parlamentarischen Einfluss erwartet. 
Marx wies die Einflüsse des „ehernen 
Lohngesetzes“ auf die Programma¬ 
tik der Sozialdemokratischen Arbei¬ 
terpartei, die sich 1875 aus dem Zu¬ 
sammenschluss der „Eisenacher“ um 
Bebel und Liebknecht und aus den 
Lassalleanern gebildet hatte, in sei¬ 
ner berühmten „Kritik des Gothaer 
Programms“ heftig zurück. Nach der 
Marxschen Wertlehre und der Analy¬ 
se des Werts der Ware Arbeitskraft ist 
die Lohnhöhe ebenso wenig wie die 
Profitrate das Ergebnis eines „ehernen 
Gesetzes“ noch hat die Höhe des Loh¬ 
nes etwas mit „Fairness“ zu tun. 

Der Lohn ist Preis der Ware Arbeits¬ 
kraft. Er wird durch das „historische 
Moment“ — wie Marx in „Lohn, Preis 
und Profit“ sagte, — durch die Orga- 
nisiertheit und die Kampfkraft der 
Arbeiterklasse bestimmt, der um den 
Wert der Ware Arbeitskraft schwankt. 
Dieser Wert der Ware Arbeitskraft be¬ 
stimmt sich wie der Wert einer jeden 
Ware aus der zu ihrer Produktion ge¬ 
sellschaftlich notwendigen Arbeitszeit. 
Die Klasse der modernen Lohnarbei¬ 
ter muss jedoch nicht nur sich selbst, 
sondern auch ihre Familien von ihrem 
Lohn ernähren können. Erst dann ist 
gesamtgesellschaftlich der Fortbe¬ 
stand der Ware Arbeitskraft als Quel¬ 
le der auf der Ausbeutung der Lohnar¬ 
beit beruhenden kapitalistischen Pro¬ 
duktionsweise gesichert. 

In „Lohn, Preis und Profit“ heißt es 
dazu: „Das Maximum des Profits ist 
... begrenzt durch das physische Mini¬ 
mum des Arbeitslohns und das physi¬ 
sche Maximum des Arbeitstags. Es ist 
klar, dass zwischen den beiden Gren¬ 
zen dieser Maximalprofitrate eine un¬ 
endliche Stufenleiter von Variationen 
möglich ist. Die Fixierung ihres fakti¬ 
schen Grads erfolgt nur durch das un¬ 
aufhörliche Ringen zwischen Kapital 
und Arbeit, indem der Kapitalist stän¬ 
dig danach strebt, den Arbeitslohn auf 
sein physisches Minimum zu reduzie¬ 
ren und den Arbeitstag bis zu seinem 
physischen Maximum auszudehnen, 
während der Arbeiter ständig in der 
entgegengesetzten Richtung drückt. 
Die Frage löst sich auf in der Frage 
nach dem Kräfteverhältnis der Kämp¬ 
fenden .“ {MEW 16, S. 149. Hervorhe¬ 
bung HPB) 

Ist das alles „verstaubte Geschichte“ 
und nur eine Angelegenheit für Histo¬ 
riker? Nein, absolut nicht. (...) 



Teilnehmerinnen der Gewerkschaftskonferenz. 


Solidarität wieder zum Leben erwecken 

Spaltung der Belegschaften entgegentreten. Auszüge aus der Rede von Olaf Harms, 

Sekretär für Betriebs- und Gewerkschaftspolitik im Parteivorstand der DKP 


In den letzten Jahrzehnten haben sich 
gewaltige Veränderungen im Kräfte¬ 
verhältnis zu Ungunsten der Arbeiter¬ 
klasse ergeben. Um unser Agieren als 
Kommunistinnen und Kommunisten 
in den Gewerkschaften bestimmen zu 
können, brauchen wir zuerst eine Ana¬ 
lyse der Politik und Verfasstheit der 
Gewerkschaften. (...) 

Wir müssen konstatieren, dass es in 
den letzten Jahren vermehrt zur Bil¬ 
dung von sogenannten Spartengewerk¬ 
schaften gekommen ist. Ob es nun die 
Gewerkschaft der Lokführer (GDL), 
die Neue Assekuranz Gewerkschaft 
(NAG), der Marburger Bund (MB) 
oder die Vereinigung der Piloten Cock¬ 
pit (VC) ist, fast allen ist gemeinsam, 
dass ihre Mitglieder ihre Interessen 
nicht mehr durch die Gewerkschaften 
vertreten sahen und in Zeiten härterer 
Verteilungskämpfe ihre Konflikt- und 
Streikfähigkeit auch einsetzen, und 
zwar unabhängig von den Interessen 
der übrigen Beschäftigten, um für sich 
exklusiv bessere Ergebnisse zu errei¬ 
chen. Diese exklusive Solidarität ist 
es, die das Grundprinzip der Solidari¬ 
tät, die Unterstützung der Schwachen 
durch Starke verletzt, die Einheitsge¬ 
werkschaft bedroht und die Spaltung 
der Arbeiterklasse vertieft. Deshalb 
lehnen wir sie ab, sagen ihnen, dass es 


der falsche Weg ist, den sie beschreiten. 
Eine Änderung ihres Verhaltens kön¬ 
nen wir nur über eine scharfe inhaltli¬ 
che aber solidarische Auseinanderset¬ 
zung mit ihnen, über ihr Bewusstsein, 
über eine gemeinsame Praxis in den 
betrieblichen und tariflichen Kämpfen 
und eine Stärkung ihrer berufsspezifi¬ 
schen Interessen in den Gewerkschaf¬ 
ten erreichen. 

„Betriebsfamilie“verstößt 

Leiharbeiter 

Aber die eben dargestellte Exklusivi¬ 
tät gilt nicht nur für diese Konkurrenz¬ 
organisationen. Sie ist auch in Stamm¬ 
belegschaften zu finden. So hat Klaus 
Dörre, Professor an der Friedrich- 
Schiller-Universität in Jena in Auswer¬ 
tung einer Studie,festgestefit: (...) Eine 
Mehrheit der von uns befragten Fest¬ 
angestellten aus der Automobilindus¬ 
trie (gewerkschaftlicher Organisations¬ 
grad über 90%) ist davon überzeugt, 
dass der Leiharbeitseinsatz dem Unter¬ 
nehmen ermöglicht, „flexibel auf An¬ 
forderungen des Marktes zu reagieren“ 
(61,6 Prozent Zustimmung), doch bei 
41,8 Prozent stößt die Aussage „Leihar¬ 
beit wird auch genutzt, um Konkurrenz 
in die Betriebe zu bringen“ auf Zustim¬ 
mung (31,9 Prozent Ablehnung) und 
ein noch größerer Anteil (42,9 Prozent) 


lehnt die Feststellung ab, dass Leihar¬ 
beiterinnen „genauso zur Betriebsfa¬ 
milie“ gehören wie Stammkräfte. (...) 
Zwar beurteilt eine Mehrheit Hartz IV 
kritisch, doch über die Hälfte der Be¬ 
fragten ist der Meinung, auf Arbeits¬ 
lose solle größerer Druck ausgeübt 
werden (54 Prozent ). Und nahezu 50 
Prozent halten die Aussage ,Eine Ge¬ 
sellschaft, in der jedermann aufgefan¬ 
gen wird, ist nicht überlebensfähig 4 für 
zutreffend, nur eine kleine Minderheit 
von 15 Prozent lehnt das explizit ab.“ 
Daraus folgt, dass wir bei der Über¬ 
windung der ausgrenzenden exklusi¬ 
ven Solidarität nicht erst bei den soge¬ 
nannten Spartengewerkschaften anfan¬ 
gen müssen, sondern schon viel früher 
in den Betrieben die Solidarität der 
lohnabhängig Beschäftigten, und zwar 
unabhängig von der Art ihres Arbeits¬ 
vertrages, wieder verstärkt zum Leben 
erwecken müssen. 

Aber nicht nur diese Spaltung schwächt 
die Kampfbereitschaft der Arbeiter¬ 
klasse. Immer wieder wird in unserer 
innerparteilichen Diskussion der Be¬ 
griff des Opportunismus verwendet. 
Und nicht selten reagieren dann Ge¬ 
nossinnen und Genossen darauf sehr 
verletzt, so als wollte man ihnen unter¬ 
stellen, die Interessen der Arbeiterklas¬ 
se bewusst und entgegen eigenen Wis¬ 


sens zu verraten. Doch worum handelt 
es sich eigentlich? Lenin beschreibt es 
so: 

„Opportunismus bedeutet, dass die 
grundlegenden Interessen der Massen 
den vorübergehenden Interessen einer 
verschwindenden Minderheit von Ar¬ 
beitern zum Opfer gebracht werden 
oder, anders ausgedrückt, dass ein Teil 
der Arbeiter mit der Bourgeoisie ein 
Bündnis gegen die Massen des Proleta¬ 
riats eingeht (...) Der Opportunismus 
wurde im Lauf von Jahrzehnten durch 
die Besonderheiten jener Entwick¬ 
lungsepoche des Kapitalismus hervor¬ 
gebracht, in der die verhältnismäßig 
friedliche und zivilisierte Existenz ei¬ 
ner Schicht privilegierter Arbeiter die¬ 
se ,verbürgerte 4 , ihnen Brocken von den 
Profiten des eigenen nationalen Kapi¬ 
tals zukommen ließ und sie von dem 
Elend, den Leiden und den revolutio¬ 
nären Stimmungen der verelendeten 
und bettelarmen Masse losriss“. „Die¬ 
se Schicht der verbürgerten Arbeiter 
oder der Arbeiteraristokratie 4 .... ist 
... die Hauptstütze der Bourgeoisie. 
Denn sie sind ... wirkliche Schrittma¬ 
cher des Reformismus“. Lenin betont 
aber auch, dass diese Entwicklung nicht 
das Ergebnis mangelnder Moral einzel¬ 
ner Arbeiterfunktionäre ist: „Alle stim¬ 
men darin überein, dass der Opportu¬ 


nismus kein Zufall, keine Sünde, kein 
Fehltritt, kein Verrat einzelner Perso¬ 
nen, sondern das soziale Produkt einer 
ganzen historischen Epoche“ ist. 

Zu wenig Kommunisten 
in Gewerkschaften 

Damit haben wir zumindest ein Er¬ 
klärungsmuster, weshalb die Gewerk¬ 
schaften kaum nennenswerten Wi¬ 
derstand gegen die Agenda-Politik 
von Rot-Grün, gegen die Hartz-IV- 
Gesetze entwickelt haben. Wenn der 
Opportunismus das soziale Produkt 
einer Epoche ist, dann folgt daraus 
doch nicht, einzelnen Kolleginnen 
oder Kollegen in der Führung der Ge¬ 
werkschaften persönlich die Schuld zu 
geben. Die Frage ist doch aufzuwer¬ 
fen, warum die Mehrheit der Mitglie¬ 
der in den Gewerkschaften sie nicht 
an ihren falschen Entscheidungen ge¬ 
hindert hat, sondern im Gegenteil in 
manchen Fällen sogar unterstützt ha¬ 
ben. Wie kommt es, dass die Politik un¬ 
serer Gewerkschaften sich in der Re¬ 
gel an sozialdemokratischen Inhalten 
ausrichtet? Doch nicht deshalb, weil 
es zu viele Sozialdemokraten in den 
Gewerkschaften gibt, sondern weil es 
zu wenig Kommunistinnen und Kom¬ 
munisten, zu wenig Kolleginnen und 
Kollegen, die ihre Arbeit in den Ge¬ 
werkschaften als Klassenkampf ver¬ 
stehen, gibt. Um dies zu ändern bedarf 
es einer noch engeren Zusammenar¬ 
beit mit unseren Kolleginnen und Kol¬ 
legen. 
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Ammenmärchen über die EEG-Umlage 

Bürger zahlen für Konzerne - Beispiele im Landkreis Recklinghausen 



Nicht nur fleischverarbeitende Betriebe stehlen sich aus der EEG-Umlage. Umso 
mehr zahlen die Bürger. 


D er Strompreis für die Bürger nä¬ 
hert sich der magischen Grenze 
von 30 Cent pro Kilowattstun¬ 
de. Als Begründung wird herangeführt, 
dass die im „Erneuerbare-Energien- 
Gesetz“ festgelegte Ökostrom-Umla¬ 
ge 2014 von 5,277 auf 6,307 Cent pro 
Kilowattstunde steigt. Noch im letzten 
Jahr lag die Umlage bei 3,59 Cent pro 
Kilowattstunde. Otto Normalverbrau¬ 
cher zahlt also jedes Jahr noch einen 
drauf, auch wenn der Preis an der Börse 
auf bis zu 3,8 Cent pro Kilowattstunde 
abgesunken ist. 

Obwohl gerade die alternativen Ener¬ 
gien zur Absenkung des Strompreises 
an der Börse erheblich beigetragen ha¬ 
ben, werden diese von vielen Menschen 
kurzsichtig für die höhere Stromrech¬ 
nung verantwortlich gemacht. Dabei 
weisen die lokalen Medien in ihren 
Artikeln ausdrücklich darauf hin, dass 
einerseits die Stromkonzerne im Ver¬ 
dacht stehen, die niedrigen Einkaufs¬ 
preise nicht dem Verbraucher zugute 
kommen zu lassen und sich damit also 
die eigenen Taschen füllen. Anderer¬ 
seits machen sie darauf aufmerksam, 
dass die sogenannten Industrierabat¬ 
te die EEG-Umlage immer mehr auf- 
blähen. Dies ist die entscheidende Ur¬ 
sache dafür, dass ein Drei-Personen- 
Haushalt zukünftig im Durchschnitt 
36 Euro mehr und damit insgesamt 220 
Euro an Umlage pro Jahr zahlen muss. 
Im Jahre 2008 betrug die EEG-Umlage 
gerade mal 40 Euro. 

Der Kleinverbraucher zahlt also dafür, 
dass immer mehr Industriebetriebe von 
der EEG-Umlage ganz oder teilweise 
entlastet werden. Viele Medien vertei¬ 
digen diese Situation u.a. mit der Be¬ 
hauptung, dass aufgrund des globalen 
Wettbewerbs Industrieunternehmen 
Arbeitsplätze abbauen müssten, wenn 
der Strompreis nicht niedrig gehalten 
werden kann. Als Beispiele nennen 
sie stromintensive Branchen wie z.B. 
Aluhütten, Zement- und Stahlwer¬ 
ke. Diese Situation hat sich aber seit 
dem 01.01.2012, dem Inkrafttreten der 
EEG-Novelle, grundlegend verändert. 
Seitdem werden auch Unternehmen 
aus anderen Produktionsbranchen von 
der EEG-Umlage entlastet. Während 


im Jahre 2010 nur 570 Unternehmen 
von der Entlastung profitierten, waren 
es in diesem Jahr schon 1 716 Unter¬ 
nehmen. Aufgrund der Anträge, die 
Unternehmen Mitte dieses Jahres ge¬ 
stellt haben, ist klar, dass es im nächsten 
Jahr schon mehr als 2 200 Unterneh¬ 
men sein können, die sich die EEG- 
Umlage einstreichen werden. 

Kritik wird im Keim erstickt 

Mit dem Schreckgespenst von Arbeits¬ 
losigkeit und wirtschaftlicher Verar¬ 
mung wird jede Kritik an einem solchen 
System im Keim erstickt. Schauen wir 
uns doch mal die konkrete Situation 
im Kreis Recklinghausen an. 16 Un¬ 
ternehmen aus dem Kreis sind von der 
EEG-Umlage entlastet worden. Hier¬ 
bei handelt es sich um sechs Chemieun¬ 
ternehmen aus Marl, ein Metallunter¬ 
nehmen aus Datteln, drei Unternehmen 
der Ruhrkohle AG, eine Futtermittel- 
Firma und ein Gummi-Unternehmen 
aus Dorsten, ein Kalksandstein-Unter¬ 
nehmen aus Haltern und ein Mühlen- 
Unternehmen aus Recklinghausen. Ja, 
und dann ist da noch ein Fleisch- und 
Schlachtunternehmen in Oer-Erken- 
schwick. Und zumindest bei diesem Un¬ 
ternehmen wird man hellhörig. Neben 
Westfleisch gibt es noch weitere elf Un¬ 
ternehmen der Schlacht- und fleisch ver¬ 
arbeitenden Industrie in Deutschland, 
die von der EEG-Umlage verschont 
geblieben sind. Des Weiteren gibt es 
noch 30 ausschließlich fleischverarbei¬ 
tende und 22 ausschließlich schlachten¬ 
de Unternehmen, die dieses Glück für 
sich verbuchen konnten. 

Aber was ist beim Schlachten und 
Fleisch verarbeiten so stromintensiv? 
Elektrische Werkzeuge und Produkti¬ 
onsbänder gibt es in fast jedem Pro¬ 
duktionsbetrieb. Auch umfassende 
Kühlsysteme gibt es zuhauf in der le- 
bensmittelherstellenden Industrie, wo¬ 
bei einige Firmen aus der entzogenen 
Wärme neue Energie hersteilen. Na 
ja gut, da ist vielleicht noch die Räu¬ 
cherei, die Strom fressen könnte. Aber 
wer würde schon Westfleisch in Oer-Er- 
kenschwick mit der Firma Rheinzink in 
Datteln vergleichen wollen? Natürlich: 
Die CDU/CSU-FDP-Regierung. 


Denn die hat im Gesetz ein wenig 
nachgeholfen und belohnt seit zwei 
Jahren gerade die Unternehmen, die 
mit Schein-Werkverträgen, Leih¬ 
arbeit, Lohndumping und Absen¬ 
kungstarifverträgen ihre Personal¬ 
kosten massiv abgesenkt haben. Er¬ 
innern wir uns: Gerade zu der Zeit, 
als Westfleisch hunderte Arbeiter/ 
innen aus Polen Fleisch für die Grill¬ 


saison hersteilen und verpacken ließ, 
stellte die Firma ihren Antrag auf 
die „Besondere Ausgleichsregelung 
EEG“ für 2013. Und genau zu diesem 
Zeitpunkt hatte Westfleisch zugege¬ 
ben, dass bis dahin mehr als 50 Pro¬ 
zent der Stammbelegschaft Stück für 
Stück durch Werkvertragsarbeiter/in¬ 
nen aus osteuropäischen Ländern er¬ 
setzt worden waren. 


Durch Recherchen der Initiative „So¬ 
lidarisches Recklinghausen“ war auf¬ 
geflogen, dass Westfleisch Verträge 
mit polnischen Werksfirmen hatte, die 
Arbeiterinnen aus Polen unter mise¬ 
rablen Bedingungen in Massenunter¬ 
künfte untergebracht und mit Schein¬ 
werkverträgen und Niedrigstlöhnen 
abgespeist hatte. Nachdem das ZDF 
darüber berichtet hatte, veranlasste die 
Firma Westfleisch immerhin die Über¬ 
nahme der Arbeiterinnen als Leihar¬ 
beiter/innen der Firma Maiale in Oer- 
Erkenschwick. 

Sozialleistungen 
werden geopfert 

Und genau für all das wird Westfleisch 
mit der Entlastung von der EEG-Um¬ 
lage belohnt. Denn die Kosten für die 
Werkvertragsarbeiter/innen bzw. die 
Leiharbeiter/innen verringern die sog. 
Bruttowertschöpfung. Und sobald das 
Verhältnis der Stromkosten zur Brutto¬ 
wertschöpfung die 14-Prozent-Grenze 
überschreitet, gilt die Firma als strom¬ 
intensives Unternehmen, ohne dass 
eine Kilowattstunde Strom mehr ver¬ 
braucht worden sein muss. Der Bür¬ 
ger ist doppelt betroffen, weil sich im¬ 
mer mehr Unternehmen ihrer gesell¬ 
schaftlichen Verantwortung entziehen. 
Immer mehr Sozialleistungen werden 
geopfert, weil bei Werkverträgen und 
Leiharbeitern weniger Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträge fließen. 
Gleichzeitig steigt der Strompreis für 
den Kleinverbraucher weiter, weil sich 
Unternehmen billigeren Ökostrom von 
der Börse besorgen aber nicht bereit 
sind, für deren weitere Förderung zu 
zahlen. 

Wie viele Unternehmen im Kreis Reck¬ 
linghausen von dieser Ungerechtigkeit 
profitieren, sollte der Kreistag offiziell 
untersuchen lassen, um danach mit gu¬ 
ten Argumenten ein Ende dieser Ma¬ 
chenschaften einzufordern. Die DKP 
wird dazu einen Antrag einbringen. 
Dabei dürfte auch von Interesse sein, 
warum die fleischverarbeitende Firma 
Herta des schweizerischen Nestle-Kon- 
zerns in Herten bisher noch keinen be¬ 
sonderen Ausgleich bei der EEG-Um¬ 
lage genießt. Detlev Beyer-Peters 


Die Lebensbedingungen von Kindern und 
Jugendlichen werden in der Stadt bestimmt 

Bildungspolitische Initiative der DKP-Ratsfraktion in Bottrop 


Die DKP-Ratsfraktion in Bottrop hat 
beantragt, dass auf der Sitzung des 
Schulausschusses am 6. November 
2013 über die Bildungsziele der Stadt 
Bottrop im Zusammenhang mit der 
Errichtung der ersten Sekundarschu¬ 
le diskutiert wird. Wir dokumentieren 
diesen Antrag im Folgenden. 

Bildungspolitische Ziele 
der Stadt Bottrop 

Bildung ist nicht nur ein landespoliti¬ 
sches, sondern auch ein kommunales 
Thema. Kommunen - und somit auch 
die Stadt Bottrop - haben eine ent¬ 
scheidende Mitverantwortung für die 
Sicherung günstiger Rahmenbedingun¬ 
gen für das Aufwachsen von Kindern 
und Jugendlichen. Die konkreten Le¬ 
bensbedingungen von Kindern und Ju¬ 
gendlichen und ihren Familien werden 
in unserer Stadt bestimmt. 

Der kommunale Raum bietet die 
Chance, ein Gesamtsystem von Bil¬ 
dung, Erziehung und Betreuung zu 
entwickeln und als tragende Struktur 
zu verankern. Die Entwicklung einer 
solchen Struktur liegt dabei im urei¬ 
gensten Interesse unserer Stadt. Ange¬ 
sichts zurückgehender Geburtenzahlen 
werden insbesondere gut ausgebildete 
junge Menschen als Standort- und Ent¬ 
wicklungspotential zunehmend wich¬ 
tiger. Der demografische Wandel wird 
zu einem spürbaren Nachwuchsmangel 
führen, der durch Defizite im Bildungs¬ 
system verstärkt wird. 


Die DKP-Fraktion hatte während der 
Diskussion um den Schulentwicklungs¬ 
plan mehrfach gefordert, Bildungsziele 
für die Stadt Bottrop festzulegen. Wäh¬ 
rend dieser Diskussion haben die Frak¬ 
tionen erklärt, dass dies im Anschluss 
an die Erstellung des Schulentwick¬ 
lungsplanes geschehen soll. Nun soll 
die erste Sekundarschule in Bottrop 
errichtet werden. Bevor die Informati¬ 
onsveranstaltungen zur Sekundarschu¬ 
le stattfinden, ist es nun an der Zeit, die- 


weit auszugleichen, dass die individu¬ 
elle Zukunft nicht ungleich bleibt und 
3. das Ziel, durch Bildung die junge 
Generation zu befähigen, am gesell¬ 
schaftlichen Geschehen möglichst ei¬ 
genständig teilzunehmen und an der 
demokratischen Gestaltung ihrer Zu¬ 
kunft mitzu wirken. 

Auf dem Hintergrund dieser allge¬ 
meinen Zielsetzung sollen für Bottrop 
folgende (messbare) Teilziele in den 
nächsten Jahren erreicht werden: 


5. die Verringerung der Quote der Aus¬ 
pendler, 

6. den Aufbau eines inklusiven Schul¬ 
systems unter Einbeziehung aller 
Bottroper Schulen und 

7. die flächendeckende Einrichtung von 
Ganztagsschulen der Sekundarstufe 1. 
Um diese Teilziele zu erreichen, erach¬ 
tet der Schulausschuss folgende Um¬ 
setzungsschritte für erforderlich: 

★ Mit Hilfe der bereits bestehenden 
Datenbestände sind Sozialräume mit 


$ 



RATSFRAKTION 

Germaniastr. 54 
46236 Bottrop 

Tel.: 02041/688157, Fax: 02041/763809 
Mail: DKP-BottropWt-oniine.de 

www.tlkn-liollrop.ile 
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Bottrop 


se Bildungsziele zu diskutieren und zu 
beschließen. 

Mit Hilfe von Bildung sollen vor al¬ 
lem drei allgemeine Ziele verfolgt 
werden: 

1. das Ziel, alle Kinder und Jugendli¬ 
chen auf breiter Ebene zu qualifizie¬ 
ren, damit sie den Herausforderungen 
der Gegenwart und Zukunft gewach¬ 
sen sind, 

2. das Ziel, die herkunftsbedingten un¬ 
gleichen Ausgangsbedingungen durch 
ein öffentliches Bildungsangebot so¬ 


1. die Halbierung der Zahl der Schulab- 
brecher von zurzeit 7,35 Prozent (Cari- 
tas-Studie) auf höchstens 3,5 Prozent 
im Jahr 2017; 

2. die Senkung der Quote ausländischer 
Schulabgängerinnen und -abgänger 
ohne Abschluss von derzeit 21,4 Pro¬ 
zent unter den Landesdurchschnitt von 
13 Prozent, 

3. die Steigerung des Anteils von Schü¬ 
lern mit höheren Bildungsabschlüssen, 

4. die Rückführung von Schulverweige¬ 
rern in das Schulsystem, 


geringer Bildungsbeteiligung zu iden¬ 
tifizieren. Hinweise darauf sind z.B. in 
einem deutlich unterdurchschnittlichen 
Besuch von Tageseinrichtungen oder 
hohen Übergangsquoten zu Haupt- 
und Förderschulen zu sehen. 

★ Eine qualifizierte, vorschulische 
Sprachförderung erhöht die Bildungs¬ 
chancen nicht nur von Kindern mit 
Zuwanderergeschichte und muss be¬ 
darfsgerecht in Sozialräumen mit be¬ 
sonderem Handlungsbedarf ausgebaut 
werden. 


★ Da immer mehr Eltern für ihre Kin¬ 
der den gemeinsamen Unterricht von 
behinderten und nicht behinderten 
Schülerinnen und Schülern wünschen, 
ist ein möglichst flächendeckendes, 
wohnortnahes und die verschiedenen 
Schulformen berücksichtigendes An¬ 
gebot an barrierefreien Schulgebäu¬ 
den zu schaffen. 

★ Längeres gemeinsames Lernen er¬ 
höht die Bildungschancen aller Kinder 
und Jugendlichen. Alle von der Landes¬ 
regierung eröffneten Möglichkeiten 
längeren, gemeinsamen Lernens müs¬ 
sen in der Entwicklung der Bottroper 
Schullandschaft genutzt werden. 

★ Alle Bildungsakteure, von der Fami¬ 
lie über die Tageseinrichtungen, Schu¬ 
le, Jugendfreizeiteinrichtungen bis zu 
den Betrieben müssen aufeinander be¬ 
zogen arbeiten und im Sinne der best¬ 
möglichen Förderung von Kindern 
und Jugendlichen Zusammenwirken. 
Gelingen kann dies vor allem dann, 
wenn alle Beteiligten ihre Ressourcen, 
besonderen Kenntnisse und Fertigkei¬ 
ten in enger Kooperation miteinander 
verschränken. Dazu müssen die Ak¬ 
teure regelmäßig über die Fortschrit¬ 
te in der Umsetzung der Bildungsziele 
informiert werden. Das Bildungsbüro 
Bottrop übernimmt dabei eine koordi¬ 
nierende Funktion. Auf den jährlichen 
Bildungskonferenzen des Bildungsbü¬ 
ros wird über die Fortschritte berichtet 
und es werden geeignete Schritte für 
die Erreichung dieser Ziele beraten. 
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Anzeigen 


unsere zeit m 


Und immer sind es Spuren Deines Lebens, Bilder, Augenblicke 
und Gefühle, die uns an Dich erinnern und uns glauben lassen, 
dass Du bei uns bist. 



Erna Pabst 

geb. Schloßer 
*11.5.1925 1 17.10.2013 

In stiller Trauer: 

Sonja und Joachim Jahn 
Enkel: Manuela Jahn, Christina und Jens Freye 
Urenkel: Florian, Anika und Jean-Phillip 
und alle Anverwandten 


Auf Wunsch der Verstorbenen erfolgt die Beisetzung in aller Stille. 
„Hubert Laubach Bestattungen“, 66111 Saarbrücken, Nauwieserstraße 27 


Unser Genosse und Kamerad 

Jochim Bertram 

ist tot. Er starb mit 58 Jahren völlig unerwartet. 

Neulich sagte eine gute Freundin: „Ein ,Peacenik‘ war Achim wahrlich 
nie. Sondern immer vehement widerständig, lautstark, stets verbunden 
mit ein bissei anarchischer Ader.“ Und so kannten wir ihn auch. 

Politisiert worden war Achim im KBW und BWK. Der DKP näherte ersieh 
nach dem gesellschaftlichen Rollback 1989/90 an. Auch seine Erleb¬ 
nisse als Brigadist in Nicaragua förderten seinen Entschluss, in die DKP 
einzutreten, deren Mitglied er nunmehr fast 20 Jahre lang war. 

Achim war auch als engagierter Antifaschist bekannt, der stets resolut 
gegen soziale Demagogie und Nazi-Hetze auftrat. So war es nur folge¬ 
richtig, dass Achim in der WN-BdA aktiv wurde. 

Mit Achim verlieren wir einen wertvollen Genossen und 
WN-Kameraden. 

DKP Kreisverband Göttingen 
VVN-BdA Kreisvereinigung Göttingen 


Einladung 

zur Diskussionsveranstaltung 

„Mehr Zeit zum Leben - 
Arbeit umverteilen, 
Arbeitszeit verkürzen!“ 

Samstag, 2 . November 2013 , 

von 11 Uhr-15 Uhr, 
Gewerkschaftshaus, 
Clubraum 3, 

Wilhelm-Leuschner-Straße 69, 
60329 Frankfurt am Main 

Referent: Volker Metzroth, 

Mitglied des Parteivorstands 

DKP-Gruppe Frankfurt-Süd 

Bitte bringt Euch Verpflegung mit. 


Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 


( -'N 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

v_> 
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Unser Genosse 

Bernhard Röppel 

1.4.1926-11.10.2013 
ist verstorben 

Bereits als Jugendlicher beteiligte sich Bernhard an Aktivitäten ge¬ 
gen den Hitler-Faschismus bei den Edelweißpiraten. Die faschistische 
Justiz verurteilte ihn dafür 1943 zu einer dreimonatigen Haft. Nach der 
Befreiung vom Faschismus wurde Bernhard 1946 Mitglied der KPD. 
Von 1950 - 1952 war er Kreissekretär der KPD in Bottrop. Auch nach 
dem Verbot der KPD durch die Adenauer-Justiz setzte er seine Arbeit 
in den Reihen der Kommunisten fort. 

Nach der Konstituierung der DKP übernahm Bernhard 1968 die Funk¬ 
tion des Sekretärs für Organisationspolitik im Bezirk Ruhr-Westfalen. 
In dieser Funktion, die Bernhard bis 1983 ausübte, war er maßgeblich 
an der starken Entwicklung der DKP in Ruhr-Westfalen beteiligt. Bern¬ 
hard setzte sich für die Entwicklung von Klassenkämpfen wie 1973 
bei Mannesmann in Duisburg und bei Hoesch in Dortmund ein. In die¬ 
sen Jahren errang die DKP im Bezirk zahlreiche Kommunalmandate in 
Bottrop, Gladbeck, Essen-Nord, Gelsenkirchen-Horst, Hattingen, Ahlen 
und im Bündnis in Oberhausen. Im Jahr 1983 wurde Bernhard Refe¬ 
rent für Organisationspolitik beim DKP-Parteivorstand in Düsseldorf. 
Nach dem Zusammenbruch des Sozialismus blieb Bernhard seiner 
politischen Überzeugung treu. Er brachte seine Erfahrung später in die 
Bürgerberatung der DKP in Gladbeck ein. Bis zuletzt nahm Bernhard 
regen Anteil an der Entwicklung von Klassenkämpfen und der DKP. 

Unser Beileid gilt der Genossin Resi Röppel und dem Sohn Bernhard 

DKP Parteivorstand 
DKP Bezirk Ruhr-Westfalen 
DKP Kreisvorstand Bottrop 


Wollt ihr denen Gutes tun, 
die der Tod getroffen, 

Menschen lasst die Toten ruhen 
und erfüllt ihr Hoffen“. 

Erich Mühsam 

Friedhelm Bluhm 

*28.11.1948 f 1.10.2013 

Wir trauern um unseren langjährigen Kampfgefährten und Freund 
Friedhelm, der uns völlig unerwartet und plötzlich verlassen hat. 

Mit ihm verlieren wir einen klugen und bescheidenen Mitstreiter für 
Frieden und eine bessere Welt. Er wird uns allen in guter Erinnerung 
bleiben. 

Unsere Anteilnahme gilt seiner Frau Heidi und seiner Tochter Irena. 

Susanne, Günter, Tina, Herbert, Inge, Jürgen, Irene, Hartmut, Heinz 


Sie haben keine Zeit 
Sich alt zu fühlen 

Sind so zeitlos wie die Hoffnung ist 
Und die Idee, für sie zu leben 

Die herzlichsten Glückwünsche unserer Genossin 

Inge Sixt 

die am 20. Oktober 75 Jahre alt wird. 

Für Deinen lebenslangen Einsatz für Frieden und Sozia¬ 
lismus verdienst Du unser aller Dank und hohen Respekt. 
Auch in schweren Zeiten hast Du den Mut nie sinken 
lassen! Wir sind stolz auf unsere Ehrenvorsitzende und 
wünschen ihr Glück, Gesundheit und ein langes Leben! 

Deutsche Kommunistische Partei 
Schweinfurt - Haßberge, Kreis Unterfranken 



Am 10. Oktober 2013 ist unsere Genossin 

Ruth Keßler 

im Alter von 91 Jahren gestorben. Sie entstammte einer Arbeiterfa¬ 
milie. Ihr Vater, ein Metallarbeiter, war Mitglied der KPD und der Ge¬ 
werkschaft. Er nahm seine Tochter schon als Kind zu Demonstrationen 
mit und auch zu Versammlungen auch mit Ernst Thälmann. Sie wurde 
eine starke, kämpferische und lebensbejahende Frau. 

Nach der Zerschlagung des Faschismus - inzwischen in die KPD auf¬ 
genommen - besuchte sie die Bezirksparteischule. Im Jahr 1945 wur¬ 
de sie zur Finanzverantwortlichen der Berliner FDJ gewählt. Seit der 
Gründung des Reisebüros der DDR fand sie dort als Abteilungsleiterin 
bis 1989 ihre berufliche Erfüllung. 

Während der Konterrevolution, in deren Zuge ihr Mann Heinz verhaftet 
wurde, beendete sie im Januar 1990 ihre Mitgliedschaft in der SED, 
die bis dahin ihre Partei war. Im Oktober 1993 wurde die DKP ihre 
politische Basis. 

Ihr konkreter Schwerpunkt war aber die Arbeit im Solidaritätskomitee 
für die von der BRD-Strafjustiz politisch Verfolgten, zu denen Erich 
Honecker, Fritz Streletz und Heinz Keßler in vorderster Front gehörten. 

Wir möchten ihm, unserem geschätzten Genossen, und seiner Familie 
unsere tief empfundene und solidarische Anteilnahme aussprechen. 


DKP-Gruppe Berlin-Lichtenberg/Marzahn/Hellersdorf 
Berliner Landesvorstand 


UZ-Lesertreffen 

Linke Literatur Messe in Nürnberg 
Sa. 02.11.2013,11:00 bis ca. 12:30 

in Nürnberg gegenüber dem Hauptbahnhof im K4 
Königstraße 93, im Glasbau 



Wir gratulieren unserer Genossin 

Milli Bauer 

zu ihrem 90. Geburtstag am 28. Oktober 2013 

Seit Jahrzehnten in der kommunistischen Bewegung aktiv, gehört sie 
der DKP seit 1968 mit verantwortungsvollen Aufgaben an, u.a. bis 
heute als Gruppen- und Kreiskassiererin. 

Als frühere Betriebsrätin und langjähriges Mitglied der Vertreterver¬ 
sammlung der IGM genießt sie hohes Ansehen bei ihren Kolleginnen 
und Kollegen. 

Als Kandidatin der DKP und von Wahlbündnissen trug sie über Jahr¬ 
zehnte dazu bei, daß die Arbeitenden eine Stimme im Stadtrat von 
Idar-Oberstein hatten. 

In ihrer vom Militär geprägten Heimat ist ihre Stimme nach wie vor zu 
hören, wenn es um Frieden und Abrüstung geht. 

Über all die Jahrzehnte war sie unserem unvergessenen Genossen 
Alfred Bauer eine gute Lebens- und Kampfgefährtin. 

Liebe Milli, wir wünschen Dir noch viele Jahre in unserer Mitte, wir 
schätzen Dich und wir brauchen Dich. 


Deutsche Kommunistische Partei 
Gruppe Idar-Oberstein, Kreis Rhein-Nahe-Glan 
Bezirk Rheinland-Pfalz 



EHRUNG & KRANZNIEDERLEGUNG 


★ 95. JAHRESTAG NOVEMBERREVOLUTION ★ 

Sozialismus oder Barbarei 


09.11.2013 


14.00 UHR | FRIEDHOF EICHHOF 
EICHHOFSTRASSE 56 | KIEL 




Bü^briicR^HaTscRSfr 

in der Krjsg 


Der BVG-Streik 1932 und die kom¬ 
munistische Üewerfcscha^lspüiitik 
zu m Ende der Weiin ii rer Republik 

m\i Dr, Sieian H$iru 

1 . 11.1 Freitag |« Uhr 
GedfrnksLaUä Ernst Thälmann 
Tarpentjekslräle 6$ 


Einheit^- und ValkyFronlpolitik: 
Mit we m - gegen wen - 
für was? 

mit Jüri^en 

7.11.1 Dorm unslug 119 Uhr \T\ 
Magda-Thürey-Zenlrbm 
Lindenallee 72 


www.kapital ismus-in-der-krise.de e 



Toskana, nah am Meer 

HUK 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Hau* oder Rauscher; 

Kinderpa radier ^ 



Marx Engels 
Stiftung 


Sa, 3 , 2013 - 10 : 00 - 18:30 Uhr 

451,27 Essen, Hoffnurgstr 18 

Konferenz: Äfvaro Cunhal, der 
„Adoptivsohn des Proletariats' 1 . 

futriA grtvlp: Av**e i.Lt. di V fr*i n*|i> 

rufen Souverän bal J ur tftn KiDsscrkarupf uraä dn Fef- 
J *1 iX-T- f.r - ifc£§u.n EG-BftfrlU, 

Man*-@i. A.'vs'ö CwW, h *;■ 

Kjk Lnd dm Debatte jrr dte Alt E ja Mal dei OTunfeäÜKh- 
terihiJlädWh Pflitd 

Vich-iS Knjfcr. th+f 5chrJfl&1e**r AJi*ioCwihsl 

J.irgrn L%d: Dir Kntf& U rSr UbrnnCLfig cfei Ffr 
m Fwiuofti Cuntai Anwodung und 
GfHTtfrtUng öe* Miseren Kmawitett cM 

KimiTHMiBiisdvn Uv.tmalkHuto. 

FrineHce li«Hb*n: *A utedo PC* por uns r^o- 
tetflo dornwim* e fl 05 Y 3 k*fl 5 fr* Atfl - r> 

cont-ihiVü fLrdumenLri dt AJv-aro Cjnlul ■ |Otr Kan |:f 
■SV F*CP fiit wü derrwkatrthi und rtiltefmih 
dr. för ■■wcric frw fre* 

Bc4 r as von AJvnra Gunhs } 

Luca* Zqifri: Dfe A'ulyw dea Chirihferä dir 
Kn» dvrsH d? PCP 

ÄlvaroCuniial 




Ei ne Konferenz, dar War x-Ervgte s-Stift jnq am Ar Pass 
Jus 100. G^bumiarjtts von Ajvaio Curfiy) 

UnLer^mi von dei inlemailüna^n Konrnft^gn der 
DKP und der Organisation der poflupestactien 
KdmTiiiiHftirtn in nftuibttlann 

AnirrtCUng Hte uMr Ob 

«tef Tf.i azn i Kfliezs (ne™*™ 


MARXISTISCHE 


BIÄTTER Slß, 

'^v^marxistisch 


50 Jahre Marxistische Blätter 

50 Jahre Marxismus für die A-Klasse 

Gemeinsame Tagung von Marxistische Blätter 
und Marx-Engels-Stiftung 

Samstag, 23. November 2013 
12.30 Uhr bis 18.30 Uhr 
Unperfekthaus, Friedrich-Ebert-Str. 18 
45127 Essen 

(Innenstadt, vom Hauptbahnhof fußläufig gut zu erreichen) 


Themen und Referentlnnen: 

„Kurs auf 50 + x“ - Herausforderungen für eine 
zukunftsfähige marxistische Zeitschrift Robert 
Steigerwald ★ „Dass er das Wissen trägt“ Dietmar 
Dath ★ Der doppelte Boden der Marx-Renais¬ 
sance Georg Fülberth ★ Östlicher und Westlicher 
Marxismus? Domenico Losurdo ★ Der EU-weite 
Angriff auf Tarifverträge - Aufgabe der Marxistin¬ 
nen im Verteidigungskampf der Gewerkschaften 
Anne Rieger 

Tagungsbeitrag: Spende für die Marxistischen Blätter 

Um Anmeldung wird wegen Raum- und Essensplanung dringend gebeten: 

Redaktion Marxistische Blätter, 0201 -2486482 
log@Neue-lmpulse-Verlag.de 
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unsere zeit 


Nötig: Absolut nüchterne 
Einschätzung der gegebenen 
Klassenkräfteverhältnisse 

Betr.: „Der Hamburger Aufstand 
1923“, UZ vom 18.10.2013, S. 9 

Es ist zu begrüßen, dass Olaf Harms 
an den Hamburger Aufstand 1923 erin¬ 
nert (UZ vom 18.10.). Sicherlich könn¬ 
te man mehrere Probleme des Artikels 
diskutieren, so auch den detaillierten 
Ablauf der Chemnitzer Betriebsräte¬ 
konferenz, auf der Heinrich Brandler 
angesichts des am Vortag erfolgten 
Einmarsches der Reichswehr in Sach¬ 
sen, die Ausrufung des Generalstreiks 
forderte und dabei, nach der Erinne¬ 
rung Jacob Walchers, von dessen Aus¬ 
mündung in den bewaffneten Aufstand 
ausging. Wie später in der Broschüre 
von August Thalheimer „1923: Eine 
verpasste Revolution“ zum Ausdruck 
kam, entsprach dies einer grundlegen¬ 
den Fehleinschätzung der tatsächlichen 
Verhältnisse. Man kann das gut aufbe¬ 
reitet bei Thalheimer selbst nachlesen 
und im Thälmann-Report von Eber¬ 
hard Czichon und Heinz Marohn. Und 
damit sind wir beim Hauptproblem. 
Genosse Harms geht davon aus, dass 
die „Hauptmomente der politischen 
und wirtschaftlichen Lage in der zwei¬ 
ten Hälfte 1923 ... davon (zeugen), 
dass zu jener Zeit eine akut-revolutio¬ 
näre Situation gegeben war.“ So urteilte 
auch Ernst Thälmann in seinem Artikel 
„Die Lehren des Hamburger Aufstan¬ 
des“. Czichon und Marohn hingegen 
merken meines Erachtens auf S. 156 im 
ersten Band ihres Reportes richtig an: 
„In der Frage jedoch, wieweit tatsäch¬ 
lich objektive Voraussetzungen für ei¬ 
nen bewaffneten Aufstand vorhanden 
waren, also ob nach dem Generalstreik 
gegen die Cuno-Regierung eine ^evo¬ 
lutionäre Situation 4 entstanden war, 
unterlag auch Thälmann einer Fehl¬ 
analyse.“ Dieser Auffassung schließe 
ich mich an, d.h., ich gehe davon aus, 
dass 1923 im Herbst weder die objekti¬ 
ven noch die subjektiven Voraussetzun¬ 
gen für eine Revolution erfüllt waren. 
Aber es genügt schon das Fehlen einer 
dieser Voraussetzungen, damit die Re¬ 
volution nicht stattfindet. Es sei einge¬ 
räumt, worauf auch Czichon und Ma¬ 
rohn hinweisen, dass Walter Wimmer 
und andere Autoren im unveröffent¬ 
lichten zweiten Band der Geschichte 
der SED zwar auch noch von einer re¬ 
volutionären Situation sprechen, aber 
einräumen, dass das Tempo der revo¬ 
lutionären Entwicklung in Deutschland 
überschätzt wurde. Nach meinem Er¬ 
achten findet sich eine besonders tref¬ 
fende Einschätzung der tatsächlichen 
Verhältnisse in der Broschüre von A. 
Thalheimer, die zugleich verdeutlicht, 
weshalb ein Vergleich mit der Okto¬ 
berrevolution falsch wäre und immer 
falsch war. Was uns der Hamburger 
Aufstand also vor allem auch lehren 


sollte, ist dies: absolut nüchterne Ein¬ 
schätzung der gegebenen Klassenkräf¬ 
teverhältnisse. 

Herbert Münchow, Leipzig 

Betriebsräte haben mehr getan 
als „erlaubt“ 

Betr.: „Arbeit darf nicht krank 
machen“, UZ vom 27.9.2013, S. 2 

Der Artikel von Olaf Harms liest sich 
wie ein Bericht eines (...) Betriebsrats 
über sein erstes Arbeitsschutzseminar: 
Vor 1996 reichte angeblich die Mitbe¬ 
stimmung nicht aus, so dass den Be¬ 
triebsräten nichts anderes übrig blieb, 
als nur Dinge zu tun, die dem Unter¬ 
nehmer nichts kosten. Aber solange 
haben wir ja nicht gewartet, um bei¬ 
spielsweise den Betrieb asbestfrei zu 
machen. Dann kam 1996 aus heiterem 
Himmel das Arbeitsschutzgesetz. Kein 
Wort, warum: weil nämlich Betriebsräte 
in größeren Betrieben jahrzehntelang 
mehr getan haben, als es die gesetzli¬ 
chen Minimalanforderungen „erlaub¬ 
ten“ und weil im europäischen Ausland 
die Arbeitsschutzgesetzgebung bereits 
weiter als in Deutschland gediehen war. 
Verschwiegen wird auch die schärfste 
Waffe des neuen Arbeitsschutzgeset¬ 
zes: die Gefährdungsanalyse, bei deren 
Durchführung die Betriebsräte volles 
Mitbestimmungsrecht haben (bundes¬ 
weit erstmals bei ALSTOM in Mann¬ 
heim durch Einigungsstellenspruch 
durchgesetzt). Mal ganz davon abge¬ 
sehen, dass der Autor laufend Begrif¬ 
fe wie „Arbeitnehmer“ und „Verant¬ 
wortung“ verwendet, verwundert zum 
Schluss der konstruierte Unterschied 
zwischen Kommunisten und den An¬ 
deren: Angeblich wissen nur wir, dass 
Arbeitsschutzmaßnahmen meist Geld 
und letztlich auch Profit kosten. Aber 
das wussten meine im Arbeitsschutz 
aktiven, sozialdemokratischen Kolle¬ 
gen schon vor 40 Jahren ... 

Joachim Schubert , Mannheim 

Friedensverhandlungen im 
Gewehrfeuer? 

Betr. Der lange Krieg auf den 
Philippinen,UZ vom 4.10.2013, S.4 

Jalandoni, dessen Aussagen die UZ 
wiedergibt - leitet die Kommission der 
NDFP, die mit der philippinischen Re¬ 
gierung seit 20 Jahren über einen Frie¬ 
den verhandelt. Die Regierung verlangt 
Beweise für den Friedenswillen der 
NDFP, da die NPA ihre Angriffe fort¬ 
setzt. Dieses Ansinnen, so die NDFP, 
vergifte die Atmosphäre. Die NDFP hat 
einige inhaftierte Kämpfer als Experten 
für die Verhandlungen benannt, die die 
Regierung freilassen soll, es aber nicht 
tut. Die NDFP will nun die Regierung 
für diesen „Verrat“ an den Verhand¬ 
lungen „bestrafen“, was weitere Tote 
bedeutet. 

Auch Zivilisten geraten ins Feuer - auf 
beiden Seiten. Im Frühjahr hatte die 


NPA im Konvoi eines Bürgermeisters 
zwei Wachleute erschossen und seine 
Frau verletzt. Das Paar zählt zu alten 
Bekannten des im niederländischen 
Exil lebenden Jalandoni. Nach dem 
„Abkommen über die Beachtung von 
Menschenrechten und Internationa¬ 
lem Humanitärem Recht“ war dieser 
Überfall nicht erlaubt. Jalandoni ent¬ 
schuldigte sich bei den prominenten 
Betroffenen. Betrifft es kleine Leute, 
so bleiben Entschuldigungen aus. Sol¬ 
che Fälle beschweigt die NDFP, die für 
sich die Einhaltung der Menschenrech¬ 
te reklamiert und der Regierung deren 
Verletzung vor wirft. 

Vor 20 Jahren wurde in der NDFP über 
eine Fortsetzung des Guerillakriegs ge¬ 
stritten, was 800 bis 1 200 Leben kos¬ 
tete. Jüngst berichtete die Presse über 
Massengräber aus den 1980ern, die der 
NPA angelastet werden. Sie hätte da¬ 
mals „Spione“ erschossen. Im Frühjahr 
2012 trat Jalandoni in Berlin auf der Bi¬ 
ennale auf dem „New World Summit“ 
unter der Flagge der NPA auf, neben 
ihm auch die von Abu Sayaf, al Kaida 
und anderer als terroristisch bezeichne- 
ter Organisationen. „Die NPA 4 sagte er, 
„will im Volkskrieg, gestützt durch die 
Massen in den nächsten 5 Jahren von 
der strategischen Defensive zu einem 
strategischen Patt kommen.“ 

Max Reinhardt , Bonn 
Zum Zitat siehe: http://ndfp.net/ 
jooml5/index.php/readings-mainme- 
nu-73/1439-the-political-underground- 
in-the-philippines.html 

Einigende Mobilisierung? 

Betr.: Liste für die Europawahlen 

Im DKP-Nachrichtenportal wurde die 
„mit großer Mehrheit“ gewählte DKP- 
Liste zur EU-Wahl 2014 veröffentlicht: 
36 Kandidatinnen, davon fast die Hälf¬ 
te, nämlich 15 aus Berlin (7) und den 
ostdeutschen Bundesländern (8) - in 
letzteren ist die Partei bekanntlich be¬ 
sonders stark entwickelt und politisch 
verankert. Kein/e einzige/r Kandidat/ 
in aus Bayern, dem Saarland, Schles¬ 
wig-Holstein, Bremen und Rheinland- 
Pfalz, auch nicht aus Sachsen-Anhalt. 
Zwar ist eine der stellvertretenden Par¬ 
teivorsitzenden Spitzenkandidatin, der 
Parteivorsitzende selber findet sich erst 
auf Platz 12, der andere Stellvertreter 
auf Platz 18. Ach ja, und das Wahlpro¬ 
gramm selber wird irgendwann in den 
kommenden Monaten durch den PV 
beschlossen werden, ist ja auch wohl 
nicht so entscheidend. (...) Soll so die 
Partei einigend mobilisiert werden? 

Volker Scholz-Goldenberg, Köln 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 26 . OKT 


Berlin: „Deutschland 1933: Prozesse. Wir¬ 
kungen. Kontinuitäten. Lehren.“ Vortrag und 
Diskussion mit Reiner Zilkenat, Heinz Karl 
und Ulrich Schneider Veranstalter: Marx-En- 
gels-Stiftung. Begegnungsstätte Undine, Ha- 
genstr.57 (Nähe Bhf Lichtenberg), 11.00 Uhr. 

Köln: „Im Fadenkreuz: Kuba - USA, Ter¬ 
rorismus, Sozialismus“. Veranstaltung der 
Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba, Regio¬ 
nalgruppe Köln, mit Heinz Langer, ehemaliger 
DDR-Botschafter in Kuba. Haus der Evange¬ 
lischen Studierendengemeinde, Bachemer 
Straße 27,19.00 Uhr. 


MO ★ 28 . OKT 


Bad Kreuznach: „DKP und Wahlen, histo¬ 
risch und aktuell.“ Öffentliche Mitglieder¬ 
versammlung der DKP mit Volker Metzroth, 
Mitglied des Parteivorstands der DKP. Was- 
sersümpfchen 23,20.00 Uhr. 

Dortmund: „Drei Quellen und drei Bestand¬ 
teile des Marxismus“, Erarbeitung des Textes 
von Lenin im Rahmen eines Bildungsmonats 
von DKP und SDAJ. „Z“, Oesterholzstraße 27, 
19.30 Uhr._ 

Berlin: „Nach den Wahlen ist vor den Wah¬ 
len“, öffentliche Mitgliederversammlung der 
DKP-Mitte/Pankow mit der Direktkandida¬ 
tin Tunia Erler. Begegnungstreff 203, Torstr. 
203-205,19.00 Uhr._ 

Elmshorn: Bericht und Diskussion der ge¬ 
werkschaftspolitischen Konferenz der DKP 
und der Bundesmitgliederversammlung zu 
den EU-Parlamentswahlen. Mitgliederver¬ 
sammlung der DKP Elmshorn. Rheinhold- 
Jürgensen- Zentrum, 19.30 Uhr. 


Ml ★ 30 . OKT 


Dortmund: Mittwoch, 30.10.16.00 Uhr Frie¬ 
densstand an der Katharinentreppe 


SA ★ 2 . NOV 


Frankfurt: „Mehr Zeit zum Leben - Arbeit 
umverteilen, Arbeitszeit verkürzen!“ Diskus¬ 


sionsveranstaltung der DKP-Gruppe Frank¬ 
furt-Süd mit Volker Metzroth, Mitglied des 
Parteivorstands der DKP. Gewerkschaftshaus, 
Clubraum 3, Wilhelm-Leuschner-Straße 69, 
11.00 Uhr. 


SO ★ 3 . NOV 


Essen: „100 Jahre Älvaro Cunhal (geb. 
10.11.1913)“ - Konferenz mit Beiträgen von 
einem Genossen der PCP aus Portugal, Anna 
Bravio, Hans-Peter Brenner, Michael Kegler, 
Jürgen Lloyd und Lucas Zeise. Veranstalter: 
Marx-Engels-Stiftung. DKP-Parteizentrum, 
Hoffnungstraße 18,10.00 Uhr. 


MO ★ 4 . NOV 


Hamburg: „Parlament der EU und außerpar¬ 
lamentarische Bewegungen - Gründe für die 
Kandidatur der DKP zur EU-Wahl.“ Diskus¬ 
sionsveranstaltung der DKP Langenhorn- 
Fuhlsbüttel. Bürgerhaus Langenhorn, Tang- 
stedter Landstraße 41,19.00 Uhr. 

Dortmund: „Drei Quellen und drei Bestand¬ 
teile des Marxismus“, Erarbeitung des Textes 
von Lenin im Rahmen eines Bildungsmonats 
von DKP und SDAJ. „Z“, Oesterholzstraße 
27,19.30 Uhr. 


DO ★ 7 . NOV 


Düsseldorf: „Wenn das Land zur Ware 
wird“ - Film und Diskussion über das Bei¬ 
spiel Chiapas/Mexiko, wo die Menschen sich 
dagegen wehren, dass die Natur zur kapita¬ 
listischen Ware gemacht und anschließend 
ausgeplündert wird, und Alternativen leben. 
Veranstalter: jAlerta! - Lateinamerika Grup¬ 
pe Düsseldorf. Linkes Zentrum, Corneliusstr. 
108,20.00 Uhr. 


FR ★ 8. NOV 


Gießen: „Verfolgt Verboten Vergessen.“ 
Filmabend der DKP über den Kampf gegen 
die Remilitarisierung und die Verfolgung im 
Kalten Krieg. Im Anschluss Diskussion mit 
Herbert und Ingrid Wils. DGB-Haus, Dachsaal, 
Walltorstraße 17,19.30 Uhr. 


Pressefest- 

Finanzbarometer 

Stand 21. Oktober 2013 



Pressefest-Buttons (721 Stück) 
Zuschüsse von DKP-Gliederungen 
Spenden 


3 605,00 Euro 
9 575,00 Euro 

4 600,37 Euro 


gesamt (am 21.10.13) 


17 780,37 Euro 


Ziel (zum 18.11.13) 


35 000,00 Euro 


UZ-Probeabo-Karten für Eure Aktionen - 


Jetzt kostenlos bestellen! 



Wir wollen viel mehr Menschen für die DKP 
interessieren. Dafür brauchte die UZ: 

Woche für Woche viele Infos, Meinungen, 
Argumente, Berichte aus der Partei usw. 
Es lohnt sich also, für die UZ zu werben. 

Der erste Schritt kann ein Probeabo sein. 
Vier Wochen kostenlos, vier Wochen DKP im 
0-Ton. Für die Werbung sind unsere Probe- 
Abo-Karten da. Für Info-Tische, zum Aus¬ 
legen bei Veranstaltungen, zur Verteilung 
bei Aktionen. Oder, wenn vorhanden, zum 
Einlegen in die eigene Kleinzeitung. 

Bestellungen sind möglich in einer Menge 
von 25 bis 500 Stück. 

Die Karten sind gratis. Über eine Spende 
freuen wir uns. 


Bestellungen an: info@unsere-zeit.de oder Tel. 0201 -17788923. 
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Lenin erneut auf Reisen 

Von Wuppertal nach Oldenburg (Oldb) 


Meine progressive Woche 

Vom 12. bis 18. Oktober 



Im Sommer 2013 erreichte mich in 
Wuppertal der Schrei aus Oldenburg: 
„Verzweifelte Suche nach Lenin-Figur“. 
Was war passiert? In der in Oldenburg 
(Oldb) außerordentlich beliebten und 
auch von den Oldenburger Genossin¬ 
nen und Genossen der DKP als Veran¬ 
staltungsort genutzten Szene-Gaststät¬ 
te, „bei Beppo“ zierte über viele Jahre 
eine Lenin-Statue den Gastraum. Auf 
einem kleinen Podest, direkt neben der 
Theke, wurde sie oft von den Gästen be¬ 
staunt. Sie war ein Mitbringsel des Ol¬ 
denburger Chors „Bundschuh“ von ei¬ 
ner Chorfahrt durch Kasachstan 1986. 


Aber eines Tages war die beliebte Sta¬ 
tue verschwunden. „Der Gast einer Ü- 
40-Party am Wochenende hat die Figur 
wohl mitgehen lassen“, ärgerte sich die 
Gastwirtin Heike Brüntjen über den 
Verlust. 

Schnell reifte mein Entschluss, mich 
von meiner Lenin-Statue zu tren¬ 
nen und sie nach Oldenburg zu brin¬ 
gen. So begab sich Lenin also erneut 
auf eine Reise durch einen Teil von 
Deutschland - diesmal aber nicht 
aus seinem Exil in der Schweiz und 
nicht in einem verschlossenen Abteil 
der Reichsbahn, sondern in einem 


IC von Wuppertal, der Stadt mit der 
berühmten Schwebebahn, mit dem 
noch berühmteren Tanztheater Pina 
Bausch und mit dem noch berühm¬ 
teren „größten Sohn unserer Stadt“, 
Friedrich Engels, in die Geburtsstadt 
des berühmten Philosophen Karl Jas¬ 
pers, nach Oldenburg. Dabei erinner¬ 
te ich mich immer wieder, wie wich¬ 
tig Friedrich Engels für das Leben 
und den Kampf von Lenin war, mit 
welcher Hochachtung er über ihn ge¬ 
schrieben hat. 

Am 14. September war es soweit. Feier¬ 
lich konnte ich in der total überfüllten 
Gaststätte der Wirtin die Lenin-Statue, 
zusammen mit einer Biographischen 
Skizze „Wissenswertes über Wladimir 
Illjitsch Lenin“ und einer „Urkunde“ 
überreichen. In Lenins Gepäck befand 
sich auch noch eine Flasche Moskows- 
kaja Wodka, was einiges Schmunzeln 
hervorrief. 

Es war für alle Gäste ein bewegender 
Augenblick als die Statue ihren Platz 
auf dem Podest gefunden und auch die 
Biographische Skizze und die Urkunde 
ihren Platz gefunden hatten. 

Ich beendete unter großem Beifall die 
Übergabezeremonie mit den Worten: 
„Ich wünsche mir, dass mit der Über¬ 
gabe und der dauerhaften Präsentati¬ 
on der Lenin-Statue, viele Menschen 
dadurch motiviert werden, sich mit 
dem Werk und dem kämpferischen 
Leben dieses außergewöhnlichen 
Mannes zu beschäftigen und sich ein¬ 
zureihen in die große Gemeinde der 
Menschen, die - wie Lenin es getan 
hat - beständig für den Frieden, für in¬ 
ternationale Solidarität, gegen Krieg 
und Faschismus kämpfen, die nicht 
nachlassen im Kampf für eine Welt 
in der die Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen für immer über¬ 
wunden ist.“ 

Wer auch immer nach Oldenburg 
kommt, der/die sollte einen Besuch 
„bei Beppo“ und der Lenin-Statue 
nicht versäumen. Dirk Krüger 


Dienstag 

Viele Gläubige erwarten von Franziskus, 
dass er die Kirche der Vernunft der Welt 
öffnet. Die Reformation ist immerhin 
fast 500, die bürgerliche Revolution über 
200 Jahre her. Die Erwartungen werden 
gestärkt durch Verlautbarungen wie zur 
Rolle der Frau in der Kirche, aber auch 
Gesten wie das Beten am Strand von 
Lampedusa. Auch wenn Letzteres in 
seiner Folgenlosigkeit nicht an Reform 
und Revolution, sondern eher an mittel¬ 
alterliche Gesundbeterei erinnert. 

Heute wird Franziskus mit einer Facette 
seiner Kirche konfrontiert, die sich we¬ 
der wegbeten noch ignorieren lässt. Die 
katholische Piusbruderschaft - und nur 
sie - erklärt sich bereit, den NS-Kriegs- 
verbrecher Erich Priebke in Albano in 
der Nähe von Rom zu beerdigen. Zu¬ 
vor hatte es Absagen gegeben, Geburts-, 
Wohn- und Sterbeort des faschistischen 
Massenmörders hatten sich verweigert, 
Die Piusbrüder bestätigten mit der Ges¬ 
te ihre Nähe zum Faschismus. Sie war 
einer der Hauptgründe für den Bann ge¬ 
wesen, mit dem frühere Päpste die Holo¬ 
caust-Leugner belegt hatten. Ausgerech¬ 
net der deutsche Papst Ratzinger locker¬ 
te ihn. Der Vatikan sieht die Messen der 
Piusbruderschaft seitdem als gültig an, 
rät aber von ihrem Besuch ab. 
Franziskus könnte an Glaubwürdigkeit 
gewinnen, wenn er seine Kirche von sol¬ 
chen verschlungenen Formeln befreit. 
Hier kann er sich die italienischen An¬ 
ti-Faschisten zum Vorbild nehmen, die 
das öffentliche Spektakel der Priebke- 
Beerdigung heute verhinderten. 

Mittwoch 

Es gehört zu den schändlichsten Kapi¬ 
teln deutscher Kriminalgeschichte, dass 
Polizei, Nachrichtendienste und Verfas¬ 
sungsschutz (einschließlich der politisch 
Verantwortlichen) die Opfer des Natio¬ 
nalsozialistischen Untergrundes (NSU) 
selbst dann noch kriminalisierten, als 
klar wurde, dass es sich um eine Mord¬ 
serie handelte. Das ergab sich zuerst da¬ 


raus, dass bei allen Taten eine Ceska CZ 
83 verwandt wurde. 

Jedem Profiler hätte sofort klar sein müs¬ 
sen, dass die Täter damit eine Botschaft 
aussenden. Unter den gegebenen Um¬ 
ständen konnte diese nur ausländer feind¬ 
lich sein. Wer das nicht sah, wollte es nicht 
sehen. Die hier lebenden Ausländerinnen 
haben es gesehen. 

Heute wird vor dem Gericht über diese 
Waffe gesprochen. Langatmig wird ihr 
Weg von der Schweiz zu den Mördern 
verfolgt. Ein weiteres Beispiel dafür, wie 
Detailhuberei benutzt wird um Wahr¬ 
heit zu verwischen. 

Donnerstag 

Wieder einmal stellt der Steuerzahler¬ 
bund seine immer wieder erschrecken¬ 
de Liste der Verschwendung öffentlicher 
Geldausgaben bei den gleichnamigen 
Bauprojekten vor. Die sei oft vermeid¬ 
bar durch solide Planung und realisti¬ 
sche Finanzierung. Da fehlt was, Kolle¬ 
gen, das ist nicht durchdacht. Kein pri¬ 
vater Bauherr ist bestechlich, Politiker 
schon. Das ist das ganze Geheimnis. 

Freitag 

Wir kennen es vom Motorradfahren. 
Nach dem Winter wird das Schätzchen 
entmottet, eingefettet und auf Hoch¬ 
glanz poliert. Wer länger leben will, 
fährt auf einen leeren Parkplatz und übt. 
Ausweichen, Bremsen hinten, Bremsen 
vorn, Kurvenlage, Schalten usw. usf. Die 
Bahn AG hat sich davon etwas abge¬ 
schaut. Just in diesen Tagen wird aller¬ 
dings nicht für den Sommer, sondern für 
den Winter geübt. Immerhin jeder vierte 
Fernzug war nach Bahn-Statistiken im 
vergangenen Winter zeitweise zu spät 
gekommen (gefühlt habe ich in jedem 
zweiten gesessen). Jetzt werden Einsatz¬ 
pläne mit,, Winterübungen“getestet. Die 
positiven Auswirkungen im Winter wer¬ 
den wir hoffentlich zu spüren bekom¬ 
men. Die aktuellen Auswirkungen sehen 
wir schon in dieser Woche. Jeder zweite 
Zug hat Verspätung. AdiReiher 


Kommando aus Moskau 

Wie die UZ beinahe die Friedensfahrt veranstaltete 


Brief des Klaus Ullrich Huhn an die Leser der UZ 

Ich hatte mich in der letzten Ausgabe ordnungsgemäß „ zurückgemeldet“ - mit 
einem fatalen „ Fehlstart“ Nun muss ich den Lesern wenigstens in Stichworten 
erklären, wie das ausgerechnet einem 68 Jahre als Journalisten Tätigen passieren 
konnte. Schon zu alt? Besser den Koffer packen für das Pflegeheim? Nichts von 
alledem, sondern nicht „Fehlstart“ sondern „Frühstart“. Ich hatte mein „Come¬ 
back“ mit einer Story beginnen wollen, über die nicht mal die „ Veteranen“ der 
UZ Bescheid wussten, wurde dann aber von einem aktuellen Ereignis „ überholt“ 
schob den begonnenen Text nach unten und übersah, dass er mitsamt dem ande¬ 
ren Text von Berlin nach Essen gelangte und dort - mitten im Satz endend - auch 
gedruckt wurde. Bitte also um Nachsicht. Heute nun der komplette Text, wobei 
ich den halbfertigen mit Stichworten wiederhole. 


E rwähnt hatte ich, welche Rolle die 
Friedensfahrt im europäischen 
Radsport in der zweiten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts gespielt hat¬ 
te. Auch in der Sowjetunion war man 
begeistert und beließ es nicht dabei, 
sondern - ein anderes Wort fällt mir 
im Augenblick nicht ein - komman¬ 
dierte den Veranstaltern in der DDR, 
der CSSR und Polen die Fahrt bis in die 
Sowjetunion zu verlängern. 1985 - fünf¬ 
zigster Jahrestag des Sieges über den 
Faschismus - schien den Veranstalter¬ 
ländern ein würdiger Anlass, in Mos¬ 
kau zu beginnen und dann Rennfahrer, 
Mechaniker, Ärzte und Schiedsrichter 
nach Warschau zu fliegen. Nach diesem 
„Auftakt“ kam das nächste Kommando 
aus Moskau: Start 1986 in Kiew. Der 
Prolog sollte am 6. Mai stattfinden. Am 
26. April - also zehn Tage vorher - er¬ 
schütterte die Nachricht von der Reak¬ 
torkatastrophe in Tschernobyl die Welt. 
Das Kernkraftwerk liegt am Stadtrand 
Kiews, und aus allen Ländern kamen 
sofort besorgte Anfragen, ob das Ren¬ 
nen etwa dennoch dort gestartet wer¬ 
den soll. 

Der Hauptleitung gegenüber versicher¬ 
ten die zuständigen sowjetischen Be¬ 
hörden, dass keinerlei Gefahr für die 


Teilnehmer bestünde, nachdem Strah¬ 
lenexperten die Situation überprüft 
hätten. So kam es, dass sich Tausen¬ 
de Flüchtlinge sich im Hauptbahnhof 
Kiews drängten, um aus der Stadt zu 
fliehen, während die Rennfahrer ihr 
Quartier im Hotel neben dem Dyna¬ 
mo-Stadion bezogen. Vor dem Eingang 
agierten Posten mit Geigerzählern und 
beruhigten alle Skeptiker. Zahlreiche 
Länder aber sagten in letzter Stunde 
ab, Schweden darunter und Großbri¬ 
tannien. Heute muss festgestellt wer¬ 
den, dass Gorbatschow damals das 
Rennen als Bühnendekoration gegen¬ 
über der Weltöffentlichkeit benutzte. 
Während Kiewer Zuschauer zusam¬ 
menströmten, das Rennen auch als Ga¬ 
rantie dafür betrachtend, dass die Ge¬ 
fahren der Katastrophe gebannt waren, 
ließ der Staats- und Parteichef fast 300 
in Moskau akkreditierte Journalisten 
nach Kiew fliegen, um ihnen dort mit 
Hilfe der Friedensfahrt „normales Le¬ 
ben“ vorzuspielen. Verzichten wir heu¬ 
te auf einen Kommentar ... 

Damit waren zunächst die sowjetischen 
Friedensfahrt-Gastspiele beendet, 
wenn man nicht zwei Jahre darauf, in 
Moskau auf die Idee gekommen wäre, 
1989 ein „Super-Rennen“ veranstalten 


und auch bezahlen zu wollen: Anläss¬ 
lich des 200. Jahrestages der Französi¬ 
schen Revolution sollte eine Etappen¬ 
fahrt von Paris nach Moskau ausge¬ 
tragen werden. Es begann eine Serie 
von Konferenzen. Da bald klar war, 
dass man auf mehr als zwanzig Etap¬ 
pen kommen und damit alle von der 
Amateurföderation gezogenen Gren¬ 
zen überschreiten würde, konzipierte 
man eine Strecke von Paris via Stras¬ 
bourg, Frankfurt (Main), Kassel, Hal¬ 
le, Berlin, Prag, Warschau und Brest, 
von wo man von einem sowjetischen 
Militärflughafen zur Schlussetappe 
nach Moskau fliegen wollte. Das Pro¬ 
blem war: In Frankreich fand man nur 
mühsam Mitveranstalter und Sponso¬ 
ren und über die Bereitschaft in der 
BRD ist wohl kaum ein Wort zu verlie¬ 
ren. Bonn wollte jedoch Moskau nicht 
brüskieren und so kam eine Variante 
zustande, über die bislang selten ein 
Wort verloren wurde und die aber ein 
vielseitiges Kapitel Geschichte liefert. 
Bonn willigte ein, die „UZ“ als Mitver¬ 
anstalter zu akzeptieren und war auch 
bereit - die Zeitung hätte nach den 
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Gepflogenheiten des Rennens auch 
die Kosten übernehmen müssen - alle 
Zahlungen zu leisten. Die geforderte 
Gegenleistung: Eine Etappe müsse in 
der BRD gestartet werden und ohne 
eine Passkontrolle in der DDR enden. 
Eine eindeutig politische Forderung, 
die aber die DDR - auch im Interes¬ 
se der „UZ“ - zu erfüllen bereit war! 
Ich hätte Mühe - damals einer der „di- 
recteurs“ des Rennens - mich all der 
Folgen zu erinnern, die unausbleiblich 
waren. Der bundesdeutsche Radsport¬ 
verband musste die „UZ“ als Partner 
akzeptieren und eines Tages saß einer 
der Redakteure mit einem Radsport¬ 
funktionär zusammen am Tisch und 
sie vertraten gemeinsam die Bundes¬ 
republik! 

Gescheitert war das Vorhaben dann 
übrigens nicht etwa an politischen 
Querelen, sondern am Widerstand der 
Veranstalter der größten europäischen 
Profirennen, die um ihren Profit fürch¬ 
teten. Ein Kompromissvorschlag zwei 
Profimannschaften bei Paris-Moskau 
starten zu lassen, fand ebenfalls keine 
Zustimmung. Der italienische UCI- 


Präsident Luis Puig begrüßte die Ab¬ 
sage des Abenteuers, weil die Friedens¬ 
fahrt das „Flaggschiff der Amateure 
sei, das niemand torpedieren sollte“. 

So verlief die Fahrt 1989 in alten Bah¬ 
nen, aber es fehlte nicht viel daran, dass 
die „UZ“ Mitveranstalter der Friedens¬ 
fahrt geworden wäre und Bonn ihre 
Rechnungen bezahlt hätte. 

Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Pelle, der Eroberer, 
Dän/Schwi988 

Gelungene Verfilmung des Romans 
von Martin Andersen Nex0. Pelle 
wehrt sich gegen die unmenschli¬ 
chen Lebensbedingungen der Tage¬ 
löhner auf einem dänischen Guts¬ 
hof. Wie so viele gute Filme wird 
auch dieser leider nur in einem 
Spartensender gezeigt. 

Sa., 26. io., 20.15-22.45 Uhr, servus 
tv hd 

Max Marius, Nor/Dän/D 2008 

Der Film basiert auf autobiogra¬ 
fischen Werken des Norwegers 
Max Manus, der während der Zeit 
der deutschen Besetzung Norwe¬ 
gens zwischen 1940 und 1945 Wi¬ 
derstand leistete. 

Mo., 27.10., 0.30-2.23 Uhr, ard 

Good Morning, Vietnam, 

USA 1987 

Tragikomödie von Barry Levin- 
son aus dem Jahr 1987 über einen 
US-amerikanischen Radiomodera¬ 
tor in Saigon während des Vietnam¬ 
kriegs. Antikriegsfilm, mit bitterem 
Humor. 

Fr., 1.11., 22.40-1.10 Uhr, kabel eins 
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